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Größe des Stadtgebietes:  38,80 qkm 
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Bevölkerungsentwicklung  
 
 
nach der Fortschreibung des Landesbetriebes 
Information und Technik Nordrhein-Westfalen (IT.NRW) 
 
 

05.05.1939 =   6.194  31.12.2001 = 26.613 

13.09.1950 = 11.154  31.12.2002 = 26.854 

06.06.1961 = 14.980  31.12.2003 = 26.852 

26.05.1970 = 18.666  31.12.2004 = 27.095 

31.12.1975 = 20.891  31.12.2005 = 27.121 

31.12.1980 = 21.340  31.12.2006 = 27.128 

31.12.1985 = 21.371  31.12.2007 = 27.130 

31.12.1990 = 22.644  31.12.2008 = 27.021 

31.12.1992 = 23.560  31.12.2009 = 27.102 

31.12.1994 = 24.056  31.12.2010 = 27.288 

31.12.1996 = 24.658     

31.12.1998 = 25.251     

31.12.2000 = 26.330     
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Schulen und Schülerzahlen: 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Bezeichnung der Schule 2009 2010 2011

Grundschulen der Stadt Rösrath 1.172 1.128 1.128

davon:

GGS Hoffnungsthal 282 283 280

GGS Forsbach 254 237 245

GGS Rösrath 335 306 289

Kath. Grundschule Rösrath 301 302 314

Hauptschule Rösrath 292 263 247

Realschule Rösrath 559 536 515

Freiherr-vom-Stein-Schule 1.106 1.077 1.103

Käthe-Kollwitz-Schule 171 164 145

Schülerinnen und Schüler 
insgesamt: 3.300 3.168 3.138

Veränderung zum Vorjahr in % -0,15 -4,00 -0,95

Schülerinnen und Schüler

nach der Schulstatistik vom:

15. Oktober des Jahres …

2009 2010 2011
Berufskollegs Bergisch Gladbach:
Berufsschule 139 114 111
Berufsfach-, Fach-/Fachoberschule 125 129 179
"Berufsschüler/innen" insgesamt 264 243 290

Veränderung zum Vorjahr in % -8,97 -7,95 19,34

Schüler/innen an Schulen des Berufsschulverbandes
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Ergebnisplan 2012 

Erträge – Aufwendungen – Fehlbedarf 
Inanspruchnahme des Eigenkapitals 
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Finanzplan 2012 

Einzahlungen – Auszahlungen 
Kreditbedarf 
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Ergebnisplan 2013 

Erträge – Aufwendungen – Fehlbedarf 
Inanspruchnahme des Eigenkapitals 

 
 

E
rt

rä
g

e

A
u

fw
e

n
d

u
n

g
e

n

F
e

h
lb

e
d

a
rf

A
u

s
g

le
ic

h
s

rü
c

k
la

g
e

A
ll

g
e

m
e

in
e

 R
ü

c
k

la
g

e

 -

 5.000.000

 10.000.000

 15.000.000

 20.000.000

 25.000.000

 30.000.000

 35.000.000

 40.000.000

 45.000.000

 50.000.000

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Finanzplan 2013 

Einzahlungen – Auszahlungen 
Kreditbedarf 
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§ 1 

 

Der Haushaltsplan für die Haushaltsjahre 2012 und 2013, der die für 
die Erfüllung der Aufgaben der Stadt voraussichtlich anfallenden Er-
träge und entstehenden Aufwendungen sowie eingehenden Einzah-
lungen und zu leistenden Auszahlungen und notwendigen Verpflich-
tungsermächtigungen enthält, wird 
 

im Ergebnisplan mit        2012       2013 
 

Gesamtbetrag  
der Erträge auf  39.935.700 €  39.186.220 € 
 

Gesamtbetrag  
der Aufwendungen auf 47.498.610 €  47.701.710 €  
 

im Finanzplan mit 
 

Gesamtbetrag der Einzahlungen 
aus laufender 
Verwaltungstätigkeit auf 38.396.300 €  37.646.820 € 
 

Gesamtbetrag der Auszahlungen 
aus laufender 
Veraltungstätigkeit auf 44.791.300 €  44.106.470 € 
 

Gesamtbetrag der Einzahlungen 
aus der Investitions- und  
Finanzierungstätigkeit auf   2.434.500 €    2.621.300 € 
 

Gesamtbetrag der Auszahlungen 
aus der Investitions- und  
Finanzierungstätigkeit auf   2.962.400 €    3.417.500 € 

festgesetzt. 
 
 
 
 

§ 2 
 
Kredite für Investitionen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 3 
 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen, die zur Leis-
tung von Investitionsauszahlungen in künftigen Jahren erforderlich 
sind, wird für 
2012 auf       521.800 € 
und  
2013 auf    1.559.100 € 
festgesetzt. 
 

§ 4 
 
Zum Ausgleich des Ergebnisplanes wird die Verringerung der allge-
meinen Rücklage 
in 2012 auf   7.562.910 € 
und  
in 2013 auf   8.515.490 € 
festgesetzt. 

HAUSHALTSSATZUNG der  STADT RÖSRATH  für die Haushaltsjahre  2012 und 2013 
 
Aufgrund der §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. 
NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 24. Mai 2011 (GV. NRW. S. 271), hat der Rat der Stadt Rösrath mit Beschluss vom 03.Juli 
2012 folgende Haushaltssatzung erlassen:  
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§ 5 
 
Die Höchstbeträge der Kredite, die zur Liquiditätssicherung in An-
spruch genommen werden dürfen, werden 
für das Haushaltsjahr 2012 auf    38.000.000 € 
und für das Haushaltsjahr 2013 auf   43.000.000 € 
festgesetzt. 
 
 

§ 6 
 
Die Steuersätze für die Gemeindesteuern wurden für das Haushalts-
jahr 2012 durch die Hebesatzsatzung vom 20.12.2011 mit den nach-
folgend genannten Werten festgesetzt, weshalb diese Angabe hier 
lediglich deklaratorische Bedeutung hat. Für das Haushaltsjahr 2013 
werden die Hebesätze noch in einer eigenen Hebesatzsatzung fest-
gesetzt. 
 
1. Grundsteuer 
1.1 für die land- und  

forstwirtschaftlichen Betriebe  
(Grundsteuer A) für 2012   225 v.H. 

1.2 für die Grundstücke  
(Grundsteuer B) für 2012   420 v.H. 

 
2. Gewerbesteuer für 2012   445 v.H. 
 
 

§ 7 
 

Nach dem Haushaltssicherungskonzept ist der Haushaltsausgleich 
im Jahre 2022 wieder hergestellt. Die dafür im Haushaltssiche-
rungskonzept enthaltenen Konsolidierungsmaßnahmen sind bei der 
Ausführung des Haushaltsplanes umzusetzen. 

 
 

§ 8 
 
(1) Soweit im Stellenplan der Vermerk „künftig wegfallend“ (kw) an-

gebracht ist, dürfen insoweit freiwerdende Stellen nicht mehr be-
setzt werden. 

 
(2) Soweit im Stellenplan der Vermerk „künftig umzuwandelnd“ (ku) 

angebracht ist, sind insoweit freiwerdende Stellen in Stellen nied-
rigerer Besoldungs- oder Vergütungsgruppen umzuwandeln. 

 
 

§ 9 
 
(1) Die in den Teilergebnisplänen der einzelnen Budgetbereiche 

ausgewiesenen Aufwendungen sind gegenseitig deckungsfähig, 
soweit der Haushaltsplan keine einschränkenden Vermerke aus-
weist und es sich nicht um Transferzahlungen (Aufwendungen 
der Kontenart 531 bis 533) handelt. 

 
(2) Gleiches gilt für die in den Teilfinanzplänen der einzelnen Bud-

getbereiche ausgewiesenen Auszahlungen aus Investitionstätig-
keit, soweit der Haushaltsplan keine einschränkenden Vermerke 
ausweist. 

 
 

§ 10 
 
(1) Als erheblich im Sinne von § 81 Abs. 2 Nr. 1 GO NRW gilt ein 

Fehlbetrag, der 3% der Aufwendungen des Ergebnisplanes über-
steigt. 

  
(2) Als erheblich im Sinne von § 81 Abs. 2 Nr. 2 GO NRW sind zu-

sätzliche Aufwendungen oder Auszahlungen dann anzusehen, 
wenn sie im Einzelfall 1% der Gesamtaufwendungen bzw. Ge-
samtauszahlungen übersteigen. 
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(3) Nicht veranschlagte Investitionen, für die die Auszahlungen im 
laufenden Haushaltsjahr nicht mehr als 31.000 € betragen, gel-
ten als geringfügig im Sinne von § 81 Abs. 3 Ziffer 1 GO NRW.  

 
(4) Als nicht nur geringfügige Erhöhung der Investitionsauszahlun-

gen einer Einzelmaßnahme im Sinne von § 24 Abs. 2 GemHVO 
gelten Auszahlungserhöhungen von über 10%, mindestens je-
doch mehr als 26.000 €. 

 
 

§ 11 
 
(1) Als nicht erheblich im Sinne von § 83 Abs. 2 GO NRW - und 

damit mit der Zustimmung des Kämmerers leistbar - gelten über- 
und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen,  

 
a) wenn die Summe der Mehraufwendungen bzw. Mehrauszah-

lungen je Planungsstelle nicht mehr als 10% des Haushalts-
ansatzes beträgt,  

 
oder  
 
b) unbeschadet der Regelung nach Buchstabe a), wenn die 

Summe der Mehraufwendungen bzw. Mehrauszahlungen je 
Planungsstelle nicht höher als 26.000 € ist, 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

und  
 
c) unbeschadet  der Regelungen nach Buchstabe a) und b), 

wenn die Aufwendungen bzw. Auszahlungen auf gesetzlicher 
oder tarifvertraglicher Grundlage beruhen. 

 
(2) Überplanmäßige und außerplanmäßige Aufwendungen und Aus-

zahlungen brauchen dem Rat nach § 83 Abs. 2 GO NRW dann 
nicht zur Kenntnis gebracht werden, wenn  

 
(3) die Summe der Mehraufwendungen bzw. Mehrauszahlungen je 

Planungsstelle nicht mehr als 1% des Ansatzes beträgt  
 
oder  
 
(4) unbeschadet der Regelung nach Buchstabe a), wenn die Summe 

der Mehraufwendungen bzw. Mehrauszahlungen je Planungsstel-
le nicht mehr als 2.000 € betragen. 
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Vorbericht 

zum Haushaltsplan der 
 
 
 

Stadt Rösrath 
 

für die Haushaltsjahre 2012 und 2013 
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VORBEMERKUNGEN 
 
 
Seit dem 1. Januar 2005 gilt im Land Nordrhein-Westfalen das Neue 
Kommunale Finanzmanagement (NKF). Damit steht fest, dass alle 
Kommunen des Landes bis zum Jahr 2009 ihr Rechnungswesen 
von der Kameralistik auf ein doppisches Haushalts- und Rech-
nungswesen auf der Basis der kaufmännischen doppelten Buchfüh-
rung umstellen werden. Zum 01. Januar 2008 erfolgte die Umstel-
lung des Neuen Kommunalen Finanzmanagements für den gesam-
ten Haushalt der Stadt Rösrath. Im Folgenden sind die Grundzüge 
der Doppik kurz dargestellt. 
 
 
Wesentliche Änderungen gegenüber der Kameralistik 
 
 
Ressourcenverbrauchskonzept 
 
Die entscheidende Neuerung gegenüber der Kameralistik ist der 
Schritt von einem Geldverbrauchskonzept hin zu einem Ressour-
cenverbrauchskonzept. Bislang wurden im kommunalen Rech-
nungswesen lediglich die Einnahmen und Ausgaben erfasst, d.h. die 
Erhöhungen und Verminderungen des Geldvermögens. Jetzt stellen 
die Erträge und Aufwendungen die zentralen Steuerungsgrößen im 
Neuen Kommunalen Finanzmanagement dar. Betrachtet werden die 
Veränderungen des kommunalen Eigenkapitals, ein Ansatz, der we-
sentlich transparenter als bislang über die Ergebnisrechnung und 
die Bilanz das wirtschaftliche Handeln der Gemeinde abbildet. So 
wird der vollständige Werteverzehr durch Abschreibungen offen ge-
legt und berücksichtigt. 
 
 
 
 
 

Das Drei-Komponentensystem des NKF 
 
Mit der Entscheidung für das Neue Kommunale Finanzmanagement 
ist eine Grundsatzentscheidung für das kaufmännische Rechnungs-
wesen als „Referenzmodell“ für die Haushaltswirtschaft der Kommu-
nen getroffen worden. Es erfolgt insoweit eine Orientierung am Han-
delsgesetzbuch (HGB) und an den Grundsätzen ordnungsmäßiger 
Buchführung (GoB), soweit die spezifischen Ziele und Aufgaben des 
Rechnungswesens der Kommunen dem nicht entgegenstehen. Der 
Haushalt ist und bleibt das zentrale Steuerungs- und Rechenschafts-
instrument in der kommunalen Verwaltung. Auf dieser Grundlage ist 
ein kommunales Haushalts- und Rechnungswesen entwickelt wor-
den, das sich auf die folgenden drei Komponenten stützt und sie mit 
miteinander verknüpft 
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Das NKF mit doppischem Buchungssystem besteht für die Planung, 
Bewirtschaftung und den Abschluss in den Kommunen aus drei Be-
standteilen: 
 
 
1. Der Ergebnisplan und die Ergebnisrechnung: 
 
Die Ergebnisrechnung entspricht der kaufmännischen Gewinn- und 
Verlustrechnung und beinhaltet die Aufwendungen und Erträge. Als 
Planungsinstrument ist der Ergebnisplan der wichtigste Bestandteil 
des neuen Haushalts. Das Jahresergebnis in der Ergebnisrechnung 
als  Überschuss der Erträge über die Aufwendungen oder als Fehl-
betrag wird in die Bilanz übernommen und bildet unmittelbar die 
Veränderung des Eigenkapitals der Kommune ab. Das Jahreser-
gebnis umfasst die ordentlichen Aufwendungen und Erträge, die Fi-
nanzaufwendungen und -erträge sowie außerordentliche Aufwen-
dungen und Erträge und bildet den Ressourcenverbrauch der Kom-
mune somit umfassend ab.  
 
 
2. Die Bilanz: 
 
Sie ist Teil des neuen Jahresabschlusses und weist das Vermögen 
und dessen Finanzierung durch Eigen- oder Fremdkapital nach. 
Grundlage der Bilanz ist die Erfassung und Bewertung des kommu-
nalen Vermögens. Die Regeln für Ansatz und Bewertung (Bilanzie-
rung) orientieren sich dabei an den kaufmännischen Normen. Auf 
der Aktivseite der kommunalen Bilanz befinden sich in enger Anleh-
nung an das HGB das Anlage- und Umlaufvermögen der Kommune. 
Auf der Passivseite werden das Eigenkapital sowie Rückstellungen 
und Verbindlichkeiten ausgewiesen. Die besondere Struktur der 
kommunalen Bilanz spiegelt die kommunalen Besonderheiten wie-
der, z.B. durch die Abbildung der Arten des Infrastrukturvermögens 
(Straßen etc.). 
 
 

Bilanzgliederungsschema 

Aktiva Passiva 

1. Anlagevermögen 1. Eigenkapital 
 1.1 Immaterielle Vermögensgegenstände  1.1 Allgemeine Rücklage 
 1.2 Sachanlagen  1.2 Sonderrücklagen 
 1.3 Finanzanlagen  1.3 Ausgleichsrücklage 
2. Umlaufvermögen  1.4 Jahresüberschuss/Jahresfehlbetrag 
 2.1 Vorräte 2. Sonderposten 
 2.2 Forderungen und sonstige 3. Rückstellungen 
       Vermögensgegenstände 4. Verbindlichkeiten 
 2.3 Wertpapiere des Umlaufvermögens 5. Passive Rechnungsabgrenzung 
 2.4 Liquide Mittel  
3. Aktive Rechnungsabgrenzung  

 
3. Der Finanzplan und die Finanzrechnung: 
 
Sie beinhalten alle Einzahlungen und Auszahlungen. Der Liquiditäts-
saldo aus der Finanzrechnung bildet die Veränderung des Bestands 
an liquiden Mitteln der Gemeinde in der Bilanz ab. Die Pflicht zur 
Aufstellung des Finanzplans bzw. der Finanzrechnung ist insbeson-
dere aus den Besonderheiten der öffentlichen Haushaltsplanung und 
Rechenschaftslegung hergeleitet und knüpft im Übrigen an internati-
onale Rechnungslegungsvorschriften für Kapitalgesellschaften an.  
 
 
Produktorientierter Haushalt 
 
Im kommunalen Haushaltsplan sind der Ergebnis- und der Finanz-
plan, die Erträge und Aufwendungen als Rechengrößen auf der Ebe-
ne der gesamten Kommune abbilden, jeweils in Teilergebnis- bzw. 
Teilfinanzpläne zu untergliedern. Diese werden als Teilpläne zusam-
mengefasst, die produktorientiert nach 17 verbindlichen Produktbe-
reichen im Haushaltsplan enthalten sind. Ergänzend zur Gesamtebe-
ne werden in den 17 Teilplänen aussagekräftige Informationen über 
die Erfüllung der gemeindlichen Aufgaben gegeben, z.B. über Schul-
trägeraufgaben, soziale Hilfen etc.  
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Bei der Bildung von Produktbereichen sowie deren Abbildung im Haus-
haltsplan der Gemeinde ist die nachfolgend aufgeführte Zuordnung  zu 
den Produktbereichen zu beachten. Dazu gilt, dass sowohl die wirt-
schaftlichen Betätigungen als auch die fachlichen Verwaltungsaufga-
ben den betroffenen Produktbereichen zuzuordnen sind. 
 
Der kommunale Haushaltsplan ist in produktorientierte Teilpläne 
nach folgenden verbindlichen Produktbereichen und in der ausge-
wiesenen Reihenfolge zu gliedern:  
 
 

Produktbereiche 

 
01  Innere Verwal-
tung 
02  Sicherheit  
      und Ordnung 
03  Schulträgerauf- 
      gaben 
04  Kultur  
      und Wissenschaft 
05  Soziale  
      Leistungen 
06  Kinder-, Jugend-   
      und Familienhilfe 

 
07  Gesundheitsdienste 
08  Sportförderung 
09  Räumliche Planung 
      und  Entwicklung,   
      Geoinformationen 
10  Bauen und Wohnen 
11  Ver- und Entsorgung 
12  Verkehrsflächen  
      und -anlagen, ÖPNV 
 

 
13  Natur- und Land- 
      schaftspflege 
14  Umweltschutz 
15  Wirtschaft  
      und Tourismus 
16  Allgemeine  
     Finanzwirtschaft 
17  Stiftungen 

 
 
Eine noch weitergehende Bildung von Teilplänen als Untergliede-
rung der im Haushaltsplan enthaltenen Produktbereiche, z.B. nach 
Produktgruppen oder Produkten oder nach der Organisationsgliede-
rung der Verwaltung (Untergliederung nach Verantwortungsberei-
chen), ist den Kommunen nach ihren örtlichen Bedürfnissen freige-
stellt. In den Teilplänen sind auch die Ziele und die Kennzahlen zur 
Messung der Ziele sowie ggf. die interne Leistungsverrechnung ab-
zubilden. 
 

 
Für die Stadt Rösrath wurde von der vorstehenden Möglichkeit gem. 
§ 4 Abs. 2 Nr. 3 GemHVO Gebrauch gemacht und Teilpläne nach 
örtlichen Verantwortungsbereichen aufgestellt. 
 
 

Budget  Bezeichnung 

01 

 

  Allgemeine Finanzwirtschaft 
  Steuern – Umlagen – Kreditwirtschaft 
 

02 

 

  Personalvertretung 
  Arbeit des Personalrates 
 

03 

 

  Gleichstellung 
  Arbeit der Gleichstellungsbeauftragten 
 

04 

 

  Rechnungsprüfung 
  Rechnungsprüfung, Datenschutz, Controlling 
 

05 

 

  Fachbereich 1 
  Personal, Organisation, Zentrale Dienste, Ordnung 
  Stabstelle Bürgerdienste 
 

06 

 

  Fachbereich 2 
  Jugend, Bildung, Soziales, Kultur, Sport 
 

08 

 

  Fachbereich 4 
  Planen, Bauen, Umwelt, Verkehr 
 

09 

 

  Fachbereich 5 
  Finanzen, Vermögen 
 

10 

 

  Fachbereich 6 
  Immobilienservice 
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Übersicht  
des Produktplanes  
der Stadt Rösrath  
 

 
nach  
o Produktbereichen, 
o Produktgruppen  
o Produkten  
 
mit Zuordnung  
der Produkte zu den Budgets 
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 01  Innere Verwaltung  

 01.10  Verwaltungsvorstand  

 01.10.10  Pol. Steuerung u. Verwaltungsführung 5 

 01.20  Personalvertretung  

 01.20.10  Personalvertretung 2 

 01.30  Gleichstellung  

 01.30.10  Gleichstellung 3 

 01.40  Rechnungsprüfung  

 01.40.10  Rechnungsprüfung, Revision, Controlling,  
 Datenschutz 

4 

 01.40.20  Controlling 4 

 01.50  Verwaltungsmanagement/Organisation  

 01.50.10  Organisation und zentrale Dienste 5 

 01.50.20  Personalservice 5 

 01.60  Finanzmanagement u. Rechnungswesen  

 01.60.10  Finanzmanagement u. Rechnungswesen 9 

 01.70  Zentrale Immobilienwirtschaft  

 01.70.10  Immobilienverwaltung  10 

 01.70.20  Immobilienprojektierung 10 

 01.70.30  Grundstücksentwicklung 8 
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 02 Sicherheit und Ordnung  

 02.10 Sicherheit und Ordnung  

 02.10.10 Schutz von Leben u. Gesundheit 5 

 02.10.20 Verkehrssicherheit 5 

 02.10.30 Feuer-, Zivil- u. Katastrophenschutz 5 

 02.10.40  Gewerbeüberwachung 5 

 02.20  Einwohnermeldewesen  

 02.20.10  Meldeangelegenheiten 5 

 02.20.20  Wahlen 5 

 02.30  Standesamt  

 02.30.10  Standesamt 5 

 03  Schulträgeraufgaben  

 03.10  Schulen  

 03.10.10  Grundschulen 6 

 03.10.20  Schulen der Sekundarstufen 6 

 03.10.30  Verbundschule 6 

 03.10.40  Übrige schulische Aufgaben  6 

 04  Kultur- u. Wissenschaft  

 04.10  Kultur  

 04.10.10  Kulturverwaltung, -förderung, Veranstaltungen 6 

 04.10.20  Stadtbücherei 6 

 04.10.30  Zweckverbände 6 

Übersicht des Produktplanes der Stadt Rösrath nach Produktbereichen, Produktgruppen und Produkten und deren Budgetzuordnung 
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 05  Soziale Leistungen  

 05.10  Leistungen der Sozialhilfe  

 05.10.10  Hilfen zur Sicherung der Lebensgrundlage 6 

 05.10.20  Besondere soziale Bürgerdienste 6 

 05.20  Soziale Förderung  

 05.20.10  Hilfe bei Wohnproblemen 6 

 05.20.20  Leistungen für Asylbewerber 6 

 06  Kinder-, Jugend- u. Familienhilfe  

 06.10  Kinder-, Jugend- u. Familienförderung   

 06.10.10  Tagesbetreuung von Kindern und Spielplätze 6 

 06.10.20  Sonstige Leistungen zur Förderung  
 junger Menschen und Familien 

6 

 06.10.30  Förderung von Kindern in der Tagespflege 6 

 06.10.40  Jugendarbeit 6 

 08  Sportförderung  

 08.10  Sport  

 08.10.10  Sportförderung 6 

 09  Räumliche Planung & Entwicklung, 
 Geoinformationen 

 

 09.10  Räumliche Konzepte  

 09.10.10  Räumliche Konzepte u. Bauleitplanung 8 
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 10  Bauen und Wohnen  

 10.10  Baurechtlicher Bürgerservice  

 10.10.10  Bauordnungsangelegenheiten 8 

 10.10.20  Denkmalschutz- u. Denkmalpflege 8 

 12  Verkehrsflächen- u. Anlagen, ÖPNV  

 12.10  Verkehr  

 12.10.10  Verkehr 8 

 13  Öffentliche Grün- und Waldflächen  
 13.10  Öffentliche Grün- und Waldflächen  
 13.10.10  Öffentliche Grün- und Waldflächen 10 
 13.10.20  Landschaftspark Venauen 8 

 14  Umweltschutz  

 14.10  Umweltschutz  

 14.10.10  Umweltschutz 8 

 15  Wirtschaft und Tourismus  

 15.10  Wirtschaft und Tourismus  

 15.10.10  Tourismus 8 

 15.10.20  Wochenmärkte 5 

 16  Allgemeine Finanzwirtschaft  

 16.10  Allgemeine Finanzwirtschaft  

 16.10.10  Allgemeine Finanzwirtschaft 1 
 
 

Übersicht des Produktplanes der Stadt Rösrath nach Produktbereichen, Produktgruppen und Produkten und deren Budgetzuordnung 
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Kosten- und Leistungsrechnung 
 
Als zusätzliches Instrument zur verbesserten Steuerung des Verwal-
tungshandelns wird eine Kosten- und Leistungsrechnung in der 
Stadt Rösrath eingeführt. Bis zum EDV-Programmwechsel im Juni 
2006 wurde bereits eine Kostenrechnung durchgeführt, die dann je-
doch systembedingt vorübergehend eingestellt werden musste, mit 
Beginn des NKF jedoch wieder flächendeckend angewandt wird. 
Erst durch die Aufbereitung der Daten aus der Kosten- und Leis-
tungsrechnung in einem nicht nur formal ausgeprägten Berichtswe-
sen erhalten Rat und Bürgermeister steuerungsrelevante Ergebnis-
se, die auch für die Planung, Entscheidungsfindung und Kontrolle 
nutzbar sind. Daher soll die Kosten- und Leistungsrechnung das 
wirtschaftliche Handeln der Gemeinde unterstützen. 
Im Jahr 2008 wurde bereits flächendeckend mit Kostenrechnung 
gebucht, jedoch bedarf es hier aufgrund der gesammelten Erfahrun-
gen noch einiger Anpassungen, um die relevanten und erforderli-
chen Informationen optimal zu beziehen. 
Darüber hinaus soll die Kostenrechnung als Grundlage für ein 
Kennzahlensystem dienen, welches zwischen den Produktzuständi-
gen der Fachbereiche und den Ausschüssen/zuständigen Gremien 
entwickelt werden soll. 
Für die an anderer Stelle noch detaillierter dargestellte Interne Leis-
tungsverrechnung ist die Kosten- und Leistungsrechnung die unver-
zichtbare Basis. Die hieraus zu ermittelnden Daten und Informatio-
nen werden als Grundlage für die Verrechnungen zwischen den ein-
zelnen Produkten verwandt. 
 
Haushaltsausgleich 
 
Das Konzept des Haushaltsausgleichs wird im Neuen Kommunalen 
Finanzmanagement der Ausrichtung auf den Ressourcenverbrauch 
angepasst. Der Haushalt ist dann ausgeglichen, wenn der Ergeb-
nisplan ausgeglichen ist, also wenn die Erträge die Aufwendungen 
decken. Übersteigen die Aufwendungen die Erträge, so verringert 
sich das kommunale Eigenkapital.  

 
 
Ein verbindlich festgelegter Teil des in der Eröffnungsbilanz ausge-
wiesenen Eigenkapitals kann als Ausgleichsrücklage bestimmt wer-
den, die von der Gemeinde zum Ausgleich eines Fehlbedarfs in An-
spruch genommen werden darf. In diesem Fall gilt der Haushalt als 
ausgeglichen.  
Durch Zuführung von Jahresüberschüssen kann die Ausgleichsrück-
lage wieder aufgefüllt werden. Ein nicht ausgeglichener Haushalt hat 
zunächst eine Genehmigungspflicht wegen der Verringerung des üb-
rigen Eigenkapitals zur Folge.  
 
Ist die Verringerung des Eigenkapitals erheblich oder länger andau-
ernd oder droht gar die Überschuldung der Gemeinde, so hat diese 
ein genehmigungspflichtiges Haushaltssicherungskonzept aufzustel-
len. Das Eigenkapital darf nicht aufgezehrt werden, das heißt, die 
Kommune darf sich nicht überschulden. 
 
Gesamtabschluss 
 
Viele Kommunen haben in den vergangenen Jahren Aufgabenberei-
che ausgegliedert und verfügen über zahlreiche selbstständige Ein-
heiten (verbundene Unternehmen, Beteiligungen, Sondervermögen). 
Durch den Gesamtabschluss wird erstmals eine Konsolidierung von 
Jahresabschlüssen der Kernverwaltung mit allen diesen Einheiten er-
reicht. So wird ein Gesamtüberblick über die vollständige Ertrags- 
und Finanzsituation der Kommune möglich. Die Erstellung des Ge-
samtabschlusses orientiert sich an den privatwirtschaftlichen Rege-
lungen zur Konzernrechnungslegung. Der erste Gesamtabschluss ist 
jedoch nicht gleichzeitig mit der Umstellung des Kernhaushaltes auf 
das Neue Kommunale Finanzmanagement vorzulegen, sondern erst 
danach, spätestens jedoch zu dem im NKFG bestimmten Stichtag 
(31.12.2010). Außerdem ist für die Aufstellung der Eröffnungsbilanz 
ein Stichtag bestimmt worden, zu dem diese spätestens aufgestellt 
sein muss (01.01.2009). Damit ist für die Umstellung des Kernhaus-
haltes auf das NKF eine mehrjährige Übergangszeit vorgesehen. 
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Ergebnis/Situation für das Haushaltsjahr 2010 
 
Am 22. März 2010 verabschiedete der Rat der Stadt Rösrath den 
Haushaltsplan 2010. 
 
 
Dies sind im Einzelnen folgende Festsetzungen: 
 
Tabelle 1 

Ergebnisplan (Verwaltungs- und Finanzierungstätigkeit) 

- Erträge  36.361.310 EUR 

- Aufwendungen  47.833.660 EUR 

- Saldo / Ergebnis -11.472.350  EUR 

Finanzplan  

- Einzahlungen aus lfd. Verwaltungstätigkeit 35.567.510 EUR 

- Auszahlungen aus lfd. Verwaltungstätigkeit  44.476.360 EUR 

- Saldo / Ergebnis - 8.908.850 EUR 

- Einzahlungen aus Investitionstätigkeit  5.947.900 EUR 

- Auszahlungen aus Investitionstätigkeit 6.207.900 EUR 

- Saldo / Ergebnis - 260.000 EUR 

- Einzahlungen aus Finanzierungstätigkeit  261.200 EUR 

- Auszahlungen aus Finanzierungstätigkeit  780.200 EUR 

- Saldo / Ergebnis - 519.000 EUR 

Jahresergebnis / Liquide Mittel - 9.687.850 EUR 

 
 
 

Hierzu liegen bislang die in der folgenden Tabelle ausgewiesenen, 
noch unvollständigen Werte als Ergebnisse *) vor: 
 
*) = siehe hierzu die besondere Anmerkung auf der nächsten Seite! 
 
 
 

 
Tabelle 2 

Ergebnisrechnung (Verwaltungs- und Finanzierungstätigkeit) 

- Erträge  36.694.071,00 EUR 

- Aufwendungen  41.416.805,39 EUR 

- Saldo / Ergebnis - 4.722.734,37 EUR 

Finanzrechnung  

- Einzahlungen aus lfd. Verwaltungstätigkeit 70.326.524,74 EUR 

- Auszahlungen aus lfd. Verwaltungstätigkeit  75.894.416,34 EUR 

- Saldo / Ergebnis - 5.567.888,60 EUR 

- Einzahlungen aus Investitionstätigkeit  4.081.362,58 EUR 

- Auszahlungen aus Investitionstätigkeit 5.259.927,91 EUR 

- Saldo / Ergebnis - 1.178.565,33 EUR 

- Einzahlungen aus Finanzierungstätigkeit  70.491.217,42 EUR 

- Auszahlungen aus Finanzierungstätigkeit  65.442.864,81 EUR 

- Saldo / Ergebnis - 1.698.101,32 EUR 

Jahresergebnis / Liquide Mittel - 1.482.623,19 EUR 
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Auffallend an den dargestellten „Ergebniszahlen“ sind die im Ver-
gleich zu den Erträgen/Aufwendungen bzw. zu den Planwerten des 
Finanzplanes extrem hohen Beträge (etwa Verdopplung) der Ein-
zahlungen und Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit. 
Dies beruht darauf, dass in der Finanzrechnung auch die Buchun-
gen auf „Transferkonten“ enthalten sind. Dies sind in der Regel 
durchlaufende Gelder, die sich auf den Haushalt neutral auswirken. 
 
Eine noch wesentlich größere Abweichung ergibt sich bei den Ein- 
und Auszahlungen aus der Finanzierungstätigkeit. Hier ergeben die  
Werte in der Finanzrechnung ein Vielfaches der im Finanzplan aus-
gewiesenen Beträge.  
Dies hat seine Ursache in den tatsächlichen Ein- und Auszahlungen, 
die sich aus der Inanspruchnahme und Rückzahlungen von Liquidi-
tätskrediten ergeben, die in der Planung nicht darzustellen sind. 
 
Zu dem hier in der Finanzrechnung zu den Investitionstätigkeiten 
dargestellten Ergebnis ist darauf hinzuweisen, dass hier einmal die 
in das Folgejahr vorgetragenen Auszahlungsermächtigungen keine 
Auszahlungen darstellen, zum anderen aber auch die Auszahlungen 
zu den aus dem Vorjahr übernommenen Ermächtigungen erfasst 
sind. 
 
Da die endgültige Eröffnungsbilanz zum 1. Januar 2008 noch nicht 
geprüft und festgestellt ist, konnten auch die erforderlichen Jahres-
abschlussarbeiten noch nicht vorgenommen werden. Insbesondere 
ist die genaue Berechnung und Verbuchung der Abschreibungen 
sowie der Rückstellungen noch durchzuführen, die den Wert der 
Aufwendungen und damit auch das hier dargestellte Defizit entspre-
chend erhöhen werden.  
 
 
 
 
 
 

Die deshalb noch nicht konkret ermittelbaren Inanspruchnahmen der 
Ausgleichsrücklage und der allgemeinen Rücklage sind daher in der 
folgenden Tabelle nur mit den Planwerten dargestellt. 
Gleiches gilt für den Gesamtbetrag der Kredite zur Finanzierung von 
Investitionstätigkeiten. Hier kann lediglich der Planwert ausgewiesen 
werden, weil im Laufe des Haushaltsjahres diese Ermächtigung noch 
nicht zur Aufnahme eines Kredites in Anspruch genommen wurde.  
 
 
- Verringerung der allgemeinen Rücklage zum  
  Ausgleich des Ergebnisplanes (Planwert) 

11.472.350 EUR 

- Gesamtbetrag der Kredite  
  zur Investitionsfinanzierung 

0 EUR 

- Inanspruchnahme  
  der Verpflichtungsermächtigungen 

380.241,64 EUR 

- Höchstbetrag der Inanspruchnahme der   
  Kredite zur Liquiditätssicherung 

23.760.000 EUR 

 
 
 
 
*   Besondere Anmerkung zu den auf der vorhergehenden Seite in 
der Tabelle 2 ausgewiesenen Ergebnisdaten:  
 
Diesen Daten stellen lediglich eine Information über die 2010 im 
Rahmen der Mittelbewirtschaftung erfolgten Buchungen dar, ohne 
Abschlussbuchungen (wie z.B. Abschreibungen, Erträge aus der Auf-
lösung von Sonderposten, Rückstellungen etc.). 
Daraus kann allenfalls eine Tendenz, aber keinesfalls ein endgültiges 
Jahresergebnis 2010 abgeleitet werden! 
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Situation im Haushaltsjahr 2011 
 
Am 13. Dezember 2010 verabschiedete der Rat der Stadt Rösrath 
den dritten NKF-Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2011 mit den 
nachstehenden Planwerten: 
 
 
Ergebnisplan  
    

- Ordentliche Erträge 35.591.550 EUR 

- Ordentliche Aufwendungen 43.516.500 EUR 

- Ergebnis der laufenden Verwaltungstätigkeit - 7.924.950 EUR 

- Finanzerträge  3.000 EUR 

- Finanzaufwendungen 1.877.800 EUR 

- Finanzergebnis - 1.874.800 EUR 

- Außerordentliche Erträge  0 EUR 

- Außerordentliche Aufwendungen  0 EUR 

- Außerordentliches Ergebnis 0 EUR 

- Jahresergebnis - 9.799.750 EUR 

  
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
Finanzplan  
  

- Einzahlungen lfd. Verwaltungstätigkeit 34.750.850 EUR 

- Auszahlungen lfd. Verwaltungstätigkeit  41.592.600 EUR 

- Saldo aus lfd. Verwaltungstätigkeit  - 6.841.750 EUR 

- Einzahlungen aus Investitionstätigkeit  2.929.900 EUR 

- Auszahlungen aus Investitionstätigkeit 3.891.200 EUR 

- Saldo aus Investitionstätigkeit - 961.300 EUR 

- Einzahlungen Finanzierungstätigkeit 1.300 EUR 

- Auszahlungen Finanzierungstätigkeit 735.000 EUR 

- Saldo aus Finanzierungstätigkeit - 733.700 EUR 

- Liquide Mittel - 8.512.750 EUR 
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Außerdem wurden in der Haushaltssatzung folgende weitere Fest-
setzungen getroffen : 
 
- Verringerung der allgemeinen Rücklage  
  zum Ausgleich des Ergebnisplanes 9.799.750 EUR 
 
- Gesamtbetrag der Kredite  
  zur Investitionsfinanzierung 0 EUR 
 
- Gesamtbetrag  
  der Verpflichtungsermächtigungen 0 EUR 
 
- Höchstbetrag der Kredite 
  zur Liquiditätssicherung 35.000.000 EUR 

 
Wie sich die mit diesen Planvorgaben versehene Haushaltswirt-
schaft bisher tatsächlich entwickelte und voraussichtlich zum Jah-
resende abschließen wird, ergibt sich aus den nachstehenden in-
haltlichen Auszügen aus den Prognoseberichten über die Haus-
haltsentwicklung 2011 für den Finanz-, Wirtschaftsförderungs- und 
Immobilienausschuss. 
 
… Eine Verbesserung ist jedoch wiederum im Rahmen der Gewer-
besteuer festzustellen, bei der nun aufgrund zwischenzeitlich erfolg-
ter Veranlagungen eine Verbesserung gegenüber dem Planansatz 
in Höhe von rd. 1,25 Mio. € prognostiziert wird…. 
 
…Hinzu kommt die Verbesserung beim Gemeindeanteil an der Ein-
kommenssteuer in Höhe von rd. 675 T€, der zugrunde liegt, dass im 
2. Halbjahr 2011 90 % der Einkommenssteueranteile des 1. Halb-
jahres der Stadt Rösrath zukommen werden. Die Einmalzahlung aus 
der Wohngelderstattung … ist zwischenzeitlich mit rd. 800 T€ abge-
rechnet worden…. 
 

…Diese Verbesserungen gegenüber den Planansätzen bei den Er-
trägen werden mit rd. 1 Mio. € an geringeren Schlüsselzuweisungen 
in dieser Höhe wieder neutralisiert… 
 
…Bei den Aufwendungen des Zentralhaushaltes ergeben sich im 
Saldo keine wesentlichen Veränderungen. Die geringfügigen Ver-
schlechterungen bei den Gewerbesteuerumlagen aufgrund der ge-
stiegenen Gewerbesteuererträge werden durch die Verbesserung 
gegenüber des Haushaltsansatzes aufgrund des vorliegenden 
Kreisumlagebescheides in Höhe von rd. 250 T€ mehr als ausgegli-
chen… 
 
…Aufgrund der vorliegenden Kenntnisse über die in diesem Jahr 
noch anfallen Liquiditätskreditzinsen, führt das nach wie vor ein güns-
tige Zinsniveau zu einer Verbesserung in Höhe von mehr als 
600.000 € bei dieser Position… 
 
Insgesamt ergibt dies im Budget 01 – Allgemeine Finanzwirtschaft 
ein geplantes verbessertes Jahresergebnis in Höhe von rd. 2,5 Mio.€. 
 
Bei den übrigen Erträgen wird davon ausgegangen, dass bei den 
bisher noch nicht zum Soll gestellten Werten gegenüber dem Haus-
haltsansatz noch mit einem vorsichtig geschätzten Ertragseingang 
von überwiegend 50 % zu rechnen ist. Bei den übrigen Aufwendun-
gen wird angenommen, dass die noch verfügbaren Mittel der Auf-
wendungen für Sach- und Dienstleistungen sowie der sonstigen or-
dentlichen Aufwendungen noch in Höhe von 95 % bis zum Ende des 
Haushaltsjahres in Anspruch genommen werden, was eine Verbes-
serung von rd. 400.000 € ergibt. 
 
Insgesamt führt dies im Gesamtergebnisplan voraussichtlich zu einer 
Verbesserung des Jahresergebnisses in Höhe von fast 2,3 Mio. €. 
Dabei muss vorausgesetzt werden, dass sich die prognostizierten 
Entwicklungen bestätigen, insbesondere auch bezogen auf die Ein-
sparungen bei den Aufwendungen für die laufende Verwaltungstätig-
keit. 
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Finanzplan – Teil 2 – Investitionstätigkeit 
 
Aufgrund der strikten Einhaltung der Vorgabe des § 23 Abs. 1 
GemHVO (Investitionen nur bei Sicherstellung der Finanzierung) 
kann sich hier gegenüber den Planwerten lediglich eine Verände-
rung des Ausführungsvolumens ergeben. Und diese Veränderung 
orientiert sich an den tatsächlich gesicherten Einzahlungen. Zuwen-
dungen werden nach Vorliegen des Bewilligungsbescheides als ge-
sichert angesehen, Veräußerungserlöse frühestens nach Abschluss 
des Kaufvertrages und Beiträge nicht vor Bekanntgabe der Festset-
zungsbescheide. 
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Die Haushaltsjahre 2012/2013 
 

 
Die in Nordrhein-Westfalen seit dem 01. Januar 2005 geltenden 
Vorschriften für das neue Haushalts- und Rechnungswesen (Neues 
Kommunales Finanzmanagement – NKF) finden bei der Stadt Rös-
rath nun im Haushaltsjahr 2012 bereits im fünften Jahr Anwendung. 
Das neue Rechnungswesen ist seit dem Haushaltsjahr 2008 Grund-
lage des Haushaltes und der Haushaltswirtschaft, der Geschäfts-
buchführung und der Zahlungsabwicklung in der Verwaltung.  
 
Für die alljährlich erforderlichen Vorarbeiten (Einschätzung und Pla-
nung der künftigen Maßnahmen und Betriebsläufe, Berechnung, Kalkulie-
rung und Schätzung der voraussichtlichen Erträge und Aufwendungen, 
Einzahlungen und Auszahlungen) zur Aufstellung des Haushaltsplanes 
wurden wieder wie in den Vorjahren differenzierte Mittelanmeldun-
gen für den aufzustellenden Haushaltsplan von den Fachbereichen 
angefordert. Als Maßgabe galt jedoch, die Planwerte für 2012 aus 
dem Haushaltssicherungskonzept 2011 strikt einzuhalten. Dies zu-
dem mit der Maßgabe, alle Aufgaben nach möglichen Konsolidie-
rungsmaßnahmen zu überarbeiten und insbesondere die in 2010 
begonnenen Konsolidierungsmaßnahmen entsprechend fortzu-
schreiben. 
 
Insofern musste der ursprünglich für 2012 vorgesehene Gesamtbe-
trag an Ordentlichen Aufwendungen überschritten werden. Diese 
Verschlechterung wird jedoch durch die zu erwartenden Mehrerträ-
ge insbesondere im Bereich der Steuern und ähnlichen Abgaben 
neutralisiert bzw. verbessert das Jahresergebnis 2012 um knapp ei-
ne halbe Mio. € € auf rd. –9,58 Mio. € und in 2013 um gut 100.000 € 
auf rd. 9,03 Mio. €.. 
 
 
 
 

 
 
Die Ursachen für die negative Entwicklung sind in den nachfolgenden 
Erläuterungen zu den veranschlagten Ertrags- und Aufwandsarten 
dargelegt. 
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Haushaltsausgleich 
 
Hier gilt auch im NKF unverändert die grundsätzliche Forderung, 
dass der Haushalt in jedem Jahr in Planung und Rechnung ausge-
glichen sein muss. Der „Ausgleich“ wird im NKF jedoch teilweise et-
was anders definiert. 
 
Nach § 75 Abs. 2 GO NRW ist der Haushalt ausgeglichen, wenn 
der Gesamtbetrag der Erträge die Höhe des Gesamtbetrages der 
Aufwendungen erreicht oder übersteigt. Diese Ausgleichsverpflich-
tung gilt als erfüllt, wenn der Fehlbedarf im Ergebnisplan durch In-
anspruchnahme der Ausgleichsrücklage (§ 75 Abs. 3 GONRW) ge-
deckt werden kann.  
 
Diese Ausgleichsrücklage ist in der Bilanz zusätzlich zur allgemei-
nen Rücklage (wobei diese im NKF eine andere Bedeutung als im 
kameralen Rechnungswesen hat) als gesonderter Posten des Ei-
genkapitals anzusetzen. Sie kann in der Eröffnungsbilanz bis zur 
Höhe eines Drittels des Eigenkapitals, höchstens jedoch bis zu ei-
nem Drittel der jährlichen Steuereinnahmen und allgemein Zuwei-
sungen (bemessen nach dem Durchschnitt der letzten 3 Jahre) fest-
gesetzt werden.  
Das Volumen der im Vor-Entwurf der Eröffnungsbilanz der Stadt 
Rösrath (siehe im Abschnitt Anlagen) ausgewiesenen Ausgleichs-
rücklage betrug knapp 9 Mio. €. Die Berechnung der Ausgleichs-
rücklage ist ebenfalls im Abschnitt „Anlagen“ dargestellt. 
 
Bei diesem Bestand der Ausgleichsrücklage und dem im ersten 
NKF-Haushalt 2008 ausgewiesenen Fehlbedarf von 6,3 Mio. € 
konnten die Anforderungen des § 75 GO NRW zum Haushaltsaus-
gleich für das Haushaltsjahr 2008 erfüllt werden.  
 
Mit anderen Worten, der Haushalt 2008 galt als ausgeglichen und 
bedurfte deshalb keiner Genehmigung der Aufsichtsbehörde. 
 
 

 
 
Dies gilt auch bis zum vollständigen Verbrauch der Ausgleichsrückla-
ge fort, d.h. auch der fiktiv ausgeglichene Haushalt ist der Aufsichts-
behörde lediglich anzuzeigen. Ist diese Rücklage aufgezehrt und ein 
ausgewiesener Fehlbedarf erfordert somit die Inanspruchnahme der 
allgemeinen Rücklage, ergibt sich eine Genehmigungspflicht. 
 
Unter bestimmten Voraussetzungen muss auch ein Haushaltssiche-
rungskonzept aufgestellt werden. Dies ist u.a. dann gegeben, wenn 
in 2 aufeinander folgenden Jahren eine Verringerung der allgemeinen 
Rücklage um jeweils mehr als 1/20 geplant ist.  
 
Die Entwicklung des Eigenkapitals bzw. dessen Verbrauch in den 
folgenden Jahren der Finanzplanung, ist in einer Übersicht im Ab-
schnitt Anlagen dargestellt. Wie sich daraus ergibt, reichte der Rest-
betrag der Ausgleichsrücklage schon 2009 bei weitem nicht aus, um 
den ausgewiesenen Fehlbedarf abzudecken. D.h., die allgemeine 
Rücklage musste in Anspruch genommen werden. Dies entsprach 
auch der damaligen Finanzplanung.  
 
Allerdings führt die sich gegenüber dieser Planung für 2009 tatsäch-
lich in der Planung ermittelte Ergebnisverschlechterung schon im 
Haushaltsjahr 2009 zur deutlichen Überschreitung des (HSK)-
Schwellenwertes von 5%. Dies war auch für alle Folgejahre des Fi-
nanzplanungszeitraumes der Fall. Womit sich schon für das Haus-
haltsjahr 2009 wieder die Verpflichtung zur Aufstellung eines Haus-
haltssicherungskonzeptes ergab. 
 
In den darauf folgenden Jahren und auch in der im Planentwurf für 
2012/2013 erfolgten Fortschreibung der mittelfristigen Finanzplanung 
ergibt sich kein wesentlich besseres Bild. Das Haushaltssicherungs-
konzept ist daher fortzuschreiben.  
(Ausführungen hierzu siehe unter „Haushaltssicherungskonzept“)
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Haushaltsvolumen Ergebnisplan 2012 
 
Übersicht über die Erträge und Aufwendungen 
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Haushaltsvolumen Ergebnisplan 2013 
 
Übersicht über die Erträge und Aufwendungen 
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Erträge 
 
Steuern und ähnliche Abgaben 
 
Diese in Zeile 1 des Ergebnisplanes mit insgesamt in 2012 24,9 Mio. 
€ und in 2013 rd. 26,6 Mio. € ausgewiesene Ertragsart addiert sich 
aus den Gemeindesteuern (Grundsteuern A u. B, Gewerbesteuer, 
Hunde- und Vergnügungssteuer), den Anteilen an Umsatz- und Ein-
kommensteuer sowie den Kompensationsleistungen. Die mit Ab-
stand größte Steuereinnahme und auch größter Anteil an den Erträ-
gen ist hier der Gemeindeanteil an der Einkommensteuer, die mit 
13,2 Mio. € in 2012 und rd. 13,9 Mio. € in 2013 kalkuliert ist. 
 
Aufgrund der Entwicklungen in 2011 kann bei der Gewerbesteuer 
auch aufgrund des geänderten Hebesatzes seit 2010 der Ansatz 
entsprechend erhöht werden. So wird der erwartete Gewerbesteu-
erertrag aufgrund der Ergebnisse in 2011 mit 5,2 Mio. € in 2012 und 
5,4 Mio. € in 2013 kalkuliert. 
 
Als relativ sicher berechenbar und gefestigt sind die Grundlagen für 
die Veranschlagung bei der Grundsteuer B anzusehen. Wie im letz-
ten Jahr wird auch für die Zukunft noch mit geringfügigen Nachver-
anlagungen gerechnet. Im aktuellen Jahr hat sich dies mit den tat-
sächlich erfolgten Steuerfestsetzungen auch bestätigt. Eine ent-
sprechende Steigerung ist natürlich auch auf die Erhöhung des He-
besatzes in 2010 zurückzuführen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
Zuwendungen und allgemeine Umlagen 
 
Bedeutendster Ertragswert sind hier die Schlüsselzuweisungen nach 
dem Gemeindefinanzierungsgesetz. Im Planansatz 2012 mit dem 
Wert von 4,4 Mio. € und in 2013 mit 2 Mio. € enthalten. Im Vergleich 
zum Vorjahr eine Verschlechterung von 700 T€. 2013 ist der Ansatz 
jedoch noch einmal weiterhin zu reduzieren, da in 2012 eine nur ein-
malige Abmilderungshilfe gezahlt wird. Außerdem sind die Schlüssel-
zuweisungen aufgrund der höheren Steuerkraftzahlen mit entspre-
chenden Minderungen anzupassen. 
 
Die nach dem GFG gewährte Schulpauschale ist mit 430.000 € dem 
Ergebnisplan zugeordnet (weitere 400 T€ sind im investiven Teil des 
Finanzplanes veranschlagt). Außerdem sind Erträge aus der Auflö-
sung von Sonderposten (Zuweisungen für Investitionsmaßnahmen 
werden über die Abschreibungsdauer des Investitionsgutes erfolgs-
wirksam aufgelöst) in Höhe von rd. 560 T€ berücksichtigt. 
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Sonstige Transfererträge 
 
Bei diesen Erträgen, die im Wesentlichen im Sozial- und Jugendbe-
reich anfallen (z.B. Kostenersatz von Versicherungsträgern), ergibt 
sich im Haushaltsjahr 2012 und 2013 aufgrund von Erfahrungswerten 
mit rd. 260 T€ bis 270 T€ eine Steigerung. 
 
 



Doppischer Budgetplan 2012 / 2013 

- 30 - 

Öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte 
 
- Gebühren, Beiträge, Entgelte: 
 
Unter den hierunter fallenden Erträgen sind die Gegenleistungen für 
die Inanspruchnahme der Leistungen bzw. Einrichtungen der Berei-
che Feuerwehr, Unterkünfte, Kindertagesstätten, Bäder, Straßenbe-
leuchtung, Märkte u. dgl. sowie die Verwaltungsgebühren zu verste-
hen. Auch hier sind kaum Abweichungen gegenüber dem bisherigen 
Niveau zu erwarten. Dies gilt auch für die ebenfalls hierunter zu ver-
anschlagenden Erträgen aus der Auflösung von Sonderposten (z.B. 
erfolgswirksame Auflösung von Erschließungsbeiträgen). Die Redu-
zierung an dieser Stelle ist zum Teil auf die Beitragsfreiheit des letz-
ten Kindergartenjahres zurückzuführen. 
 
 
Privatrechtliche Leistungsentgelte 
 
Insbesondere die Erträge aus Vermietung und Verpachtung sowie 
Verkaufserlöse - z.B. aus dem Verkauf von Familienbüchern - sind 
unter dieser Ertragsart zu verbuchen.  
 
 
Kostenerstattungen und Kostenumlagen 
 
Hier sind solche Erträge zu veranschlagen, die den Ersatz für Auf-
wendungen darstellen, welche die Stadt für andere erbracht hat. 
Darin enthalten sind z.B. die Kostenerstattungen im Bereich der Un-
terhaltsleistungen; für die Personal- und Sachausgaben der KAS 
sowie auch die Erstattungen von den Stadtwerken und der Musik-
schule. Die Reduzierung des Ansatzes ab 2012 gegenüber dem 
Haushaltsjahr 2011 ergibt sich insbesondere aufgrund der geringe-
ren Kostenerstattungen der Stadtwerke, da die Zahlungsabwicklung 
ab 2012 nicht mehr durch die Stadtkasse, sondern selbständig 
durchgeführt wird und entsprechende Kostenerstattungen für diese 
Leistungen nicht mehr anfallen. 

 
Sonstige ordentliche Erträge 
 
Die Konzessionsabgaben RWE AG, der Rheinenergie sowie ab 2011 
der StadtWerke Rösrath nehmen den größten Anteil dieser Position 
ein. Darüber hinaus fallen hierunter Verwarnungs- und Bußgelder, 
Stundungszinsen, Säumniszuschläge. Der Reduzierung dieses An-
satzes ab 2012 liegen insbesondere Änderungen der Berechnungen 
im Rahmen der Pensionsrückstellungen bzw. die Reduzierung der 
Erträge aus deren Auflösung zugrunde. 
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Aufwendungen 
 
Personalaufwendungen 
 
Für die in Zeile 11 des Ergebnisplanes ausgewiesenen Personal-
aufwendungen wird in den vorliegenden Orientierungsdaten eine 
Steigerungsrate von 1% ausgewiesen. Aufgrund linearer und struk-
tureller (aufgrund Stufensteigerungen, Änderungen der Eingruppie-
rungen) Besoldungs- und Entgelterhöhungen der Beamten und Be-
schäftigten liegt der hier mit rd. 8 Mio. € ausgewiesene Ansatz aller-
dings rd. 2,2 % über dem Vorjahreswert. Dies ist darauf zurückzu-
führen, dass konkret mit einer linearen Entgeltsteigerung für die Be-
amten im Umfang von 2,4 % und für die tariflich Beschäftigten 2,5 % 
ermittelt wurde. Dies ergäbe grundsätzlich noch höhere Personal-
aufwendungen. In dem Gesamtbetrag sind jedoch auch einzelne 
Konsolidierungsvorschläge durch nicht zu erfolgende Wiederbeset-
zungen im Saldo enthalten, die in den jeweiligen Produkten erläutert 
sind. 
 
 
Versorgungswendungen 
 
Für erforderliche Zuführungen zu Pensionsrückstellungen für die in-
aktiven Beamten sind erhöhte Aufwendungen aufgrund von Neube-
rechnungen erforderlich. 
 
 
Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen  
 
In diesem Aufwendungsblock wird mit der veranschlagten Gesamt-
summe von 6,6 Mio. € in beiden Planjahren der Vorjahreswert über-
schritten. Dies liegt im Wesentlichen in konkreten Kostensteigerun-
gen im Bereich der Leistungen der Stadtwerke, aber auch in Bereit-
stellungen von Mitteln für Instandhaltungs- und insbesondere Ge-
bäudesanierungsmaßnahmen, um energetische Sanierungen fort-

zusetzen und dauerhafte Reduzierungen bei den Energieverbräu-
chen zu bewirken. 
 
 
Bilanzielle Abschreibungen 
 
Mit dieser Position wird die wesentliche Änderung des Neuen Kom-
munalen Finanzmanagements, nämlich die Darstellung des vollstän-
digen Ressourcenverbrauchs, eindrucksvoll verdeutlicht.  
 
Bezogen auf den Fehlbedarf des Ergebnisplanes machen die 3,7 Mi-
o. € ausgewiesenen Abschreibungen rd. 39 % aus. Auf Grundlage 
der nahezu vollständig abgeschlossenen Vermögensbewertungen 
sind die Abschreibungen aktuell neu berechnet worden. Im Übrigen 
sind die Werte zurückhaltend hochgerechnet und/oder vorsichtig ge-
schätzt worden. Die sich ggf. aus der Neuanschaffung oder Wertver-
änderung bestehender Vermögenswerte ergebenden Veränderungen 
der Abschreibungsbeträge in den Folgejahren sind mit geschätzten 
Zeitpunkten für die Anschaffung bzw. Fertigstellung berechnet. 
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Transferaufwendungen 
 
Hierunter sind Zuweisungen und Zuschüsse für laufende Zwecke, 
Leistungen der Sozial- und Jugendhilfe sowie Umlagen und ver-
schiedene Beiträge zusammengefasst. Erfasst sind hier aber auch 
(nicht aktivierbare) Investitionszuschüsse und -umlagen. Z.B. die 
Krankenhausinvestitionsumlage in Höhe von rd. 305 T € und die 
verlorenen Baukostenzuschüsse für die Erweiterung und Erneue-
rung der Straßenbeleuchtung. 
 
Den größten Anteil an den mit insgesamt rd. 24,2 Mio. € und 24,5 
Mio. € ausgewiesenen Transferaufwendungen beansprucht aller-
dings die Kreisumlage mit rd. 11,2 Mio. € und 11,1, was einem An-
teil von rd. 47 % und 45 % entspricht. Hier sind jedoch entgegen der 
bisherigen Entwicklung aufgrund der Senkung des Umlagesatzes 
Verbesserungen festzustellen. 
 
Weitere 5,8 % (rd. 1,4 Mio. €) entfallen auf die Gewerbesteuerumla-
ge, die Umlagen an die beiden Zweckverbände Volkshochschule 
und Berufsschule sowie die Umlage an den Aggerverband zur Ge-
wässerunterhaltung. In Summe liegen diese Anteile über dem An-
satz des Vorjahres. Dies ist in den erhöhten Gewerbesteuerumlagen 
begründet, als Folge der erhöhten Gewerbesteuererträge. 
 
Mit den OGATA-Zuschüssen von rd. 968 T€ und 987 T€ sind noch-
mals 4 % dem Bereich Schulen zuzuschreiben.  
 
Die verbleibenden rund 43 % sind die steigenden Sozial- und Ju-
gendhilfeleistungen. 
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Sonstige ordentliche Aufwendungen 
 
Diese in Zeile 16 des Ergebnisplanes platzierten Aufwendungen ad-
dieren sich auf insgesamt rd. 2,4 Mio. € in 2012 und 2,3 Mio. € in 
2013 und beinhalten die Geschäftsaufwendungen, Mieten und 
Pachten, Steuern und Versicherungen, Aufwendungen für Aus- und 
Fortbildung, Schutzkleidung und sonstige Personalnebenaufwen-
dungen sowie auch die Aufwendungen für ehrenamtliche Tätigkei-
ten. 
 
Bei diesen Aufwendungen ist im Vergleich zum Vorjahr eine Steige-
rung erkennbar, die sich auf verschiedene Ursachen zurückführen 
lässt. Gestiegene Versicherungsleistungen, Mehraufwand bei der 
Schulsozialarbeit und der Einkauf von EDV-Dienstleistungen auf-
grund des Wegfalls einer Stelle im EDV-Bereich sind nur einige. 
Allein 75.000 € Verschlechterung lassen sich aufgrund gestiegener 
Kosten für den „Einkauf“ der Personalausweise feststellen. Die Kos-
ten werden jedoch auch zum Teil wieder durch die entsprechenden 
Mehrerträge bei den Gebühren für die Ausweise gedeckt. 
 
 
Zinsen und sonstige Finanzaufwendungen 
 
Von den in Zeile 20 für die Haushaltsjahre 2012 und 2013 veran-
schlagten 1,87 Mio. € und 1,96 Mio. € entfallen rd. 86 T€ auf die 
Gewerbesteuerzinsen. Der größte Anteil an dieser Position muss für 
die Zinslasten aus den Krediten (rd. 946 T€/2012 und 1,068 Mio. 
€/2012 Liquiditätskreditzinsen sowie 822 T€/2012 und 789 T€/2013 
Investitionskreditzinsen) aufgewendet werden. Die Erhöhung des 
Ansatzes in der Finanzplanung beruht ausschließlich auf einer ge-
stiegenen Zinslast für die weiter steigenden Liquiditätskredite. 
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Finanzplan 
 
 

Vorbemerkung 
 
Im Finanzplan sind in den Zeilen 1 bis einschließlich 17 die Ein- und 
Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit geplant. Also 
grundsätzlich die Zahlungen zu den im Ergebnisplan dargestellten 
Erträgen und Aufwendungen. Insoweit könnte vorausgesetzt wer-
den, dass die Summenwerte dieser Ein- und Auszahlungen mit den 
Ertrags- und Aufwandssummen des Ergebnisplanes übereinstim-
men müssten. Da jedoch in vielen Fällen die Zahlungen erfahrungs-
gemäß nicht entsprechend den Rechnungs-/Bescheidfestsetzungen 
(offene Forderungen / Verbindlichkeiten) gezahlt werden, ist dies bei 
der Planung entsprechend zu beachten. Es wird jedoch angenom-
men, dass sich dies über die Jahre hinweg immer wieder ausgleicht, 
so dass die der laufenden Verwaltungstätigkeit zugeordneten Werte 
des Finanzplanes im Ergebnis doch noch in wesentlichen Teilen de-
nen des Ergebnisplanes entsprechen. 
 
Die ausweislich der Festsetzungen in der Haushaltssatzung beste-
hende Abweichung zwischen Ergebnis- und Finanzplan beruht viel-
mehr einmal auf den nicht zahlungswirksamen Erträgen und Auf-
wendungen (Erträge aus der Auflösung von Sonderposten, Zufüh-
rungen zu Rückstellungen, Abschreibungen), die nur im Ergebnis-
plan veranschlagt sind. Zum anderen auf den Einzahlungen und 
Auszahlungen, die keinen Ertrag oder Aufwand des Wirtschafts- 
bzw. Planjahres darstellen und daher nur im Finanzplan zu planen 
sind (z.B. Einzahlungen auf offene Forderungen, Auszahlungen auf 
Verbindlichkeiten).  
Auch die Inanspruchnahme der Rückstellungen ist ausschließlich im 
Finanzplan ausgewiesen. Also die Umlagezahlung an die Versor-
gungskasse.  
 
 
 

 
 
 
 
 
Die Zeilen 18 bis 31 enthalten die geplanten Ein- und Auszahlungen 
aus der Investitionstätigkeit und in den Zeilen 33 bis 35 sind die Vor-
gänge der Finanzierungstätigkeit (Kreditaufnahme und –Tilgung, 
Gewährung von Darlehen und deren Rückflüsse) darzustellen. 
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Einzahlungen aus Investitionstätigkeit 
 
 
… aus Zuwendungen für Investitionsmaßnahmen  
 
Im Haushalt 2012 mit einer Gesamtsumme in Höhe von 1.763.300 € 
und in 2013 mit 1.509.000 € ausgewiesen. 
Neben der allgemeinen Investitionspauschale, den Schul- und 
Sportpauschalen nach dem GFG sowie der Feuerschutzpauschale 
sind hier auch objektbezogene Zuweisungen enthalten. Allgemeine 
Investitionszuweisungen sind 2012 mit rd. 1,136 Mio. € enthalten, so 
dass 630 T€ auf Objektzuweisungen entfallen. Fast der vollständige 
Betrag, nämlich 498.500 € betreffen hiervon die Einrichtung bzw. 
den Umbau von Kindertagesstätten. 
 
Im Jahr 2013 gibt es bei den allgemeinen Investitionspauschalen 
kaum Veränderungen. Hinzu kommen hier 

· 161.000 € Landeszuweisung Bahntrasse Stuppheide 
· 207.000 € Einrichtung/Umbau von Kindertagesstätten 

 
 
... aus der Veräußerung von Sachanlagen 
 
Die in Zeile 19 des Finanzplanes veranschlagten Werte beziehen 
sich fast ausschließlich auf die Veräußerung von Grundvermögen.  
Mit diesen Einzahlungen sind die von der Stadt zu tragenden Eigen-
anteile zu den vorgenannten Investitionsmaßnahmen zu finanzieren. 
 
 
… aus Beiträgen und ähnlichen Entgelten 
 
Berücksichtigt sind in diesem Planansatz ausschließlich Erschlie-
ßungsbeiträge nach dem Baugesetzbuch und Straßenbaubeiträge 
nach dem Kommunalabgabengesetz.  
Bezüglich der im Einzelnen berücksichtigen Erschließungsanlagen 
und der jeweils zugeordneten Ansatzanteile wird auf die Erläuterun-

gen zum Produkt 12.10.10 (Verkehr) im Budget 08 = Fachbereich 4 
hingewiesen.  
 
 
Auszahlungen aus Investitionstätigkeit 
 
.. für den Erwerb von Grundstücken und Gebäuden  
 
Auszahlungen für den Erwerb von Grundstücken sind im einzelnen 
im Budget 08 = Fachbereich 4 bei den Produkten 01.70.30 (Grund-
stücksentwicklung) und 12.10.10 (Verkehr) und im Budget 10 = 
Fachbereich 6 beim Produkt 01.70.20 (Immobilienprojektierung) ver-
anschlagt. Diesen Planansätzen liegen keine konkreten zu erwer-
benden Objekte zu Grunde, sie betreffen den allgemeinen Grunder-
werb. 
 
 
.. für Baumaßnahmen  
 
Die für das Planungsjahr 2012 veranschlagten Baumaßnahmen in 
Höhe von rd. 888 T€ betreffen im Wesentlichen in 2012 die beiden 
folgende Maßnahmen: 
· 257.400 € Umbau von Kindertagesstätten 
· 562.300 € verschiedene Straßenbaumaßnahmen (siehe  

   Produkt 12.10.10) 
 

In 2013 sind im Wesentlichen folgende Maßnahmen projektiert: 
· 234.000 €  Feuerwehrgebäude Forsbach 
· 76.500 €  Blockheizkraftwerk Sporthalle Gymnasium 
· 1.308.300 € verschiedene Straßenbaumaßnahmen  

   (siehe Produkt 12.10.10) 
 
Die Baumaßnahme Feuerwehrgebäude Forsbach wird in den darauf 
folgenden Jahren mit 968.100 € fortgesetzt, das Feuerwehrgebäude 
Rösrath ist mit 900.000 € in den Jahren 2015 bis 2018 projektiert. 
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Auf welche Maßnahmen, welche Teilbeträge der Gesamtsummen 
von 1.456.000 € in 2014; 968.100 € in 2015 und 568.320 € in 2016 
entfallen, ergibt sich aus den Veranschlagungen in den Teilfinanz-
plänen „Teil B – einzelne Investitionsmaßnahmen“ der jeweiligen 
Produkte.  
 
 
… für den Erwerb von beweglichem Anlagevermögen 
 
Die hierfür ausgewiesene Gesamtsumme beträgt 708.900 € in 2012 
und 486.100 € in 2013. Die größeren Einzelpositionen sind die An-
schaffung von Feuerwehrfahrzeugen nach dem Fahrzeugkonzept 
der Feuerwehr mit 280.000 € in 2012 und 175.000 € in 2013 (2014: 
506.800 €, 2015: 366.200 €, 2016: 168.000€), EDV-technische Aus-
stattung mit insgesamt 36.300 € in 2012 und 31.000 in 2013, Sire-
nenanlagen mit 83.000 € sowie Einrichtungsgegenstände in den 
städtischen Kitas (U3) mit 50.400 € in beiden Jahren. 
 
Im Übrigen sind derartige Auszahlungen fast in allen Produkten für 
die Anschaffung von Vermögensgegenständen unterhalb der Wert-
grenze von 410 € (sogen. Geringwertige Wirtschaftsgüter – GWG’s) 
oder die Anschaffung von Ausstattungs- und Einrichtungsgegen-
ständen oberhalb der Wertgrenze von 410 € veranschlagt. Insbe-
sondere auch die Versorgung der Schulen mit Mobiliar und EDV-
Ausstattung 
 
 
… von aktivierbaren Zuwendungen 
 
Bei den hier zugeordneten Auszahlungen handelt es sich einmal um 
die Investitionszuschüsse der Stadt für die anteilige Finanzierung 
von Kanalbaumaßnahmen der StadtWerke. Nämlich für den der 
Straßenentwässerung dienenden Teil des jeweiligen Abwasserka-
nals. 

Zum anderen sind hier die Zuschüsse für die Ausstattung von Kinder-
tagesstätten der freien Träger enthalten. 
 
 
Einzahlungen aus Finanzierungstätigkeit   
 
… aus Aufnahme und Rückflüssen von Darlehen 
 
Sowohl 2012, als auch in 2013 sind keine Kreditaufnahmen vorgese-
henen. Entsprechend den HSK-Anforderungen also keine weitere 
Netto-Neuverschuldung, sondern konkreter Schuldenabbau. 
 
In 2014 und 2015 sind jedoch wieder zwei Darlehensaufnahmen ge-
plant, um die Investitionsmaßnahmen der Feuerwehrhäuser zu finan-
zieren. 
 
Die auf Rückflüsse von (Wohnungsbau)-Darlehen entfallenden Be-
träge sind in den einzelnen Jahren durchschnittlich mit 1.300 € bezif-
fert. 
 
 
Auszahlungen aus Finanzierungstätigkeit   
 
… für Tilgung und Gewährung von Darlehen 
 
Darlehensgewährungen sind im gesamten Finanzplanungszeitraum 
nicht vorgesehen. Der ausgewiesene Planansatz beinhaltet aus-
schließlich die Tilgung der für Investitionen aufgenommenen Kredite. 
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Nach den Orientierungsdaten sollen sich die Gemeinden und Ge-
meindeverbände bei der Aufstellung des Haushaltsplanes und bei 
der mittelfristigen Ergebnis- und Finanzplanung ausrichten. Dies 
sind Durchschnittswerte und geben Anhaltspunkte für die individuel-
le gemeindliche Finanzplanung. Anhand dieser Empfehlungen sind 
unter Berücksichtigung der örtlichen Besonderheiten die zutreffen-
den bzw. erforderlichen Einzelwerte zu ermitteln bzw. zu bestim-
men. 
 
Die Auswirkungen der Wirtschafts- und Finanzkrise, der hohen Roh-
stoff- und Energiepreise und der fragilen internationalen Finanz-
märkte stellen eine besondere Herausforderung für die Gemeinden 
dar, die bereits in der Vergangenheit keinen ausgeglichenen Haus-
halt vorlegen konnten. Hier kann es erforderlich sein, die für die 
Aufwendungen genannten Orientierungsdaten noch zu unterschrei-
ten. Im Interesse der Erhaltung kommunaler Selbstverwaltung und 
der Generationengerechtigkeit muss es oberstes Ziel sein, den 
Haushaltsausgleich zu erreichen oder zumindest ein genehmigungs-
fähiges Haushaltssicherungskonzept aufzustellen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 
 
 
 

Orientierungsdaten für die Finanzplanung der Gemeinen NRW 
Übersicht / Vergleich der Orientierungsdaten für die Planungsperioden 

 



§        Übersicht Verbindlichkeiten

§        Übersicht Verpflichtungsermächtigungen

§        Übersicht Zuwendungen an Fraktionen

§        Vor-Entwurf Eröffnungsbilanz

§        Übersicht Entwicklung Eigenkapital

§        Stellenplan

§        Übersicht Wirtschaftslage StadtWerke Rösrath AöR
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Stand voraussichtlicher voraussichtlicher voraussichtlicher
Art am Ende Stand zu Beginn Stand zum Ende Stand zum Ende

der Verbindlichkeiten des des des des
Vorvorjahres Haushaltsjahres Haushaltsjahres Haushaltsjahres

2010 2012 2012 2013
2 3 4 5

1. Anleihen - - - -

1. Verbindlichkeiten aus Krediten für Investitionen
2.1 von verbundenen Unternehmen - - - -

2.2 von Beteiligungen     /   2.3  von Sondervermögen - - - -

2.4 vom öffentlichen Bereich - - - -

2.4.1 vom Bund         /       2.4.2 vom Land - - - -

2.4.3 von Gemeinden (GV)   /  2.4.4  von Zweckverbänden - - - -
2.4.5 vom sonstigen öffentlichen Bereich - - - -

2.4.6 von sonstigen öffentlichen Sonderrechnungen - - - -

2.5 vom privaten Kreditmarkt

2.5.1 von Banken und Kreditinstituten 18.866.725 € 18.724.360 € 17.961.599 € 17.170.594 € 

2.5.2 von übrigen Kreditgebern - - - -

3. Verbindlichkeiten aus Krediten zur Liqiditätssicherung *)

3.1 vom öffentlichen Bereich - - - -

3.2 vom privaten Kreditmarkt 22.010.000 € 32.000.000 € 37.800.000 € 42.700.000 € 

4. Verbindlichkeiten aus Kredit ähnlichen Vorgängen

5. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 1.679.817 € 

6. Verbindlichkeiten aus Transferleistungen 479.701 € 

7. Sonstige Verbindlichkeiten - - - -

Summe: 43.036.243 € 50.724.360 € 55.761.599 € 59.870.594 € 

*) = einschließlich Kontokorrentkredite

Doppischer Budgetplan 2012 / 2013

Übersicht über den voraussichtlichen Stand der  VERBINDLICHKEITEN

1
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Voraussichtlich fällige Ausgaben                                        

im HH-Plan des Jahres ... in

Budget - Produkt - Investitionsmaßnahme Höhe von 2013 2014 2015

1 1.1 2 3 4

2012

Jahnstraße 150.000 € 150.000 €

Hoffnungsthaler Straße 137.800 € 137.800 €

Feuerwehrgebäude Forsbach 234.000 € 234.000 €

Summe 2012 521.800 € 521.800 € 0 € 0 €

2013

An der Foche 342.000 € 342.000 €

Rotdornallee 249.000 € 249.000 €

Feuerwehrgebäude Forsbach 968.100 € 755.000 € 213.100 €

Summe 2013 1.559.100 € 0 € 1.346.000 € 213.100 €

Summe gesamt 2.080.900 € 521.800 € 1.346.000 € 213.100 €

Nachrichtlich:

Im Finanzplan 
vorgesehene Kreditaufnahmen

722.000 T€  0 € 547.000 € 175.000 €

Doppischer Budgetplan 2012 / 2013

in den Haushaltsjahren

Übersicht

über die aus VERPFLICHTUNGSERMÄCHTIGUNGEN voraussichtlich fällig werdenden Auszahlungen

Verpflichtungsermächtigungen
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Rechnungs-

Lfd. Bezeichnung Ergebnis

Nr. der Fraktion 2012 / 2013 2011 2010
1 2 3 4 5 6

1. CDU 5.520 €  5.520 €  5.880 €  

2. SPD 4.080 €  4.080 €  4.440 €  

3. FDP 2.640 €  2.640 €  3.240 €  

4. DIE LINKE 1.080 €  1.080 €  2.280 €  

5. Bündnis 90/Die Grünen 2.880 €  2.880 €  3.480 €  

6. BfR 1.080 €  1.080 €  2.280 €  

  

Summe: 17.280 €  17.280 €  21.600 €   

Doppischer Budgetplan 2012 / 2013

Zuwendungen an Fraktionen
Teil A: Geldleistungen

Haushaltsplanung
Erläuterungen

CDU

SPD 

FDP 

DIE LINKE 

Bündnis 90/ 
Die Grünen 

BfR 

Fraktionszuwendungen 2012 

Die Höhe der Fraktionszuwendungen ist in der 
Hauptsatzung (§ 9 Abs. 4) geregelt. Danach 
erhalten die Fraktionen eine monatliche Zuwen-
dung in Form eines Sockelbetrages und einer 
Pauschale je Ratsmitglied. 
Das Haushaltssicherungskonzept weist hierzu 
einen Konsolidierungsvorschlag aus, der eine 
Reduzierung dieser Zuwendungen vorsieht. 
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Zweckbestimmung HH-Jahr Vorjahr mehr(+) Erläuterungen
2012 / 2013 2011 weniger(-)

2 3 4 5

1. Gestellung von Personal der Kommune für die Fraktionsarbeit

1.1

1.2 für Sachgebiete der Fraktionsarbeit (Fraktionsassistenten) - - -

1.3 für Fahrer von Dienstfahrzeugen - - -

2. Bereitstellung von Fahrzeugen - - -

3. Bereitstellung von Räumen

3.1 für die Fraktionsgeschäftsstelle

3.2 dauernd oder bedarfsweise für die Durchführung 
von Fraktionssitzungen

5.600 € 5.600 € -

4. Bereitstellung einer Büroausstattung - - -

4.1 Büromöbel und -maschinen - - -

4.2 sonstiges Büromaterial - - -

5. Übernahme laufender oder einmaliger Kosten für - - -

5.1 bereitgestellte Räume (Heizung, Reinigung, Beleuchtung) - - -

5.2 Fachliteratur und -zeitschriften - - -

5.3 Telefon, Telefax, Datenübertragungsleistungen - - -

5.4 Rechnerzeiten auf zentraler ADV-Anlage - - -

6. Sonstiges - - -

Doppischer Budgetplan 2012 / 2013

Fraktion:

für die Sicherung des Informationsaustauschs, organisatorische 
Arbeiten und sonstige Dienste (Geschäftsbetrieb)

- -

Zuwendungen an Fraktionen

-

Geldwert

Teil B: Geldwerte Leistungen

1

Den im Rat vertretenen Fraktionen 
werden lediglich Räumlichkeiten zur 
Durchführung ihrer Fraktionssitzungen 
zur Verfügung gestellt. 
Diese Sitzungssäle im Rathaus, im 
Bürgerforum Bergisch Hof sowie in den 
Verwaltungsräumen am Rathausplatz 
werden von den Fraktionen mit 
unterschiedlicher Häufigkeit genutzt. 
 
Der diesen Nutzungen zuzuordnende 
"Mietwert" wurde in den letzten Jahren 
mit rd. 110,- € angenommen. 
Dieser Nutzungswert ist anhand 
geänderter Kostengrößen neu zu 
kalkulieren.  
Bedingt durch die erforderliche 
Neukalkulation ist für 2011 auch auf die 
Angabe eines Schätzwertes verzichtet 
worden. 
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1. Anlagevermögen

1.1  Immaterielle Vermögensgegenstände 25.393 €                

1.2  Sachanlagen
1.2.1 Unbebaute Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte 10.854.651 €         
1.2.2 Bebaute Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte 65.132.109 €         
1.2.3 Infrastrukturvermögen 70.479.581 €         

1.2.4 Bauten auf fremden Grund und Boden 25.435 €                
1.2.6 Maschinen und technische Anlagen, Fahrzeuge 662.921 €              
1.2.7 Betriebs- und Geschäftsausstattung 3.433.424 €           
1.2.8 Geleistete Anzahlungen, Anlagen in Bau 1.252.631 €           151.840.752 €       

1.3  Finanzanlagen
1.3.1 Anteile an verbundenen Unternehmen 15.986.502 €         
1.3.2 Beteiligungen 123.110 €              
1.3.4 Wertpapiere des Anlagevermögens 177.595 €              
1.3.5 Ausleihungen 205.390 €              16.492.596 €         168.358.741 €          

2. Umlaufvermögen

2.2 Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände
2.2.1 Öffentlich-Rechtliche Forderungen u. Forderungen aus Transferleistungen 3.694.940 €           
2.2.2 Privatrechtliche Forderungen 27.774 €                
2.2.3 Sonstige Vermögensgegenstände 75.955 €                3.798.669 €           

2.4  Liquide Mittel 550.489 €              4.349.158 €              

3. Aktive Rechnungsabgrenzung 118.775 €                 

Bilanzsumme 172.826.674 €       

* Anmerkung: Daten und Werte aus dem dem Stadtrat vorgelegten Entwurf. Die überörtliche Prüfung durch die Gemeindeprüfungsanstalt hat jedoch ergeben, dass nicht alle Wertermittlungen anerkannt

wurden. Insoweit werden sich bei verschiedenen Posten noch Veränderungen ergeben, weshalb hier auch noch nicht die Schlussbilanz des Vorvorjahres abgebildet werden kann. 

Doppischer Budgetplan 2012 / 2013

A  k  t  i  v  a

Entwurf der Eröffnungsbilanz *
der Stadt Rösrath zum 01. Januar 2008
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1. EigenkapitalEigenkapital

1.1  Allgemeine Rücklagen 92.240.952 €         
1.2  Sonderrücklagen -  €                      
1.3  Ausgleichrücklage 9.352.056 €           
1.4  Jahresüberschuss / Jahresfehlbetrag -  €                      101.593.008 €          

2. Sonderposten

2.1  für Zuwendungen 13.708.915 €         
2.2  für Beiträge 5.487.821 €           
2.4  Sonstige Sonderposten -  €                      19.196.736 €            

3. Rückstellungen -  €                      

3.1  Pensionsrückstellungen 14.017.037 €         
3.3  Instandhaltungsrückstellungen 987.000 €              
3.4 Sonstigen Rückstellungen 1.604.456 €           16.608.493 €            

4. Verbindlichkeiten

4.2  Verbindlichkeiten aus Krediten für Investitionen 20.374.911 €         
4.3  Verbindlichkeiten aus Krediten zur Liquiditätssicherung 13.334.885 €         

4.4 Verbindlichkeiten aus kreditähnlichen Rechtsgeschäften 209.539 €              
4.5 Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 451.680 €              
4.6 Verbindlichkeiten aus Transferleistungen 67.677 €                
4.7 Erhaltne Anzahlungen 48.806 €                
4.8 Sonstige Verbindlichkeiten 939.790,26 €         35.427.286 €            

5. Passive Rechnungsabgrenzung 1.151 €                     

Bilanzsumme 172.826.674 €       

* Anmerkung: Daten und Werte aus dem dem Stadtrat vorgelegten Entwurf. Die überörtliche Prüfung durch die Gemeindeprüfungsanstalt hat jedoch ergeben, dass nicht alle Wertermittlungen anerkannt

wurden. Insoweit werden sich bei verschiedenen Posten noch Veränderungen ergeben, weshalb hier auch noch nicht die Schlussbilanz des Vorvorjahres abgebildet werden kann. 

P  a  s  s  i  v  a

Entwurf der Eröffnungsbilanz *
der Stadt Rösrath zum 01. Januar 2008

Doppischer Budgetplan 2012 / 2013
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Entwicklung des Eigenkapitals
Aktualisierte Übersicht *

Haushaltsjahr 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015

Allgemeine Rücklage: 67.240.952 € 67.240.952 € 65.536.114 € 57.236.755 € 53.268.094 € 45.705.184 € 37.189.694 € 29.545.994 € 

Sonderrücklage: 0 € 0 € 0 € 0 € 0 € 0 € 0 € 0 € 

Deckungsrücklage: 0 € 0 € 0 € 0 € 0 € 0 € 0 € 0 € 

Ausgleichsrücklage: 9.352.056 € 5.968.290 € 0 € 0 € 0 € 0 € 0 € 0 € 

Summe Eigenkapital: 76.593.008 € 73.209.242 € 65.536.114 € 57.236.755 € 53.268.094 € 45.705.184 € 37.189.694 € 29.545.994 € 

^ um 25 Mio. € reduziert *

"Vorläufiges"/Geplantes Jahresergebnis ** -3.383.766 € -7.673.128 € -8.299.359 € -3.968.662 € -7.562.910 € -8.515.490 € -7.643.700 € -6.319.370 € 

Allgemeine Rücklage: 0 € -1.704.838 € -8.299.359 € -3.968.662 € -7.562.910 € -8.515.490 € -7.643.700 € -6.319.370 € 

Minderung in % 0,00% -2,54% -12,66% -6,93% -14,20% -18,63% -20,55% -21,39%

Sonderrücklage: 0 € 0 € 0 € 0 € 0 € 0 € 0 € 0 € 

Deckungsrücklage: 0 € 0 € 0 € 0 € 0 € 0 € 0 € 0 € 

Ausgleichsrücklage: -3.383.766 € -5.968.290 € 0 € 0 € 0 € 0 € 0 € 0 € 

Summe Verringerungen: -3.383.766 € -7.673.128 € -8.299.359 € -3.968.662 € -7.562.910 € -8.515.490 € -7.643.700 € -6.319.370 € 

Allgemeine Rücklage: 67.240.952 € 65.536.114 € 57.236.755 € 53.268.094 € 45.705.184 € 37.189.694 € 29.545.994 € 23.226.624 € 

Sonderrücklage: 0 € 0 € 0 € 0 € 0 € 0 € 0 € 0 € 

Deckungsrücklage: 0 € 0 € 0 € 0 € 0 € 0 € 0 € 0 € 

Ausgleichsrücklage: 5.968.290 € 0 € 0 € 0 € 0 € 0 € 0 € 0 € 

Summe Eigenkapital: 73.209.242 € 65.536.114 € 57.236.755 € 53.268.094 € 45.705.184 € 37.189.694 € 29.545.994 € 23.226.624 € 

* Das im Entwurf der Eröffnungsbilanz ermittelte Eigenkapital ist hier aufgrund der Feststellung der Gemeindeprüfungsanstalt zur Ausweisung
der Sonderposten reduziert worden. Der genannte Wert wird aus der noch nicht abgeschlossenen SoPo-Neuberechnung erwartet.

** 2008 bis 2011 = vorläufig ermittelte Ergebnisse; ab 2012 Planwerte nach den Ausweisungen in den Gesamtergebnisplänen der mittelfristigen Ergebnis-
planung bzw. des Haushaltssicherungskonzeptes.

Bestand
zum Beginn
des 
Haushaltsjahres

Veränderungen
(Verringerung)
des
Eigenkapitals

Bestand
zum Ende
des 
Haushaltsjahres
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Entwicklung des Eigenkapitals
Aktualisierte Übersicht *

Haushaltsjahr 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022

Allgemeine Rücklage: 23.226.624 € 18.658.424 € 14.143.584 € 11.993.027 € 10.266.950 € 10.146.169 € 10.119.518 € 

Sonderrücklage: 0 € 0 € 0 € 0 € 0 € 0 € 0 € 

Deckungsrücklage: 0 € 0 € 0 € 0 € 0 € 0 € 0 € 

Ausgleichsrücklage: 0 € 0 € 0 € 0 € 0 € 0 € 0 € 

Summe Eigenkapital: 23.226.624 € 18.658.424 € 14.143.584 € 11.993.027 € 10.266.950 € 10.146.169 € 10.119.518 € 

"Vorläufiges"/Geplantes Jahresergebnis ** -4.568.200 € -4.514.840 € -2.150.557 € -1.726.077 € -120.781 € -26.651 € 167.840 € 

Allgemeine Rücklage: -4.568.200 € -4.514.840 € -2.150.557 € -1.726.077 € -120.781 € -26.651 € 0 € 

Minderung in % -19,67% -24,20% -15,21% -14,39% -1,18% -0,26% 0,00%

Sonderrücklage: 0 € 0 € 0 € 0 € 0 € 0 € 0 € 

Deckungsrücklage: 0 € 0 € 0 € 0 € 0 € 0 € 0 € 

Ausgleichsrücklage: 0 € 0 € 0 € 0 € 0 € 0 € 167.840 € ***

Summe Verringerungen: -4.568.200 € -4.514.840 € -2.150.557 € -1.726.077 € -120.781 € -26.651 € 167.840 € 

Allgemeine Rücklage: 18.658.424 € 14.143.584 € 11.993.027 € 10.266.950 € 10.146.169 € 10.119.518 € 10.119.518 € 

Sonderrücklage: 0 € 0 € 0 € 0 € 0 € 0 € 0 € 

Deckungsrücklage: 0 € 0 € 0 € 0 € 0 € 0 € 0 € 

Ausgleichsrücklage: 0 € 0 € 0 € 0 € 0 € 0 € 167.840 € 

Summe Eigenkapital: 18.658.424 € 14.143.584 € 11.993.027 € 10.266.950 € 10.146.169 € 10.119.518 € 10.287.358 € 

** 2008 bis 2011 = vorläufig ermittelte Ergebnisse; ab 2012 Planwerte nach den Ausweisungen in den Gesamtergebnisplänen der mittelfristigen Ergebnis-
planung bzw. des Haushaltssicherungskonzeptes.

*** Nur fiktive Darstellung; Schuldentilgung geht einer Zuführung zur Ausgleichsrücklage vor.

Bestand
zum Beginn
des 
Haushaltsjahres

Veränderungen
(Verringerung)
des
Eigenkapitals

Bestand
zum Ende
des 
Haushaltsjahres
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2012/2013

   der Stadt Rösrath

und

Doppischer Budgetplan 2012 / 2013
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Stellenplan 2012/2013 Teil A   -   Beamte

Erläuterungen
Wahlbeamte KU = künftig umzuwandeln

und Besoldungsgruppe tatsächlich besetzt KW = künftig wegfallend

Laufbahngruppen am TZ   = z.Zt. Teilzeit

insgesamt insgesamt 30.06.2011 AZ  =  Amtszulage

1 2 3 4 5 6 7

Wahlbeamte

Bürgermeister B 4 1,0 1,0 1,0 1,0

1. Beigeordneter A 16 1,0 1,0 1,0 1,0

Beigeordnete A 15 2,0 2,0 1,0 1,0 KW = 1,0

Höherer Dienst

Direktor/in A 15 1,0 0,0 1,0 0,0 KW = 1,0 (n. Stadtratsbeschluss Ausweisung der 
Stelle als Wahlbeamtenstelle)

Oberrat/-rätin A 14 2,0 2,0 2,0 3,0 KW = 1,0

Rat/Rätin A 13 2,0 2,0 2,0 2,0

Gehobener Dienst

Oberamtsrat/-rätin A 13 1,0 1,0 0,0 0,0

Amtsrat/-rätin A 12 5,0 4,0 5,0 5,0 KW = 1,0

Amtmann/-frau A 11 4,0 4,0 3,0 3,0 TZ = 1,0

Oberinspektor/in A 10 5,4 5,4 5,4 5,4
TZ = 1,4                                                                
AZ = 1,0

Inspektor/in A 9 3,0 3,0 2,0 1,0

Mittlerer Dienst

Amtsinspektor/in A 9 3,4 3,4 3,4 3,4 TZ = 1,4

Hauptsekretär/in A 8 2,5 2,5 2,5 2,5
KW = 0,5                                                               
TZ = 0,5

Obersekretär/in A 7 0,0 0,0 0,0 0,0

Insgesamt: 33,3 31,3 29,3 28,3

Doppischer Budgetplan 2012 / 2013

Zahl der Stellen
( bzw. Summe der Stellenwerte)

2012 2013 2011

- 50 -



Teil A   -   Aufteilung nach der Haushaltsgliederung  - Beamte - 2012/2013 Stellenübersicht
Wahlbeamte Höherer Dienst Gehobener Dienst Mittlerer Dienst KW = künftig wegfallend

KU = künftig umzuwandeln

TZ = z.Zt. Teilzeit

AZ  =  Amtszulage

1 2 3 4 5 6 7

01 Innere Verwaltung 1,00 1,00 2,00 1,00 1,00 1,80 1,00 3,00 0,50 2,00 3,00 1,40 2,00 20,70 21

01.10.10 Verwaltungsvorstand 1,0 1,0 2,0 0,5 0,4 1,0 0,8 6,70 6 KW = 1,9

01.20.10 Personalvertretung 0,00

01.30.10 Gleichstellung 0,00

01.40.10
Rechnungsprüfung, Revision, 
Datenschutz

0,5 0,5 0,5 1,50 3 KW = 0,5

01.40.20 Controlling 0,5 0,5 0,5 1,50 KW = 0,5

01.50.10 Organisation und zentrale Dienste 0,2 1,0 1,20 1

01.50.20 Personalservice 0,8 0,6 1,40 2 KW = 0,6

01.60.10
Finanzmanagement u. 
Rechnungswesen

0,5 2,0 0,5 2,0 0,6 1,0 6,60 7 KW = 0,5; TZ = 1,1

01.70.10 Immobilienverwaltung 0,8 1,0 1,80 2

02 Sicherheit und Ordnung 1,00 0,70 0,78 2,48 3

02.10.10 Schutz von Leben u. Gesundheit 0,65 0,65 1

02.10.20 Verkehrssicherheit 0,00

02.10.30 Feuer-, Zivil u. Katastrophenschutz 0,3 0,30

02.10.40 Gewerbeüberwachung 0,78 0,78 1 TZ = 0,8

02.20.10 Meldeangelegenheiten 0,22 0,22

02.20.20 Wahlen 0,05 0,05

02.30.10 Standesamt 0,48 0,48 1 TZ = 0,7

A9 A8 A7 A5A13 A13 A12 A11 A10 A9

Doppischer Budgetplan 2012 / 2013
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Teil A   -   Aufteilung nach der Haushaltsgliederung  - Beamte - 2012/2013 Stellenübersicht
Wahlbeamte Höherer Dienst Gehobener Dienst Mittlerer Dienst KW = künftig wegfallend

KU = künftig umzuwandeln

TZ = z.Zt. Teilzeit

AZ  =  Amtszulage

1 2 3 4 5 6 7

A9 A8 A7 A5A13 A13 A12 A11 A10 A9
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Bezeichnung

B 4 A16 A15 A15 A14

03 Schulträgeraufgaben 0,20 1,00 1,20 1

03.10.10 Grundschulen 0,04 0,2 0,24

03.10.20 Schulen der Sekundarstufen 0,06 0,6 0,66 1

03.10.30 Verbundschule 0,05 0,05

03.10.40 Übrige schulische Aufgaben 0,05 0,2 0,25

04 Kultur und Wissenschaft 1,00 1,00 1

04.10.10
Kulturverwaltung, -förderung, 
Veranstaltungen

0,00

04.10.20 Stadtbücherei 1,0 1,00 1

04.10.30 Musik- und Erwachsenenbildung 0,00

05 Soziale Leistungen 1,00 0,50 1,50 2

05.10.10
Hilfen zur Sicherung der 
Lebensgrundlage

1,0 1,00 1

05.10.20 Besondere soziale Bürgerdienste 0,00

05.20.10 Hilfe bei Wohnproblemen 0,5 0,50 1 KW = 0,5; TZ = 0,5

05.20.20 Leistungen für Asylbewerber 0,00

06 Kinder-, Jugend- und Familienhilfe 1,80 1,80 2

06.10.10
Tagesbetreuung von Kindern und 
Spielplätze

0,00

06.10.20
Sonstige Leistungen zur Förderung 
junger Menschen und Familien

0,00

06.10.30
Förderung von Kindern in der 
Tagespflege

0,00

06.10.40 Jugendarbeit 1,8 1,80 2

07 Gesundheitsdienste 0,00
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Teil A   -   Aufteilung nach der Haushaltsgliederung  - Beamte - 2012/2013 Stellenübersicht
Wahlbeamte Höherer Dienst Gehobener Dienst Mittlerer Dienst KW = künftig wegfallend

KU = künftig umzuwandeln

TZ = z.Zt. Teilzeit

AZ  =  Amtszulage

1 2 3 4 5 6 7

A9 A8 A7 A5A13 A13 A12 A11 A10 A9
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Bezeichnung

B 4 A16 A15 A15 A14

08 Sport                0,00  

08.10.10 Sportförderung 0,00

09 Räumliche Planung und Entwicklung 1,00 1,00 1

09.10.10 Räumliche Konzepte u. Bauleitplanung 1,0 1,00 1

10 Bauen und Wohnen 0,15 1,70 1,85 2

10.10.10 Bauordnungsangelegenheiten 1,7 1,70 2 TZ = 0,7; AZ = 1,0

10.10.20 Denkmalschutz- u. Denkmalpflege 0,15 0,15

11 Ver- und Entsorgung 0,00

12 Verkehrsflächen und -anlagen, ÖPNV 0,35 0,80 1,15 2

12.10.10 Verkehr 0,35 0,8 1,15 2 TZ = 0,5

13 Natur- und Landschaftspflege 0,20 0,20  

13.10.10 Öffentliche Grün- und Waldflächen 0,2 0,20

13.10.20 Landschaftspark Venauen 0,00

14 Umweltschutz 0,20 0,20  

14.10.10 Umweltschutz 0,2 0,20

15 Wirtschaft und Tourismus 0,22 0,22  

15.10.10 Tourismus 0,2 0,20

15.10.20 Wochenmärkte 0,02 0,02

16 Allgemeine Finanzwirtschaft                0,00  

16.10.10 Allgemeine Finanzwirtschaft 0,00

17 Stiftungen 0,00

1,00 1,00 2,00 1,00 2,00 2,00 1,00 5,00 4,00 5,40 3,00 3,40 2,50
35,0

33,30
Insgesamt: 33,30
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Erläuterungen
Entgeltgruppe TVÖD / TZ = Teilzeit

Sondertarif zum Sozial- und 
Erziehungsdienst besetzt am KU = künftig umzuwandeln

30.06.2011 KW = künftig wegfallend

[jew.: Stellen (Stellenwerte)]

1 2 2a 3 4 5

  TVÖD 13 1,0 1,0 1,0 1,0

  TVÖD 12 1,0 1,0 1,0 1,0 KU = 1,0

  TVÖD 11 / S 17  10,6 10 9,6 10,6
KU = 0,6                                                                                         
KW = 1,6

  TVÖD 10 / S 15, S 13 11,7 11,7 10,7 11,7

  TVÖD 9 / S 14, S 11Ü 21,1 18,7 23,4 22,4
TZ = 8,1   KU = 2,7                                                                  
KW  = 1,8   

  TVÖD 8 / S 6, S 11 22,9 21,2 23,0 19,5
TZ = 6,9   KU = 1,0                                                                 
KW = 2,5

  TVÖD 7 0,0

  TVÖD 6 33,9 32,7 32,1 30,2
TZ = 6,0   KU = 2,0                                                                 
KW = 2,5

  TVÖD 5 / S 3 12,5 11,5 11,8 11,5
TZ = 10,5                                                                                    
KW = 0,5

  TVÖD 4 1,0 1,0 1,0 1,0

  TVÖD 3 0,0

  TVÖD 2Ü 2,4 1,4 2,4 2,4
TZ = 1,4                                                                                      
KW = 2,4

Insgesamt: 118,1 110,2 116 111,3

Doppischer Budgetplan 2012 / 2013

Zahl der Stellen
(bzw. Summe der Stellenwerte)

2012 2013 2011
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Teil A   -   Aufteilung nach der Haushaltsgliederung  - Tariflich Beschäftigte - 2012/2013 Stellenübersicht

Erläuterungen
Produktbereich TZ = Teilzeit

Bezeichnung KU = künftig umzuwandeln

KW = künftig wegfallend

[jew.: Stellen (Stellenwerte)]

1 2 4

01 Innere Verwaltung 6,15 2,95 7,30 1,00 18,45 1,20 1,00 1,65 39,70 43

01.10.10 Verwaltungsvorstand 1,0 0,4 1,4 2 TZ = 0,4 ; KU = 1,0

01.20.10 Personalvertretung 0,2 0,2

01.30.10 Gleichstellung 0,5 0,5 1 TZ = 0,5

01.40.10 Rechnungsprüfung, Revision, Datenschutz 1,0 1,0

01.40.20 Controlling 0,0 1

01.50.10 Organisation und zentrale Dienste 3,0 0,8 2,15 1,2 0,25 7,4 8 TZ = 2,0; KW = 1,0

01.50.20 Personalservice 1,0 1,0 2,0 2

01.60.10 Finanzmanagement u. Rechnungswesen 4,0 3,7 7,7 8 TZ = 0,7

01.70.10 Immobilienverwaltung 1,95 0,95 1,0 1,0 12,2 1,0 1,4 19,5 21 TZ = 3,2; KU = 3,0; KW = 1,4

02 Sicherheit und Ordnung 0,60 2,80 1,00 6,30 2,70 13,40 20

02.10.10 Schutz von Leben u. Gesundheit 1,0 2,3 3,3 8 TZ = 1,3

02.10.20 Verkehrssicherheit 0,60 1,0 0,5 2,1 3 TZ = 1.1; KU = 0,6; KW = 0,5

02.10.30 Feuer-, Zivil u. Katastrophenschutz 1,0 0,4 1,4 2 TZ = 0,4 

02.10.40 Gewerbeüberwachung 0,0

02.20.10 Meldeangelegenheiten 1,0 4,8 5,8 6 TZ = 0,8

02.20.20 Wahlen 0,0

02.30.10 Standesamt 0,8 0,8 1 TZ = 0,8; KW = 0,8

03 Schulträgeraufgaben 0,35 1,12 7,31 1,90 0,00 0,75 11,43 14

03.10.10 Grundschulen 0,07 1,9 0,75 2,72 6 TZ = 1,9; KW = 2,0

03.10.20 Schulen der Sekundarstufen 0,07 1,0 5,7 6,77 6 TZ = 0,7; KW = 2,0

03.10.30 Verbundschule 0,08 0,4 0,48 1 TZ = 0,4

03.10.40 Übrige schulische Aufgaben 0,13 0,12 1,21 1,46 1

7 6
5   

S3
11    

S17
3

9  
S14  
S11Ü

3

10 
S15  
S13

4
8   

S6   
S11

2ü

Doppischer Budgetplan 2012 / 2013

Entgeltgruppen TVÖD / TV zum Sozial- und Erziehungsdienst ("S")
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13 12
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Teil A   -   Aufteilung nach der Haushaltsgliederung  - Tariflich Beschäftigte - 2012/2013 Stellenübersicht

Erläuterungen
Produktbereich TZ = Teilzeit

Bezeichnung KU = künftig umzuwandeln

KW = künftig wegfallend

[jew.: Stellen (Stellenwerte)]

1 2 4

7 6
5   

S3
11    

S17
3

9  
S14  
S11Ü

3

10 
S15  
S13

4
8   

S6   
S11

2ü
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Entgeltgruppen TVÖD / TV zum Sozial- und Erziehungsdienst ("S")

S
u
m

m
e
 S

te
lle

n
w

e
rt

e

A
n
za

h
l S

te
lle

n
 

13 12

04 Kultur und Wissenschaft 0,05 2,40 1,10 1,40 4,95 10

04.10.10
Kulturverwaltung, -förderung, 
Veranstaltungen

0,05 1,1 1,15 1 TZ = 1,1; KW = 0,7

04.10.20 Stadtbücherei 1,4 1,4 4 TZ = 1,4

04.10.30 Musik- und Erwachsenenbildung 2,4 2,4 5 TZ = 2,4

05 Soziale Leistungen 3,70 2,00 0,70 6,40 8

05.10.10 Hilfen zur Sicherung der Lebensgrundlage 3,0 0,25 0,7 3,95 5 TZ = 2,7; KU = 2,0

05.10.20 Besondere soziale Bürgerdienste 0,7 0,7 1 TZ = 0,7

05.20.10 Hilfe bei Wohnproblemen 1,75 1,75 2 TZ = 0,8

05.20.20 Leistungen für Asylbewerber 0,0

06 Kinder-, Jugend- und Familienhilfe 0,60 1,00 2,00 3,90 16,45 0,49 5,30 29,74 40

06.10.10
Tagesbetreuung von Kindern und 
Spielplätze

0,5 2,0 13,45 5,3 21,25 30 TZ = 10,1: KU = 2,0; KW = 1,3

06.10.20
Sonstige Leistungen zur Förderung junger 
Menschen und Familien

0,6 0,5 3,9 2,0 0,49 7,49 9 TZ = 3,6

06.10.30 Förderung von Kindern in der Tagespflege 1,0 1,0 1

06.10.40 Jugendarbeit 0,0

07 Gesundheitsdienste 0,0

08 Sport 0,23 0,23  

08.10.10 Sportförderung 0,23 0,23

09 Räumliche Planung und Entwicklung 0,20 2,00 2,20 2

09.10.10 Räumliche Konzepte u. Bauleitplanung 0,2 2,0 2,2 2 TZ = 0,7

10 Bauen und Wohnen 1,00 3,00 0,20 4,20 5

10.10.10 Bauordnungsangelegenheiten 1,0 3,0 0,2 4,2 5 TZ = 0,2; KU = 1,0

10.10.20 Denkmalschutz- u. Denkmalpflege 0,0
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Teil A   -   Aufteilung nach der Haushaltsgliederung  - Tariflich Beschäftigte - 2012/2013 Stellenübersicht

Erläuterungen
Produktbereich TZ = Teilzeit

Bezeichnung KU = künftig umzuwandeln

KW = künftig wegfallend

[jew.: Stellen (Stellenwerte)]

1 2 4

7 6
5   

S3
11    

S17
3

9  
S14  
S11Ü

3

10 
S15  
S13

4
8   

S6   
S11

2ü
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Entgeltgruppen TVÖD / TV zum Sozial- und Erziehungsdienst ("S")
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13 12

11 Ver- und Entsorgung 0,00

12 Verkehrsflächen und -anlagen, ÖPNV 1,60 1,70 1,00 4,30 5

12.10.10 Verkehr 1,6 1,7 1,0 4,3 5 KW = 1,0

13 Natur- und Landschaftspflege 0,35 0,05 0,45 0,85  

13.10.10 Öffentliche Grün- und Waldflächen 0,05 0,05 0,45 0,55

13.10.20 Landschaftspark Venauen 0,3 0,3

14 Umweltschutz 0,70 0,70 1

14.10.10 Umweltschutz 0,7 0,7 1

15 Wirtschaft und Tourismus 0,00  

15.10.10 Tourismus 0,0

15.10.20 Wochenmärkte 0,0

16 Allgemeine Finanzwirtschaft 0,00  

16.10.10 Allgemeine Finanzwirtschaft 0,0

17 Stiftungen 0,00

1,00 1,00 10,60 11,70 21,10 22,90 33,90 12,50 1,00 2,40
148,0

118,10
Insgesamt: 118,10
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Stellenübersicht 2012/2013     Teil B   -   Dienstkräfte in der Probe- oder Ausbildungszeit

 - Beamte zur Probe -

Zahl der Zahl der Zahl der Zahl der 

Amtsbezeichnung Besoldungsgruppe Beamtinnen u. Beamtinnen u. Beamtinnen u. Beamtinnen u. Vermerke

Beamten Beamten Beamten Beamten Erläuterungen

2012 2013 2011 am 30.06.2011

1 2 3 3a 4 5 6

Inspektor/in. A 9 2 2 1 1

Assistent/in A 5 0 0

Insgesamt: 2 2 1 1

- Nachwuchskräfte und informatorisch beschäftigte Dienstkräfte -

vorgesehen vorgesehen beschäftigt Vermerke

Bezeichnung Art der Vergütung für für am Erläuterungen

2012 2013 01.10.2011

1 2 3 3a 4 5

Inspektoren-Anwärter/in    Unterhaltszuschuss 1

Assistenten-Anwärter/in    Unterhaltszuschuss 0

Verwaltungspraktikant/in    Unterhaltsbeihilfe 0

Auszubildende    Ausbildungsvergütung 6 6 5

Erzieher/in im Anerkennungsjahr    fester Satz 2 2 0

Referendar/in    ohne 2 2 0

Aufstiegsbeamte    Besoldung 0

Insgesamt: 10 10 6

Doppischer Budgetplan 2012 / 2013
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Gewinn- und Verlustrechnung 
für die Zeit  
vom 01. Januar 2010  
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Lagebericht  für das Geschäftsjahr 2010 der StadtWerke Rösrath, Anstalt des öffentlichen Rechts (AöR) 
 
 

1.  Geschäft und Rahmenbedingungen 
 

Neben der Stadt Rösrath als Träger kommunaler Verwaltungsaufgaben ist die StadtWerke Rösrath AöR als zentraler Ansprechpartne r für alle 

betrieblich-technisch geprägten öffentlichen Einrichtungen und Dienstleistungen im Rösrather Stadtgebiet positioniert. Im Geschäftsjahr waren 

im Einzelnen folgende kommunale Betätigungen Unternehmensgegenstand:  

 

§ die Versorgung mit Wasser,  

§ die Trägerschaft und Betriebsführung des Freibades Hoffnungsthal, 

§ die Beseitigung des Abwassers, 

§ die Abfallentsorgung, 

§ die Straßenreinigung, 

§ das Friedhofs- und Bestattungswesen, 

§ die Übernahme von Tätigkeiten des Baubetriebshofes zur Deckung städtischen Eigenbedarfs. 

 

Mit Ausnahme der als Hilfsbetrieb ausgestalteten Baubetriebshoftätigkeit – die entsprechenden Leistungen werden gegen Kostenerstattung im 

Wege der Amtshilfe an die Stadt Rösrath zur Erfüllung ihrer hoheitlichen Aufgaben erbracht – ist der StadtWerke Rösrath AöR die Trägerschaft 

der jeweiligen öffentlichen Einrichtungen mit der entsprechenden Satzungshoheit und damit die rechtliche, organisatorische und wirtschaftliche 

Aufgabenverantwortung übertragen. Dem Unternehmen obliegen die städtischen Verpflichtungen als öffentlich -rechtlicher Entsorgungsträger 

für die Abfallentsorgung nach § 15 des Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes sowie die Erfüllung der kommunalen Abwasserbeseitigungs-

pflicht nach § 53 Abs. 1 des Landeswassergesetztes NRW.  

 

Das operative Geschäft des Unternehmens bezieht sich ausschließlich auf die Leistungserbringung im Rahmen der städtischen Daseinsvorsor-

ge. Forschung und Entwicklung werden nicht betrieben. 

 

Die StadtWerke Rösrath AöR mit ihren aktuell 7 Unternehmenszweigen wird als Verbundunternehmen nach § 6 Kommunalunternehmensv er-

ordnung NRW geführt, um größtmögliche Synergien in der Aufgabenerfüllung zu erschließen. Das Unternehmen mit derzeit 62 Beschäftigten ist 

spartenübergreifend in folgende funktionale Organisationsbereiche gegliedert:  
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Vorstand  

§ Leitungsservice 

§ Hauptabteilung Verwaltung 

 

§ Hauptabteilung Technik 

§ Friedhofsverwaltung 

§ Vertrieb- und Kundenservice 

§ Finanz- und Rechnungswesen 

§ Wassergewinnung 

§ Badbetrieb 

§ Friedhofsbetrieb 

§ Netzbetrieb 

§ Baubetrieb 

 
Der Geschäftsverlauf des Jahres 2010 war insgesamt zufrieden stellend. Mit einem Jahresüberschuss in Höhe von rd. 438 T€ konnte ein auch 

im Mehrjahresvergleich gutes Gesamtergebnis erzielt werden. Der negative Trend des Vorjahres – hier war mit 91 T€ noch ein historischer 

Tiefstand zu verzeichnen – wurde durchbrochen und auch die Zielsetzung nach Wirtschaftsplanung 2010 (395 T€) noch leicht übertroffen. Die 

für das Wirtschaftsjahr ergriffenen Maßnahmen zur Stabilisierung der Ertragslage haben Wirkung gezeigt.  Erstmals seit Jahren waren auch 

wieder steigende Absatzzahlen im Wasser- und Abwassergeschäft zu verzeichnen und haben zum insgesamt guten Verbundergebnis beigetra-

gen. 

 

Belastend hingegen wirkten unplanmäßige Entwicklungen in einzelnen Geschäftsfeldern. Zu den „klassischen“ und strukturellen D auerverlust-

betrieben Freibad Hoffnungsthal sowie dem Friedhof- und Bestattungswesen, gesellte sich im Wirtschaftsjahr 2010 auch der Unternehmens-

zweig Straßenreinigung. Maßgeblich witterungsbedingt und durch einen nahezu täglichen, mehrmaligen Bedarf an Räum - und Streuleistungen 

in allen (5) Wintermonaten diesen Jahres geprägt, entstand hier ein erheblicher Jahresverlust. Im Wesentlichen plan- und erwartungsgemäß 

verlief hingegen die Geschäftsentwicklung in den Unternehmenszweigen Abwasserbeseitigung und Baubetrieb. Dies gilt gleicherma ßen für den 

Unternehmenszweig Wasserversorgung, wobei allerdings in dem hier in 2010 (planmäßig) erwirtschafteten Jahresüberschuss von rd. 56 T€ 

keine auf Dauer ausreichende Ertragslage für die spezifische Aufgabenerfüllung gesehen werden kann.  

 

Für die Wirtschaftsführung der StadtWerke Rösrath AöR besteht die gesetzliche Verpflichtung, die übertragenen öffentlichen Aufgaben nach-

haltig zu erfüllen. Etwaige Verlustabdeckungen durch die Stadt Rösrath als Alleineigentümer und Gewährträger der StadtWerke sind  nach dem 

durch den Stadtrat bei Aufgabenübertragung beschlossenen Geschäftsmodell nicht vorgesehen. Dies gilt sowohl für das Unternehmen als 

Ganzes, als auch für die einzelnen Unternehmenszweige. D ie insoweit im Geschäftsjahr entstandenen Defizite in Höhe von insgesamt 669 T€ 

wurden daher vollständig innerbetrieblich gedeckt. Mit diesem Verlustausgleich leistet die StadtWerke Rösrath AöR auch im Jah r 2010 wiede-
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rum einen deutlichen Beitrag zur städtischen Haushaltskonsolidierung. Weiterer finanzieller Spielraum für eine zusätzliche Gewinnausschüttung 

an die Stadt Rösrath besteht allerdings nicht. 

 

Nach der gesetzlichen Anforderung (§ 10 Kommunalunternehmensverordnung) sind im Rahmen einer geordneten W irtschaftsführung auch 

Rücklagen für die technische und wirtschaftliche Fortentwicklung sowie für Erneuerungen zu bilden. Dieser gesetzlichen Anford erung kommt für 

die StadtWerke Rösrath AöR im Hinblick auf den fortlaufend notwendigen Erhalt und den Ausbau  von kapitalintensiver Infrastruktur zur öffentli-

chen Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung besondere Bedeutung zu. Es ist daher erforderlich, den im Geschäftsjahr 2010 er wirtschaf-

teten Jahresgewinn vollständig zur Dotierung von Rücklagen einzusetzen. 

 

Unter Berücksichtigung der unterschiedlichen Herkunftsbereiche soll der Jahresgewinn für das Geschäftsjahr 2010 in Höhe von i nsgesamt 

437.658,00 € wie folgt verwendet werden: 

 

Der Jahresgewinn des Unternehmenszweiges Wasserversorgung in Höhe von 55.912,70 € wird vollständig in die allgemeine Rücklage für die 

Wasserversorgung eingestellt. Der restliche Jahresgewinn in Höhe von 381.745,30 € wird in die allgemeine Rücklage für die Ent sorgungs- und 

sonstigen Betriebe eingestellt. 

 

 

2. Ertragslage 
 
Die Ertragslage zeigt sich im Vorjahresvergleich deutlich stabilisiert. Das Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit stieg um rd. 566 T€ und 

erreichte mit 685 T€ (Vorjahr 120 T€) wieder ein geschäftsübliches Niveau.  

 

Entscheidenden Anteil hieran hatte das Betriebsergebnis für das operative Geschäft. Als Saldo von Betriebserträgen und -aufwendungen ergab 

sich ein Ergebnis von 2.398 T€ und damit gegenüber dem Vorjahr (1.885 T€) eine deutliche Verbesserung in Höhe von 513 T€. Die se Entwick-

lung ist vornehmlich ertragsseitig gestützt. 

 

Die Umsatzerlöse erhöhten sich gegenüber dem Vorjahr (14.101 T€) um rd. 899 T€ auf  

15.000 T€ womit auch die entsprechenden Erwartungen nach der Wirtschaftsplanung 2010 (15.196 T€) nahezu vollständig realisier t werden 

konnten. 
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Das stärkste Umsatzplus verzeichnete das Wassergeschäft mit rd. 539 T€. Hiervon entfielen rd. 55 T€ auf die Wasserversorgung sowie rd. 484  

T€ auf die Abwasserbeseitigung. Entgegen dem Trend der letzten Jahre hatten hieran auch wieder gestiegene Absatzzahlen einen nennens-

werten Anteil. Der Frischwasserverkauf erhöhte sich gegenüber dem Vorjahr um 38.099 cbm auf 1.277.868 cbm. Parallel hierzu le gte auch die 

entsorgte Jahresschmutzwassermenge um rd. 3,2% auf 1.235.108 cbm zu. Diese Entwicklung ist allerdings maßgeblich dur ch witterungsbe-

dingte Einflüsse im Geschäftsjahr sowie durch Sonderfaktoren im Bereich gewerblicher Großverbraucher verursacht worden. Eine nachhaltige, 

strukturelle Besserung bzw. allgemeine Trendwende für die Zukunft kann daraus nicht abgeleitet werden. Hier ist vielmehr weiterhin mit einem 

eher rückläufigen Verbrauchsverhalten sowie auch entsprechenden Erlösausfällen zu rechnen, denen im Tarifmodell Rechnung zu t ragen sein 

wird. So hat die im Jahr 2010 zur Schmutzwasserentsorgung eingeführte moderate Grundgebühr die Ertragslage in der Abwasserbeseitigung 

bereits positiv beeinflussen können. 

 

Deutliche Mehrumsätze in Höhe von rd. 222 T€ ergaben sich ferner im Bereich der Abfallentsorgung aufgrund der hier vorgenomme nen Gebüh-

renerhöhungen. Sie waren dringend notwendig geworden, um die aktuellen Kosten zur Abfallbeseitigung in die Gebührentarife einzukalkulieren. 

Anders als in den Vorjahren war es 2010 nicht mehr möglich, diesen Bedarf anderweitig zu kompensieren. Bis dato verfügbare zw eckgebunde-

ne Rücklagen waren mit der Entnahme im Vorjahr (220 T€) vollständig aufgezehrt.  

 

Ebenfalls deutlich höhere Umsatzerlöse gegenüber dem Vorjahr (+85 T€) verzeichnete auch der Unternehmenszweig Baubetrieb. Bei einem 

zum Vorjahr unverändert gebliebenen Preisniveau waren hierfür allein quantitative Aspekte in der Leistungserbringung maßgebli ch. Sie haben 

auf der anderen Seite jedoch auch deutlich höhere Aufwendungen, vornehmlich für Winterdienstleistungen, nach sich gezogen. Wie bereit s in 

der Vergangenheit besteht  für große Teile der Leistungserbringung zur Pflege und Erhaltung kommunaler Infrastruktur, nach wi e vor kein plan-

barer und gesicherter Aufgabenbestand durch die Stadt Rösrath. 

 

Obwohl nicht durch Mehrumsätze gekennzeichnet, ist auch auf die weiterhin positive Situation im Freibad Hoffnungsthal besonde rs hinzuwei-

sen. Trotz eines eher durchwachsenen Badesommers ergaben sich für die Saison 2010 erneut sehr erfreuliche Besucherzahlen. Mit 65.360 

Badegästen konnte das Rekordergebnis des Vorjahres (65.780 Besucher) und damit auch die Umsatzerlöse mit 163 T€ auf hohem Niv eau ge-

halten werden. 

 

Die aktivierten Eigenleistungen bewegten sich mit 93 T€ im geschäftsüblichen Rahmen. Sie bezogen sich im Wesentlichen auf den Anlagenbau 

in der Wasserversorgung sowie auf Aktivitäten des Baubetriebshofes. 
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Die erzielten sonstigen betrieblichen Erträge in Höhe von 577 T€ lagen mit rd. 104 T€ deutlich über denen des Vorjahres (473 T€ ). Dieser Um-

stand beruht vornehmlich auf Sonderfaktoren für das Geschäftsjahr, wie der Erstattung von Niederschlagswasserabgaben, Beschäf tigungszu-

schüssen der Bundesagentur für Arbeit sowie auch Versicherungserstattungen. Von den laufenden Kostenbeteiligungen der Stadt Rösrath an 

der Aufgabenerfüllung des Unternehmens wurde der Zuschuss zur Bestandssicherung des Freibades Hoffnungsthal im Geschäftsjahr um 10 T€ 

auf 35 T€ reduziert. Dieser Zuschuss wird ab dem Jahr 2011 ganz entfallen. Die laufende Zuschussgewährung der Stadt wird zukünftig daher 

nur noch die Abgeltung des grün- und kulturpolitischen Werts der Friedhöfe sowie den Ausgleich der nicht über Benutzungsgebühren finanzie r-

baren Kosten für die Straßenreinigung umfassen. 

 

Innerhalb der Betriebsaufwendungen ergaben sich gegenüber dem Vorjahr über alle Aufwandsarten Mehraufwendungen, die sich auf insge-

samt 487 T€ kumulierten. 

 

Neuerlichen Zuwachs, wenngleich auch deutlich geringer als in den Vorjahren, erfuhr dabei der Materialaufwand, der im Geschäf tsjahr um 

141 T€ auf jetzt 6.501 T€ angestiegen ist. Neben einem höheren Bedarf an Betriebsmitteln (+67 T€), vorwiegend für den notwendigen Winter-

dienst, stiegen auch die bezogenen Leistungen (+ 74 T€) nochmals leicht an. Hierbei waren wiederum Entwicklungen in den Entso rgungsver-

bänden maßgeblich mit beteiligt. Durch neuerliche Gebührenerhöhungen des Bergischen Abfallwirtschaftsverbandes – sie erhöhten sich zum 5. 

Mal in Folge – stiegen die Abfallbehandlungskosten um weitere rd. 42 T€. Auch die an den Aggerverband zu zahlenden Verbandsbeiträge fielen 

um rd. 30 T€ höher aus. Weitere Aufwandssteigerungen im Zusammenhang mit notwendigen Reparatur- und Instandhaltungsarbeiten an eige-

nen Betriebsanlagen von rd. 75 T€ konnten durch einen reduzierten Fremdleistungsbezug im operativen Geschäft kompensiert werd en und 

wurden nicht ergebniswirksam. 

 

Der Personalaufwand im Geschäftsjahr betrug 3.189 T€. Dies beinhaltet eine Steigerung von 95 T€ gegenüber dem Vorjahr (3.094 T€). Anders 

als in den Vorjahren war es 2010 nicht mehr möglich, die allgemeinen Aufwandsteigerungen durch personalwirtschaftliche Maßnah men zu 

kompensieren. Alleine der Tarifabschluss für das Jahr 2010 hat zu linearen Entgelterhöhung von 2,1 % für die tariflich Beschäftigten geführ t. 

 

In der Entwicklung des Abschreibungsaufwands (+ 141 T€) auf nunmehr 2.626 T€ (Vorjahr 2.485 T€) spiegelt sich die anhaltend h ohe Investiti-

onstätigkeit des Unternehmen zum Erhalt und Ausbau des öffentlichen Wasserversorgungs- und Abwassernetzes wieder. Im Verlauf des Ge-

schäftsjahres wurden Anlagen im Gesamtvolumen von knapp 6 Mio. € betriebsfertig hergestellt und damit erstmals ze itanteilig abschreibungs-

wirksam. 
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Die sonstigen betrieblichen Aufwendungen stiegen um 110 T€ auf nunmehr 956 T€. Neben deutlich höheren Betriebsaufwendungen fü r den 

Fuhrpark (+43 T€) aus Anlass des weit überdurchschnittlichen Winterdienstes zeichnen hierfü r vornehmlich höhere Verluste aus vorzeitigen 

Anlageabgängen verantwortlich (+ 42 T€). 

 

Das Finanzergebnis konnte gegenüber dem Vorjahr nochmals leicht verbessert werden. Es reduzierte sich um rd. 55 T€ auf 1.711 T€ (Vorjahr 

1.766 T€). Eine erforderliche Darlehensneuaufnahme zur Finanzierung von Abwasserinvestitionen wurde deutlich zinsverbilligt über ein en t-

sprechendes Förderprogramm realisiert. Das anhaltend niedrige Zinsniveau konnte im Rahmen einer Umschuldung für eine langfris tige Fest-

schreibung genutzt werden. Ein überschaubarer Teil des Portfolios wurde in variabler Verzinsung gehalten, um für das Geschäftsjahr zusätzl i-

che Vorteile im Zinsballast zu generieren. Daneben wurde auch die Kreditermächtigung nach Wirtschaftsplan 2010 (rd. 1,9 Mio. €) nur teilweise 

(rd. 0,5 Mio. €) ausgeschöpft und stattdessen eine zinsgünstige Vorfinanzierung durch Kassenkredite vorgenommen.  

Im Hinblick auf die insoweit noch notwendige Darlehensneuaufnahme bzw. den Umstieg von variabler Verzinsung in eine langfrist ige Zinsfest-

schreibung, wird der Kreditmarkt fortlaufend beobachtet. 

 

Für das Geschäftsjahr 2010 ist ein außerordentliches Aufwands-Ergebnis ausgewiesen. Hierbei handelt es sich um einen einmaligen, auf das 

Jahr 2010 beschränkten Sondereffekt in der Folge neuer Bewertungsvorschriften des Bilanzrechtsmodernisierungsgesetzes. Entgeg en dem 

bisherigen und zum Zwecke der Besteuerung parallel auch weiterzuführenden Verfahren, sind die handelsrechtlich vorzunehmende Pensions-

rückstellungen ab dem Jahr 2010 nach Erfüllungsrückstand, d.h. unter Einbeziehung künftiger Entwicklungen, zu bemessen. Daneb en sind 

auch die in Vorjahren bereits angesammelten Bestände neu zu bewerten und nachträglich aufzustocken. Dies führte zu einem einmaligen, au-

ßerordentlichen Aufwand in Höhe von rd. 212 T€. 

 

Korrespondierend mit dem im Vorjahresvergleich rückläufigen Jahresergebnis in der Wasserversorgung haben sich auch die Steuer n vom Ein-

kommen und Ertrag im Geschäftsjahr um 25 T€ auf 29 T€ (Vorjahr: 54 T€) reduziert. 
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Das Unternehmensergebnis nach Steuern für das Geschäftsjahr betrug rd. 438 T€ und verbesserte sich gegenüber dem Vorjahr um 3 47 T€. An 

diesem Verbundergebnis waren die einzelnen Unternehmenszweige wie folgt beteiligt:  

  

2009 

  T€ 

 

2010 

  T€ 

 

Veränderung 

in T€ in % 

     

SWR gesamt 

 

   91   438 +347 +381,3 

davon:     

Wasserversorgung     94      56    -38   -40,4 

Badbetrieb -297   -303      -6     -2,0 

Abwasserbeseitigung  781 1.051 +270   -34,6 

Straßenreinigung   -60   -184  -124 -206,7 

Abfallentsorgung -261     -40 +221  +84,7 

Friedhöfe -178   -123   +55  +30,9 

Baubetriebshof    12     -19    -31 -258,3 

 

Mit Ausnahme der Unternehmenszweige Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung wurden durchgängig Defizite erwirtschaftet. Dies e waren 

und sind allerdings überwiegend struktureller und planmäßiger Natur. In Bezug auf den Unternehmenszweig Friedhöfe hat sich die Lage dar-

über hinaus deutlich verbessert. 

 

 

3. Finanzlage 

 
Die StadtWerke Rösrath wickeln ihren Zahlungsverkehr über die Stadtkasse im Rahmen eines entsprechenden Verrechnungskontos ab. Die 

Zahlungsfähigkeit des Unternehmens ist daher im Rahmen gemeinsamer Liquiditätswirtschaft mit der Stadt Rösrath jederzeit sicherg estellt. Das 

Verrechnungskonto wird zu marktüblichen Konditionen für Geldanlagen bzw. Kassenkredite verzinst. Die Bestände des Verrechnungskontos 

stellen sich je nach Sachlage als Forderung bzw. Verbindlichkeit des Unternehmens gegenüber der Stadt Rösrath dar.  
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Der Cash-Flow im Geschäftsjahr 2010 betrug 2.886 T€. Unter Berücksichtigung der Entwicklung von Vorräten, Forderungen und Verbindlichkei-

ten aus Lieferungen und Leistungen und ähnlicher Vorgänge erhöhte sich der Zufluss liquider Mittel aus laufender Geschäftstät igkeit auf 3.472 

T€. Der Mittelabfluss aus der Investitionstätigkeit des Unternehmens betrug im Geschäftsjahr 3.700 T€. Aus der Finanzierungstätigkeit ergab 

sich per Saldo ein Zufluss von 228 T€. 

 

Zur Finanzierung von Investitionen im Abwasserbereich wurde im Umfang von 530 T€ eine Darlehensneuaufnahme getätigt. D arüber hinaus 

wurde eine Umschuldung in Höhe von 3.000 T€ vorgenommen. 

 

 

4. Vermögenslage 

 
Die Bilanz zum 31.12.2010 schließt mit einer Bilanzsumme von 74.624 T€ (Vorjahr 73.409 T€) ab. Die Bilanzsumme wird durch den  Wert des 

Anlagevermögens bestimmt und kennzeichnet die StadtWerke zugleich als kapitalintensives Unternehmen. 

 

Unter Berücksichtigung von Zugängen aus der Investitionstätigkeit im Geschäftsjahr sowie der Wertminderungen aus Abschreibung en und An-

lagenabgängen erhöhte sich das Anlagevermögen gegenüber dem Vorjahr (72.350 T€) per Saldo um 1.028 T€ auf insgesamt 73.378 T€. Dies 

entspricht einem Anteil von 98,3 % der Bilanzsumme. Die Investitionstätigkeit im Geschäftsjahr bezog sich im Wesentlichen auf  folgende Berei-

che: 

 

§ Wasserversorgung  (   704 T€) 

§ Badbetrieb   (     59 T€) 

§ Abwasserbeseitigung (2.755 T€) 

§ Baubetrieb   (   151 T€) 

 

Das kurz- und mittelfristige Vermögen hat sich im Vorjahresvergleich von 1.059 T€ um 187 T€ auf 1.246 T€ zum Ende des Geschäftsjahres 

erhöht. Wesentlich verantwortlich hierfür sind Entwicklungen im Forderungsbestand aufgrund durchgeführter Veranlagungen zu Anschlussbei-

trägen und Kostenersatz sowie auch höhere Forderungen aus der laufenden Verbrauchsabrechnung.  
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Das Vermögen zum Bilanzstichtag 31.12.2010 ist im Umfang von 26.428 T€ durch Eigenkapital sowie in einer Gesamthöhe von 48.196 T€ 

durch Fremdkapital finanziert. Davon entfällt ein Volumen von 40.828 T€ auf langfristiges sowie ein Volumen von 7.368 T€ auf kurzfristiges 

Fremdkapital. 

 

Aufgrund des erzielten Jahresüberschusses 2010 als Zufluss im Eigenkapital sowie auch durch einen deutlichen Zuwachs an passivierten Er-

tragszuschüssen für den Abwasserbereich, ist die Eigenkapitalquote im Vergleich zum vorangegangenen Geschäftsjahr (34,3 %) um  1,1 %-

Punkte auf 35,4 % gestiegen. 

 

Die Eigenkapitalrentabilität entwickelte sich ebenfalls positiv. Sie betrug im Geschäftsjahr 3,8% und lag damit um 2,6% -Punkte über dem Vor-

jahreswert (1,2%).  

 

Die wirtschaftliche Lage des Unternehmens zum 31.12.2010 war insgesamt zufriedenstellend. 

 

 

5. Nachtragsbericht 

 
Nach Ende des Geschäftsjahres hat eine steuerliche Außenprüfung der StadtWerke Rösrath begonnen. Die Prüfung bezieht sich auf  solche 
Betätigungen der StadtWerke, die als Betriebe gewerblicher Art zu klassifizieren sind. Für den Unternehmenszweig Wasserversorgung erstreckt 
sich der Prüfungszeitraum auf die Jahre 2005 – 2008. Für das Freibad Hoffnungsthal sind die Jahre 2007 – 2008 Prüfungsgegenstand. Auswir-
kungen für das Geschäftsjahr 2010 sind daher nicht zu erwarten.  
 
Sonstige Vorgänge von besonderer Bedeutung haben sich nach Schluss des Geschäftsjahres 2010 nicht ereignet.  
 
 
6. Risikobericht 

 
Risiken, die den Fortbestand der StadtWerke gefährden und sonstige Risiken mit wesentlichem Einfluss auf die Vermögens -, Finanz- und Er-

tragslage bestanden zum Schluss des Geschäftsjahres nicht und sind auch für die Zukunft nicht zu erwarten.  
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7. Ausblick 

 
Das Geschäftsjahr 2011 wird wiederum durch hohe Investitionen im Anlagenbau gekennzeichnet sein. Dabei wird die Restkanalisierung  des 

Rösrather Stadtgebiets fortgeführt und mit den Baumaßnahmen „Gerhart-Hauptmann-Straße“ sowie „Niederschlagswasserbeseitigung Kleinei-

chen-West“ werden zwei große Sanierungsprojekte für das Rösrather Abwassernetz umgesetzt. Des weiteren ist durch eine Aktualisieru ng des 

Abwasserbeseitigungskonzeptes auch die Abwasserrahmenplanung für das Rösrather Stadtgebiet in Abstimmung mit den Wasserbehörd en für 

die kommenden Jahre fortzuschreiben. Außerhalb von Netzinvestitionen wird für das Freibad Hoffnungsthal zur Saison 201 1 ein neuer Klein-

kinderbereich als weiterer Baustein der Generalsanierung des Bades errichtet.  

 

Über die EU-weite Neuausschreibung der Stromlieferverträge und der Entsorgungsdienstleistungen zur Abfallsammlung werden wesentliche 

Kostenbestandteile für das operative Geschäft neu definiert. Zusätzliche Belastungen haben sich bereits durch die an die Stadt Rösrath abzu-

führenden Wasserkonzessionsabgabe ergeben. Es bleibt abzuwarten, ob die derzeit gültigen Entgeltgrundlagen eine ausreichende Ertragslage 

zur Aufgabenerfüllung gewährleisten. 

 

Nach dem bisherigen Verlauf des 1. Halbjahres ist mit einem schwierigen Geschäftsjahr 2011 zu rechnen. Der nach Wirtschaftpla nung prognos-

tizierte Jahresüberschuss von rd. 379 T€ wird voraussichtlich nicht erzielt werden können. Die im Vorjahresvergleich deutlich rückläufig Was-

serförderung in den ersten 6 Monaten des Jahres lässt vielmehr auf einen Einbruch im Wasserabsatz schließen. Sowohl bei der W asserversor-

gung wie auch bei der Abwasserbeseitigung (Schmutzwasserentsorgung) ist daher mit gravierenden Erlösausfällen zu rechnen. Auch für das 

Freibad Hoffnungsthal ist nach dem bisherigen Saisonverlauf ein deutlich höheres Defizit als geplant zu erwarten. Witterungsb edingt liegen die 

Besucher- und Umsatzzahlen bisher weit unter den Vorjahreszahlen und Planannahmen. Dem gegenüber stehen deutlich gestiegene Betriebs-

aufwendungen, vorwiegend für Energie. 

 

Für das Jahr 2011 werden jedoch weitere Maßnahmen zur Verbesserung der Ertragslage unumgänglich. Dabei wird die langfristige Stabilität 

ausdrücklich vor den temporären Erfolg gestellt. 

 

Rösrath, den 30. Juni 2011 

 

 

Ralph Hausmann 

Vorstand 



Interne
Leistungsverrechnung
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Eigene Datenverarbeitung - Produkt 01.50.10

Die Inanspruchnahme der EDV werden die einzelnen Produkte im Wege der Leistungsverrechnung wie folgt belastet: 

SUMME:

Produkt Betrag  € Produkt Betrag € Produkt Betrag € Produkt Betrag €

01.10.10 29.540 € 01.50.10 35.990 € 01.40.10 5.680 € 01.40.20 5.680 €

Politische Steuerung Organisation Rechnungsprüfung, Controlling
und Verwaltungsführung und zentrale Dienste Revision, Datzenschutz

02.20.10 51.240 € 02.30.10 12.530 € 02.10.10 27.930 € 03.10.10 9.470 €
Meldeangelegenheiten Standesamt Schutz von Leben und Gesundheit Grundschulen

03.10.20 14.220 € 03.10.30 4.740 € 03.10.40 16.450 € 04.10.10 4.740 €
Schulen der Sekundarstufen Verbundschule Übrige schulische Aufgaben Kultur - Veranstaltungen

05.10.10 28.410 € 06.10.10 4.740 € 06.10.20 4.740 € 06.10.30 4.740 €
Hilfen zur Sicherung Tagesbetreuung von Kindern Förderung junger Menschen Förderung von Kindern 
der Lebensgrundlage und Spielplätze und Familien in der Tagespflege

06.10.40 4.740 € 08.10.10 9.470 € 14.10.10 11.930 € 10.10.20 27.850 €
Jugendarbeit Sportförderung Umweltschutz Denkmalschutz

une Denkmalpflege

12.10.10 27.850 € 09.10.10 11.930 € 01.60.10 56.820 € 01.70.10 45.140 €
Verkehr Räumliche Konzepte Finanzmanagement Immobilienverwaltung 

und Bauleitplanung und Rechnungswesen

13.10.10 13.640 €
Öffentliche
Gründ und Waldflächen
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Sachaufwand Verwaltung

Die im Produktbereich "Organisation und zentrale Dienste" anfallenden Sachausgaben werden den nachstehenden Bereichen wie folgt belastet:

SUMME:

Produkt Betrag  € Produkt Betrag € Produkt Betrag € Produkt Betrag €

01.40.10 19.520 € 01.40.20 19.520 € 01.50.10 104.090 € 01.60.10 117.110 €

Rechnungsprüfung, Controlling Organisation Finanzmanagement
Revision, Datzenschutz und zentrale Dienste und Rechnungwesen

02.10.10 65.060 € 03.10.10 26.020 € 03.10.20.1 13.010 € 03.10.20.2 13.010 €
Schutz von Leben und Gesundheit Grundschulen Hauptschule Realschule

03.10.20.3 13.010 € 03.10.30 13.010 € 03.10.40 13.010 € 05.10.10 91.090 €
Gymnasium Verbundschule Übrige schulische Aufgaben Hilfen zur Sicherung

der Lebensgrundlage

06.10.10 130.120 € 09.10.10 117.110 € 12.10.10 104.100 €
Tagesbetreuung von Kindern Räumliche Konzepte Verkehr
und Spielplätze und Bauleitplanung
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Verwaltungskostenerstattungen

Erstattungsberechtigte Bereiche: Summe: 30.310 €

Produkt Betrag Produkt Betrag Produkt Betrag Produkt Betrag

01.10.10 7.580 € 01.40.10 1.890 € 01.40.20 1.890 € 01.50.10 6.310 €
Politische Steuerung Rechnungsprüfung, Controlling Organisation
und Verwaltungsführund Revision, Datenschutz

01.60.10 12.640 €

Finanzmanagement
und Rechnungswesen

Erstattungspflichtige Bereiche: Summe: 30.310 €

03.10.30 30.310 €
Verbundschule

Öffentliche Begegnungsstätte  -   Produkt 01.70.10

Für die Nutzung der öffentlichen Begegnungsstätte "Bürgerforum Bergischer Hof" werden den einzelnen Unterabschnitten der nutzenden 

der nutzenden Produktbereiche folgende Leistungsverrechnungen belastet:

SUMME:

Produkt Betrag Produkt Betrag Produkt Betrag Produkt Betrag

01.10.10 8.040 € 01.50.10 9.870 € 04.10.30 11.390 €
Politische Steuerung Organisation Zweckverbände
und Verwaltungsführung und zentrale Dienste
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Immobilienservice

Unterhaltung und Bewirtschaftung der Gebäude und Anlagen ist für fast alle Produktbereiche dem zentralen Servicedienst "Immobilienservice"

übertragen. Die dort dafür erbrachten Leistungen werden den die Objekte nutzenden Produktbereichen mit fogenden Leistungsverrechnungen zugerechnet.

SUMME:

Produkt Betrag  € Produkt Betrag € Produkt Betrag € Produkt Betrag €

01.50.10 774.200 € 02.10.30 142.300 € 03.10.10 646.000 € 03.10.30 870.100 €

Organisation Feuer-, Zivil- Grundschulen Verbundschule
und zentrale Dienste und Katastrophenschutz

03.10.20 166.300 € 03.10.20 528.900 € 03.10.20.3 307.100 € 03.10.40 1.294.500 €
Schulen der Sekundarstufe Schulen der Sekundarstufe Schulen der Sekundarstufe Übrige schulische Aufgaben 
Hauptschule Realschule Gymnasium

04.10.20 63.600 € 05.20.10.3 92.400 € 05.20.20 158.700 € 06.10.10 574.900 €

Stadtbücherei Hilfe bei Wohnproblemen Leistungen für Asylbewerber Tagesbetreuung von Kindern
und Spielplätze

08.10.10 215.200 €

Sportförderung
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Übersicht freiwillige Leistungen 2011/2012/2013 - 2016
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Übersicht über die freiwilligen Leistungen

Vorbemerkungen:

Seit dem Haushaltsjahr 2008 sind die in dieser Übersicht aufgelisteten Leistungen der Stadt nur insoweit verändert worden, dass die in diesem 

Zeitraum zur Haushaltskonsolidierung aufgegebenen Leistungen und Förderungen nicht mehr benannt sind. Obwohl es zur Stärkung der örtlichen

Gemeinschaft sowie auch zur Vermeidung künftiger Pflichtausgaben in manchem Einzelfall sinnvoll gewesen wäre, sind seitdem keine Ausgaben

erfolgt, die als neue freiwillige Leistung zusätzlich in diese Übersicht aufzunehmen gewesen wären.

Bereits im vorjährigen Haushaltssicherungskonzept hat sich abgezeichnet, dass die aufsichtsbehördliche Anforderung aus den HSK-Prüfungen,

diese Aufwendungen jährlich um 10% zu reduzieren, nicht mehr realisiert werden kann.

Dies ergibt sich insbesondere daraus, dass mit den Ausgaben in großen Teilbereich auch Maßnahmen und Arbeiten gefördert, unterstützt bzw.

erbracht werden, die letztlich bewirken, dass der Stadt ansonsten entstehende pflichtige Leistungen in möglicherweise deutlich höherem Umfang

vermieden werden. Teilweise sind die hier betroffenen Leistungen nach Einschätzung der zuständigen Fachbereiche auch gar keine echten frei-

willigen Leistungen, sondern stellen Pflichtausgaben dar. Vor diesem Hintergrund ist eine weitere Kürzung dieser Leistungen nicht nur als un-

realistisch anzusehen, sondern vor allem ohne Besorgung nachteiliger Entwicklungen in anderen Bereichen auch nicht mehr möglich.

Soweit die Leistungen nicht im Ergebnis tatsächlich doch Pflichtaufgaben darstellen, müssen die durch diese "freiwilligen" Leistungen vermiedenen

bzw. eingesparten pflichtigen Aufwendungen unmittelbar gegengerechnet bzw. die bei Pflichtaufgaben erfolgten Kürzungen bzw. bewirkten Einspa-

rungen entsprechend berücksichtigt werden.

Insofern ist die im letzten Jahr an dieser Stelle getroffene Aussage, dass der mit dem Haushaltsjahr 2012 erreichte Stand als das "Ende der Fah-

nenstange" angesehen werden muss, eindeutig zu bekräftigen.

Unter Bezugnahme auf die Vorgabe der alljährlichen Kürzungsvorgabe von 10% muss allerdings festgestellt werden, dass dieser vorgegebene 

Minderungswert in einzelnen Planungsjahren auch deutlich überschritten wird. Für den Zeitraum der um ein Jahr erweiterten mittelfristigen Ergeb-

nisplanung ergibt sich dadurch eine durchschnittliche Kürzung der freiwilligen Leistungen von 8,0%/Jahr. Eine Grundlage dafür, auch aus aufsichts-

behördlicher Sicht die mit dem HSK 2012 erreichte Dotierung der "freiwilligen Leistungen" als Mindestbestand zu billigen und damit als Deckelung 
festzuschreiben.
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Übersicht über die freiwilligen Leistungen

Kurzbemerkungen zu den Einzelpositionen:

Budget 05 - Fachbereich 1

• Die Aufwendungen für die Ehrung älterer Mitbürgerinnen und Mitbürger sind seit 2011 dem Leistungsbereich "Seniorenarbeit" zugeordnet
• An der im HSK 2010 erfolgten Festschreibung des Wertes für Verfügungsmittel wird festgehalten.
• Bei den Mitglieds- und Verbandsbeiträgen wird optimistisch davon ausgegangen, dass der hier festgeschriebene Haushaltsansatz über den

gesamten Planungszeitraum tatsächlich eingehalten werden kann. Zu den wesentlichen hier heute noch verbliebenen Mitgliedschaften muss 
allerdings angemerkt werden, dass diese im Grunde keine wirklich 'freiwilligen' Beziehungen sind. Ohne die Inanspruchnahme von Leistungen
und Angeboten des Städte- und Gemeindebundes, der Kommunalen Gemeinschaftsstelle und des Kommunalen Arbeitgeberverbandes würde
manche Verwaltungsleistung zwangsläufig nur zu einem deutlich höheren Kostenaufwand erbracht werden können.

• Auch die noch als freiwillige Leistung aufgelisteten Mitgliedsbeiträge der Feuerwehr an die Kreiskameradschaftskasse sind nach Darstellung 
des verantwortlichen Fachbereiches eigentlich als pflichtiger Versicherungsbeitrag zu werten.

Budget 06 - Fachbereich 2

• Nach der in 2011 zur Förderung der Neuorientierung und breiteren Aufstellung der Vereinsarbeit nochmals beschlossenen Zuschusserhöhung
ist der Zuschuss auch in 2012 nochmals in dieser Höhe belassen und ab 2013 in der schon im HSK 2009 vorgegebenen, reduzierten Höhe
ausgewiesen. Unterstützt wird hier die wichtige soziale Arbeit zur Förderung der Wiedereingliederung von Arbeitslosen in den Arbeitsmarkt.

• Bei den Aufwendungen für die Förderung der Seniorenbetreuung handelt es sich nach der Einschätzung des Fachbereiches tatsächlich nicht 
um freiwillige Aufwendungen, sondern um die Erfüllung von "Pflichtaufgaben" nach SGB XII, wobei die Leistungen der hier geförderten Einrich-
tungen als Mindestumfang der in diesem Aufgabenfeld zu erbringenden Leistungen angesehen werden. Deshalb in der Höhe unverändert. 

• Nach der Zusammenfassung von "Seniorenbetreuung" und "Sonstige Zuschüssen" sowie der stufenweisen Reduzierung von 2010 bis 2014
wird hier seit 2011 auch der Aufwand für die Ehrungen anlässlich von z.B. Alters- und Ehejubiläen einbezogen.

•  Die Freiwilligkeit der Jugendarbeit in den Jugendzentren dürfte sich im Grunde ausschließlich auf die Teilnahme der Jugendlichen, also die 
Inanspruchnahme dieser Angebote beziehen. Die Vorhaltung selbst findet seine Grundlage im 3. AG-KJHG - KJFöG, wonach die Träger der
öffentlichen Jugendhilfe zur Förderung der Kinder- und Jugendarbeit verpflichtet sind. Da die geförderten Einrichtungen eher Mindestange- 
bote und keine zusätzlichen Leistungen darstellen müsste auch die Finanzierung eher Pflichtaufgabe, denn freiwillige Leistung sein.

• Bei den Zuschüssen für Ferienfreizeiten ist der im Haushaltssicherungskonzept des Vorjahres ab 2012 ausgewiesene Zuschussbetrag zur 
Förderung der Ferienfreizeiten für Jugendliche unverändert beibehalten worden.
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Übersicht über die freiwilligen Leistungen

• Der Zuschuss an den Kinderschutzbund ist entsprechend der abgeschlossenen Vereinbarung ausgewiesen.
• Die Aufgaben des außerschulischen Lernstandortes im Rahmen des KLU-Projektes werden seit 2011 durch die Schloss Eulenbroich gGmbH

erbracht. Durch die später als geplant erfolgte Objektübernahme soll 2012 nochmals ein Defizitausgleich bis zu 10.000 € gewährt werden.
• Die durch die Objektkosten im Rahmen der Leistungsverrechnung 2012 erwartete Aufwandssteigerung beim Betrieb der Stadtbücherei ist in 

den Folgejahren wieder auszugleichen, um die ursprüngliche Zielvorgabe wieder zu erreichen.
• Aufgrund der zum 31.03.2011 erfolgten Auflösung des Zweckverbandes Musikschule Rösrath/Overath ist eine Verbandsumlage nicht mehr

zu zahlen. 
• Der Ansatz für die Städtepartnerschaften wird nach dem HSK-Beschluss 2011 unverändert fortgeschrieben.
• Für den Planansatz zur Durchführung von Kulturveranstaltungen der Stadt (Aufrechterhaltung eines Minimalangebotes) ist insbesondere zum 

Ausgleich der Kostensteigerungen eine Anhebung um 1.500 € auf 4.000 € je Jahr erfolgt.
• Bei den Sportstättennutzungen bleibt die Zielvorgabe, durch Beteiligung der nutzenden Vereine weitere Aufwandsreduzierungen zu erreichen. 

Durch Neuvergabe der (auch reduzierten) Reinigungsleistungen können bereits seit 2011 erhebliche Einsparungen realisiert werden.
Die für 2012 im Rahmen der Leistungsverrechnung erwartete Aufwandssteigerung ist in den Folgejahren wieder auszugleichen. 

• Die Zuschüsse an Sportvereine sollen nach dem HSK-Konsolidierungsbeschluss von 2010 dauerhaft unverändert bleiben.

Budget 08 - Fachbereich 4

• Zur Förderung des Umweltschutzes und hier insbesondere des Bereiches "Wahner Heide" sind unverändert die Mitgliedsbeiträge zu den drei
sich diesem Thema verschriebenen Gemeinschaften ausgewiesen.

•  Die unveränderte Aufwandsentschädigung für den Denkmalbeauftragten sichert die erforderliche Fachberatung. Ohne diese kann die Pflicht-
aufgabe "Untere Denkmalbehörde" nicht wahrgenommen werden. Damit gehört auch diese Aufwandsentschädigung im Grunde nicht in diese
Übersicht der "freiwilligen" Leistungen.

• Die Reduzierung des an dieser Stelle ausgewiesenen Aufwandes für den ÖPNV ergibt sich durch die gestiegenen Anforderungen im Bereich
der Schülerbeförderung aufgrund der Unterrichtsausdehnungen in den Nachmittag und die Vertragsneufassung mit dem Verkehrsunternehmen
zur Mitte des Jahres 2012. Damit werden ab dem Schuljahr 2012/2013 faktisch nur noch die für den Schülertransport anfallenden Schulträger- 
leistungen und die zur Aufrechterhaltung der dafür erforderlichen Linienverkehre verbleibenden Kosten berechnet.

• Die für den Aufgabenbereich "Tourismus" ausgewiesenen Sach- und Geschäftsaufwendungen bleiben im gesamten Planungszeitraum ohne
Veränderung. Die veranschlagten Beträge reichen lediglich für die Finanzierung der minimalsten Leistungen in diesem Bereich.
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Übersicht über die freiwilligen Leistungen

05 - Fachbereich 1 18.100 18.100 18.100 18.100 18.100 18.100

-1.500 - - - - -

01.10.10. Polit. Steuerung und Verwaltungsführung

Ehrungen, Jubiläen - - - - - -

543105 -1.000 - - - - -

Verfügungsmittel 600 600 600 600 600 600

549100 - - - - - -

01.50.10 Organisation und zentrale Dienste

Mitglieds- und Verbandsbeiträge 14.500 14.500 14.500 14.500 14.500 14.500

544101 -500 - - - - -

02.10.30 Feuer-, Zivil- u. Katastrophenschutz

Mitgliedsbeiträge 3.000 3.000 3.000 3.000 3.000 3.000

Anteil aus 544101* - - - - - -

* Kreiskameradschaftskasse und Feuerwehrverband
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Übersicht über die freiwilligen Leistungen

06 - Fachbereich 2 293.200 242.500 232.700 232.000 227.000 227.000

Zwischensumme 1 1.700 -50.700 -9.800 -700 -5.000 -

05.10.20  Besondere soziale Bürgerdienste

Hilfe zur Arbeit 24.000 24.000 15.000 15.000 10.000 10.000

531802 9.000 - -9.000 - -5.000 -

Förderung Seniorenarbeit 30.000 30.000 30.000 30.000 30.000 30.000

531800 - - - - - -

Seniorenbetreuung / Zuschüsse 4.500 4.500 3.700 3.000 3.000 3.000

528100 / 531801 -1.000 - -800 -700 - -

06.10.40 Jugendarbeit

Zuschüsse Jugendzentren 203.700 158.000 158.000 158.000 158.000 158.000

531800 -6.300 -45.700 - - - -

Zuschüsse Ferienfreizeiten 10.000 5.000 5.000 5.000 5.000 5.000

531801 - -5.000 - - - -

Zuschuss Dt. Kinderschutzbund 21.000 21.000 21.000 21.000 21.000 21.000

531701 - - - - - -
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Übersicht über die freiwilligen Leistungen

...noch

06 - Fachbereich 2 569.140  453.540  415.740  400.170  395.170 395.170

Zwischensumme 3 -146.800  -115.600  -37.800  -15.570  -5.000  -  

03.10.10 Grundschulen

Schulkinderbetreuung -  -  -  -  -  -

Saldo aus: 0.531700 und 0.40… -18.000  -  -  -  -  -

03.10.40 übrige schulische Aufgaben

Außerschulischer Lernstandort KLU 20.000  10.000  -  -  - -

531700 -  -10.000  -10.000  -  - -

04.10.20 Stadtbücherei

Stadtbücherei 176.040  201.040  183.040  168.170  168.170 168.170

Produktsaldo -790  25.000  -18.000  -14.870  - -

04.10.30 Zweckverbände

Verbandsumlage Musikschule 79.900  -  -  -  - -

531300 -129.710  -79.900  -  -  - -

Planungs-
jahr
2016

Haushalts-
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2013
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2014
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Übersicht über die freiwilligen Leistungen

...noch

06 - Fachbereich 2 797.820 718.720 658.920 633.350 628.350 628.350

Gesamtsumme -176.300 -79.100 -59.800 -25.570 -5.000 -

04.10.10 Kulturverwaltung, -förderung und Veranstaltungen

Städtepartnerschaften 4.000 4.000 4.000 4.000 4.000 4.000

528101 - - - - - -

Veranstaltungskosten Kulturprogramm 2.500 4.000 4.000 4.000 4.000 4.000

528100 - 1.500 - - - -

08.10.10 Sportförderung

Sportstättennutzung ohne Schulsport 213.180 248.180 226.180 216.180 216.180 216.180

Produktsaldo ohne 523500 u. 531701 -20.000 35.000 -22.000 -10.000 - -

Zuschüsse Sportvereine 9.000 9.000 9.000 9.000 9.000 9.000

531701 500 - - - - -

Freibad - - - - - -

531500 -10.000 - - - - -

-

Planungs-
jahr
2015

1. Zeile = Planungsansätze

2. Zeile = Abweichung gegenüber dem Vorjahr
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Übersicht über die freiwilligen Leistungen

08 - Fachbereich 4 102.900 52.400 4.900 4.900 4.900 4.900

Zwischensumme -7.000 -50.500 -47.500 - - -

10.10.20 Denkmalschutz und Denkmalpflege

Ehrenamtliche Tätigkeit 1.500 1.500 1.500 1.500 1.500 1.500

542100 - - - - - -

14.10.10 Umweltschutz

Öffentlichkeitsarbeit Umweltschutz 500 500 500 500 500 500

Anteil aus 529100 - - - - - -

Zuschuss Arbeitskreis Wahner Heide 2.900 2.900 2.900 2.900 2.900 2.900

531800 - - - - - -

12.10.10 Verkehr

Förderungen ÖPNV-Maßnahmen 98.000 47.500 - - - -

2.529101 -7.000 -50.500 -47.500 - - -
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Übersicht über die freiwilligen Leistungen

...noch

08 - Fachbereich 4 104.900  54.400  6.900  6.900  6.900 6.900

Gesamtsumme -7.000  -50.500  -47.500  -  - -

15.10.10 Tourismus

Öffentlichkeitsarbeit 1.000  1.000  1.000  1.000 1.000 1.000

529100 -  -  -  - - -

Geschäftsaufwendungen 1.000  1.000  1.000  1.000 1.000 1.000

543100 -  -  -  - - -

-

Stadt Rösrath gesamt 920.820  791.220  683.920  658.350 653.350 653.350

Differenz (- Verbesserung; + Verschlechterung) -184.800  -129.600  -107.300  -25.570 -5.000 -

Differenz (in %) -16,1% -14,1% -13,6% -3,7% -0,8% 0,0%

Haushalts-
Ansatz
2011

Planungs-
jahr
2015

1. Zeile = Planungsansätze

2. Zeile = Abweichung gegenüber dem Vorjahr
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Vorbemerkungen  
zum Haushaltsbuch und den Budgetausweisungen 

In Rösrath wurde bereits in der Kameralistik der Produkthaushalt auf 
freiwilliger Basis als wichtiger Bestandteil des Neuen Steuerungsmo-
dells eingeführt. Der Produkthaushalt 2013/2013 basiert auf der 
Grundlage der seit 2005 in der Gemeindeordnung verankerten Regeln 
des Neuen Kommunalen Finanzmanagements.
Die hierzu ebenfalls geänderten Bestimmungen der Gemeindehaus-
haltsverordnung geben in § 4 vor, dass die Teilpläne des Haushalts-
planes produktorientiert sind. 

In seiner Struktur gliedert sich der Haushaltsplan im NKF in den Er-
gebnisplan, den Finanzplan, die Teilpläne und das Haushaltssiche-
rungskonzept, wenn ein solches aufzustellen ist.  

Die Darstellung in den Plänen erfolgt durch die Zusammenfassung der 
Buchungsstellen in die verschiedenen Ertrags- und Aufwands-, Ein-
zahlungs- und Auszahlungsarten, die für verschiedene Teilbereiche 
saldiert werden. 

Im Ergebnisplan sind dies die Teilbereiche 
  Ergebnis der laufenden Verwaltungstätigkeit 
  Finanzergebnis 
  Ordentliches Ergebnis 
  Außerordentliches Ergebnis 
  Jahresergebnis 

Im Finanzplan werden ausgewiesen 
  Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit 
  Saldo aus Investitionstätigkeit 
  Finanzmittelüberschuss/-fehlbetrag 
  Saldo aus Finanzierungstätigkeit 
  Liquide Mittel 

Beim Aufbau der Planungsgrundlagen, also der Zuordnung der ein-
zelnen Planungsstellen zu den einzelnen Produkten sowie Ertrags- 
und Aufwands- bzw. Einzahlungs- und Auszahlungsarten wurden 
für den Haushaltsplan 2012/2013 als Grundlage die Werte aus der 
Finanzplanung des Haushaltsplanes 2011 übernommen, jedoch an 
die individuellen Mittelanmeldungen der Fachbereiche angepasst. 
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Haushaltsbewirtschaftung
Budgetbildung / Haushaltsvermerke 

Grundsätzlich gelten die in der Gemeindehaushaltsverordnung aufge-
führten Bewirtschaftungsgrundsätze: 

§ 20
Grundsatz der Gesamtdeckung 

Soweit in dieser Verordnung nichts anderes bestimmt ist, dienen  
1. die Erträge insgesamt zur Deckung der Aufwendungen,  
2. die Einzahlungen für laufende Verwaltungstätigkeit insgesamt  

zur Deckung der Auszahlungen für laufende Verwaltungstätig-
keit,

3. die Zahlungsüberschüsse aus laufender Verwaltungstätigkeit 
und die Einzahlungen aus Investitionstätigkeit sowie die Ein-
zahlungen aus der Aufnahme von Krediten insgesamt zur De-
ckung der Auszahlungen für die Investitionstätigkeit.  

§ 21 
Bildung von Budgets 

(1) Zur flexiblen Haushaltsbewirtschaftung können Erträge und Auf-
wendungen zu Budgets verbunden werden. In den Budgets sind die 
Summen der Erträge und die Summen der Aufwendungen für die 
Haushaltsführung verbindlich. Die Sätze 1 und 2 gelten auch für Ein-
zahlungen und Auszahlungen für Investitionen. 

(2) Es kann bestimmt  werden, dass Mehrerträge bestimmte Ermäch-
tigungen für Aufwendungen erhöhen und Mindererträge bestimmte 
Ermächtigungen für Aufwendungen vermindern. Das Gleiche gilt für 
Mehreinzahlungen und Mindereinzahlungen für Investitionen. Die 
Mehraufwendungen oder Mehrauszahlungen gelten nicht als über-
planmäßige Aufwendungen oder Auszahlungen. 

(3) Die Bewirtschaftung der Budgets darf nicht zu einer Minderung des 
Saldos aus laufender Verwaltungstätigkeit nach § 3 Abs. 2 Nr. 1 füh-
ren.

Budgetbildung im Haushalt 2012/2013: 

Im Haushaltsplan der Stadt Rösrath für das Haushaltsjahr 
2012/2013 ist die bereits in den vergangenen Haushalten prakti-
zierte Budgetbildung unverändert beibehalten worden.  
Die wesentlichen, für die gesamten Haushaltsbereiche geltenden 
Haushaltsvermerke, nämlich die grundsätzliche Deckungsfähigkeit 
der Aufwendungen in den gebildeten Budgets, sind in § 8 der 
Haushaltssatzung ausgewiesen.  
Für die nachgenannten Aufwands- bzw. Auszahlungsgruppen gel-
ten folgende von der Haushaltssatzung abweichende Regelungen. 

 Personal- und Versorgungsaufwendungen
(Kontengruppen 50 und 51) der einzelnen Produkte werden von der 
Deckungsfähigkeit nach § 9 der Haushaltssatzung ausgenommen 
und zu einem Budget gem. § 21 GemHVO zusammengefasst. 
Dementsprechend werden dazu die jeweiligen Auszahlungen (Kon-
tengruppen 70 und 71) zu einem Budget zusammengefasst.

 Leistungen der Stadtwerke 
(Konten 5235) sind abweichend von § 9 der Haushaltssatzung ge-
genüber anderer Konten desselben Budgets nur deckungsberech-
tigt, nicht deckungspflichtig. Die Aufwendungen dieser Konten sind 
innerhalb eines Budgets untereinander gegenseitige deckungsfä-
hig. Analog werden dazu die jeweiligen Auszahlungen (Konten 
7235) zu einem Budget zusammengefasst. 

 Transferaufwendungen 
(Zuweisungen und Zuschüsse -> Kontenarten 531 bis 533) sowie 
die analogen Transfersauszahlungen (Kontenarten 731 bis 733) 
sind innerhalb eines Budgets untereinander gegenseitig deckungs-
fähig. 
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 Abschreibungen
(Kontengruppen 57) der einzelnen Produkte werden von der De-
ckungsfähigkeit nach § 9 der Haushaltssatzung ausgenommen und zu 
einem Budget gem. § 21 GemHVO zusammengefasst. 

 Interne Verrechnungen 
Bei den Internen Verrechnungen und Kostenerstattungen sind die 
Verrechnungswerte der Kontengruppe 58 jeweils untereinander ge-
genseitig deckungsfähig. 

 Sach- und Dienstleistungen/Transferaufwendungen 
Bei den Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen und/bzw. 
Transferaufwendungen werden die Mittel der aus dem Vorjahr über-
tragenen Ermächtigungen nicht in die Budgetbildungen einbezogen. 
Ermächtigungen aus dem Vorjahr sind im Ergebnisplan ausschließlich 
in den Fällen vorgetragen, die im Haushaltsjahr 2008 noch dem Ver-
mögenshaushalt zugeordnet waren und für die durch die Umstellung 
auf NKF eine Haushaltsrestbildung nicht mehr möglich war. Diese Mit-
tel bleiben daher ausschließlich für die betroffenen Maßnahmen (Brand-

schutzmaßnahmen Schulen und Sanierung PCB-Belastung Gymnasium) verfügbar und 
sind von der Deckungsfähigkeit ausgeschlossen. 

Konkrete Deckungsvermerke: 
Grundsätzlich berechtigen zweckgebundene Mehrerträge für die ent-
sprechenden Mehraufwendungen. Analog gilt dies für die jeweiligen 
Ein- und Auszahlungskonten 

Insbesondere gilt dies bei den in nachstehender Übersicht genannten 
Erträgen für die zugeordneten Aufwendungen. 

A Mehrerträge bei 
B berechtigen zu Mehraufwendungen bei 

A 01.70.10. 448700 Erträge aus Kostenerstattungen  
von privaten Unternehmen 

A 01.70.10 441110 Erstattungen für Gebäudepflege 

B 01.70.10 524104 Aufwendungen für Gebäudepflege 
    

A 01.70.10. 446100 Sonstige privatrechtliche Leistungsentgelte 
B 01.70.10. 543100 Geschäftsaufwendungen 

A 01.70.10 459100 Sonstige ordentliche Erträge 
B 01.70.10 521101 Unterhaltungsmaßnahmen 

A 02.20.10 431100 Verwaltungsgebühren 
B 02.20.10 543100 Bundespersonalausweise, Reisepässe 
    
A 03.10.10.X 44 Kopiergeld/Verkaufserlöse Grundschulen 
B 03.10.10.X 52 & 54 Selbstbewirtschaftung Aufwendungen 
    

A 03.10.20.X 44 Kopiergeld/Verkaufserlöse Sek. I und II 
B 03.10.20.X 52 & 54 Selbstbewirtschaftung Aufwendungen 
    

A 03.10.40.1 414100 Landeszuweisung Schulfahrten 
B 03.10.40.1 527900 Weiterleitung Zuweisung 
    

A 04.10.10. 446100 Städtepartnerschaften 
B 04.10.10. 528101 Städtepartnerschaften 
    

A 04.10.10. 432100 Entgelte Kulturprogramm 
B 04.10.10. 528100 Veranstaltungskosten Kulturprogramm 
    

A 05.10.10.2 421103 Unterhaltsbeiträge 
B 05.10.10.2 523103 Landesanteil Unterhaltsbeiträge 
    

A 06.10.10 414202 Zuweisungen (Familienzentrum) 
B 06.10.10 528102 Aufwendungen sonst. Sachleistungen 
    

A 06.10.10 414700 Rückflüsse Betriebskostenzuschüsse 
B 06.10.10 448200 Betriebskostenzuschüsse 
    

A 09.10.10/1508 682100 Einzahlungen Umlegung 
B 09.10.10/1508 782100 Auszahlungen Umlegung 
    

A 12.10.10.2 448200 Zuschuss ÖPNV 
B 12.10.10.2 529100 Anruf Sammeltaxi Zuschuss Linie 481 
    

A 16.10.10.2 461 Zinserträge 
B 16.10.10.2 551 Zinsaufwendungen 
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Grundsätzliches: 
 
 
In § 75 der Gemeindeordnung (GO NRW) ist vorgegeben, dass der 
Haushalt in jedem Jahr ausgeglichen sein muss. Und dies gilt auch 
dann als erfüllt, wenn der Fehlbetrag im Ergebnisplan durch Inan-
spruchnahme der Ausgleichsrücklage gedeckt werden kann. Ist die 
Ausgleichsrücklage aufgezehrt, ist bei Nichteinhaltung bestimmter 
Grenzwerte ein Haushaltssicherungskonzept aufzustellen. 
 
Die Anforderungen hieran sind in § 76 GO NRW (unter Berücksichti-
gung der Gesetzesänderung vom 24. Mai 2011) wie folge festge-
schrieben: 
 
(1) Die Gemeinde hat zur Sicherung ihrer dauerhaften Leistungsfähig-
keit ein Haushaltssicherungskonzept aufzustellen und darin den 
nächstmöglichen Zeitpunkt zu bestimmen, bis zu dem der Haushalt-
sausgleich wieder hergestellt ist, wenn bei der Aufstellung des Haus-
halts 
 
1. durch Veränderungen der Haushaltswirtschaft innerhalb eines 

Haushaltsjahres der in der Schlussbilanz des Vorjahres auszuwei-
sende Ansatz der allgemeinen Rücklage um mehr als ein Viertel 
verringert wird oder 

 
2. 2. in zwei aufeinander folgenden Haushaltsjahren geplant ist, den 

in der Schlussbilanz des Vorjahres auszuweisenden Ansatz der 
allgemeinen Rücklage jeweils um mehr als ein Zwanzigstel zu ver-
ringern oder 

 
3. 3. innerhalb des Zeitraumes der mittelfristigen Ergebnis- und Fi-

nanzplanung die allgemeine Rücklage aufgebraucht wird. Dies gilt 
entsprechend bei der Bestätigung über den Jahresabschluss ge-
mäß § 95 Absatz 3. 

 
 

 
 
 
(2) Das Haushaltsicherungskonzept dient dem Ziel, im Rahmen ei-
ner geordneten Haushaltswirtschaft die künftige, dauernde Leis-
tungsfähigkeit der Gemeinde zu erreichen. Es bedarf der Geneh-
migung der Aufsichtsbehörde. Die Genehmigung soll nur erteilt 
werden, wenn aus dem Haushaltssicherungskonzept hervorgeht, 
dass spätestens im zehnten auf das Haushaltsjahr folgenden Jahr 
der Haushaltsausgleich nach § 75 Absatz 2 wieder erreicht wird. Im 
Einzelfall kann durch Genehmigung der Bezirksregierung auf der 
Grundlage eines individuellen Sanierungskonzeptes von diesem 
Konsolidierungszeitraum abgewichen werden. Die Genehmigung 
des Haushaltssicherungskonzeptes kann unter Bedingungen und 
mit Auflagen erteilt werden. 
 
 
Soweit in solches Haushaltssicherungskonzept nicht genehmi-
gungsfähig ist, wenn also der Haushaltsausgleich nicht innerhalb 
der vorgegebenen Frist erreicht werden kann, gelten für die Haus-
haltswirtschaft ausnahmslos und dauerhaft für das gesamte Haus-
haltsjahr die Bestimmungen des § 82 GO NRW = Vorläufige Haus-
haltsführung (Nothaushalt). 
 
 
Für die Prüfung von Haushaltssicherungskonzepten durch die Auf-
sichtsbehörden hat das Innenministerium Richtlinien erstellt, um 
eine einheitliche Vorgehensweise zu gewährleisten. 
Dieser Leitfaden „Maßnahmen und Verfahren zur Haushaltssiche-
rung“ vom 06. März 2009 ist dementsprechend auch von den 
Kommunen bei Aufstellung und Vorlage der Haushaltssicherungs-
konzepte zu beachten. 
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Die Situation in Rösrath: 
 
Bereits vor der Umstellung auf das Neue kommunale Finanzma-
nagement (NKF) war der Haushalt strukturell nicht mehr ausgegli-
chen. Nach zwei negativen Jahresabschlüssen musste 2005 das ers-
te (genehmigungsfähige) Haushaltssicherungskonzept aufgestellt 
werden. Aber schon bei der Fortschreibung 2006 war die Genehmi-
gungsfähigkeit nicht mehr gegeben. Rösrath war im Nothaushalt. 
Obwohl sich die Haushaltsstruktur auch danach nicht geändert hat, 
konnte der Nothausalt 2008 verlassen werden, weil mit der NKF-
Umstellung durch die Inanspruchnahme der Ausgleichsrücklage die 
Fiktion des Haushaltsausgleiches gegeben war. Allerdings nur vo-
rübergehend für dieses eine Jahr, denn weiter reichte die Ausgleichs-
rücklage nicht. Seit 2009 wird mit den ausgewiesenen Fehlbeträgen 
die Allgemeine Rücklage des Eigenkapitals in Anspruch genommen, 
und zwar jeweils über den zulässigen Schwellenwerten. Ebenso 
konnte in keinem der letzten drei Haushaltsjahre ein Haushaltsaus-
gleich in der mittelfristigen Ergebnisplanung ein Haushaltsausgleich 
dargestellt werden.  
Ergo keine Genehmigungsfähigkeit der Haushaltssicherungskonzepte 
und Handhabung der Haushaltswirtschaft im Nothaushalt. 
 
Und diese Perspektive gilt unverändert auch für die vorliegenden 
Haushaltszahlen der Haushaltsjahre 2012 / 2013.  
 
Im letzten Controlling- und Prognosebericht über die Entwicklung der 
Haushaltswirtschaft 2011 konnte zwar eine erfreuliche Verbesserung 
gegenüber den Werten des Haushaltsplanes festgestellt werden. Die 
Erholung bei den Gewerbesteuererträgen, eine Verbesserung des 
Einkommensteueranteiles, eine geringere Kreisumlage sowie deutli-
che Einsparungen bei den Liquiditätskreditzinsen sind die wesentli-
chen und ausschlaggebenden Faktoren für eine im Abschluss 2011 
erwartete Haushaltsverbesserung von rd. 2,7 Mio. €.  
Allerdings würde auch damit kein nachträglich genehmigungsfähiger 
Haushalt 2011 erreicht.  
 

 
 
Und eine notwendige Steigerung dieser Entwicklung hat sich auch 
bei den Berechnungen der Erträge und Aufwendungen für die 
Haushaltsplanung 2012 / 2013 nicht ergeben. 
Es ist zwar gelungen, die Steigerungsraten der Aufwendungen ge-
genüber den Vorjahreswerten (3,95% und 0,03%) in den Planungs-
jahren 2012 und 2013 mit 1,5%-Punkten und 1,7%-Punkten unter 
den Steigerungsraten der Erträge (5,46% und 1,72%) zu halten. 
Mit den ausgewiesenen Fehlbeträgen von 7.562.910 € (2012) und 
8.515.490 € (2013) werden die Planungsergebnisse aber auf dem 
Niveau des Ergebnisses 2011gehalten. Allerdings bleibt es auch 
bei den über dem zulässigen Schwellenwert (5%) liegenden Minde-
rungen der Allgemeinen Rücklage.  
Dieser Grenzwert wird sogar sehr deutlich überschritten und er-
rechnet sich für das Haushaltsjahr 2012 mit 14,20% und für das 
Haushaltsjahr 2013 mit 18,6%. Wie in der Übersicht auf Seite 47 
dargestellt steigert sich dieser Wert bis zum Ende der mittelfristigen 
Ergebnisplanung im Jahre 2015 sogar auf 21,39%. 
 
Damit verbleibt es folglich unverändert bei der Pflicht zur Fort-
schreibung des pflichtigen Haushaltssicherungskonzeptes. 
 
Aufgrund der Änderung in § 76 Abs. 2 GO NRW kann die bisher an 
eine Wiedererreichung des Haushaltsausgleiches innerhalb der 
mittelfristigen Ergebnisplanung (= bis zum 3. Folgejahr) geknüpfte 
Genehmigung eines Haushaltssicherungskonzeptes nunmehr er-
teilt werden, wenn der Haushaltsausgleich im zehnten auf das 
Haushaltsjahr folgenden Jahr wieder erreicht wird. 
 
Um es gleich an dieser Stelle vorweg zu nehmen, diese Zielvorga-
be wird insbesondere mit einer in mehren Stufen vorgesehenen, 
aber deutlichen Anhebungen des Steuersatzes für die Grundsteuer 
B, einer Anhebung der Gewerbesteuer und den vorsichtig zurück-
haltend kalkulierten Aufwendungen auch erreicht. 
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Fazit: 
 
Wie die vorstehend abgebildete Fortschreibung der Ergebnisplanung 
ausweist, wird in dem mit dem Doppelhaushalt 2012/2013 beschlos-
senen Haushaltssicherungskonzept für den danach folgenden Pla-
nungszeitraum die Wiedererreichung des Haushaltsausgleiches im 
Planungsjahr 2022 dargestellt. Damit ist die in der Änderung des § 76 
Abs. 2 GO NRW enthaltene Zielvorgabe für die Genehmigungsfähig-
keit erreicht. 
Allerdings im Wesentlichen auch durch die bereits oben angespro-
chene deutliche Anhebung des Hebesatzes für die Grundsteuer B, 
der innerhalb des Gesamtplanungszeitraumes in insgesamt 3 Stufen 
bis auf 700 v. H. erhöht werden soll. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Handlungsrahmen 
zur Genehmigung von Haushaltssicherungskonzepten: 
(Prüfpunkte für ein HSK nach Ziffer 3.3 des Leitfadens) 
 
1 Ergebnisplan 
 

A) Aufwendungen allgemein 
 
Nach den vorliegenden Orientierungsdaten (OD) ist bei den Auf-
wendungen ab dem Haushaltsjahr 2012 jeweils gegenüber dem 
Vorjahr eine Steigerung um durchgehend +1,0% bei den Personal- 
und Sachaufwendungen und um +3,0% bis +2,0% bei den Sozial-
transferaufwendungen ausgewiesen. Durchschnittlich ergibt sich 
daraus eine jährliche Steigerung von 1,8% bzw. 1,5%. Bis zum En-
de der mittelfristigen Ergebnisplanung ist danach, bezogen auf des 
Planjahr 2011 ein Anstieg der Aufwendungen bis auf 106,5% zu 
erwarten. Das vorliegende Haushaltssicherungskonzept unter-
schreitet diesen Wert um 0,5%-Punkte. Rein rechnerisch bedeutet 
dies eine Unterschreitung der Vorgabe nach den Orientierungsda-
ten um rd. 150.000 €. 
 
Der Erlass zur Anwendung der Änderung des § 76 Abs. 2 GO NRW 
gibt vor, dass bei der weiteren Fortschreibung der Ergebnisplanung 
bis zum 10. Folgejahr die Vorgaben der Orientierungsdaten für das 
letzte Jahr des Orientierungsdatenzeitraumes zu Grunde zu legen 
sind.  
 
Dies gilt lediglich nicht für die Fortschreibung der Kreisumlage, für 
die eine eigene Steigerungsrate nach dem Mittel der letzten zehn 
Jahre zu errechnen ist.  
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Auch für die Jahre nach der mittelfristigen Ergebnisplanung geht das 
Haushaltssicherungskonzept von einer deutlich zurückhaltenderen 
Entwicklung der Aufwendungen aus. Womit sich am Ende des Zehn-
jahreszeitraumes keine Steigerung von über 17%, sondern nur von 
12,3% ergibt. In Summe errechnet sich daraus ein Wert von rd. 2,2 
Mio. €. 
 
Bei der Zielvorgabe der Dämpfung und Deckelung von Aufwendungen 
wird weiterhin das Thema „Kooperation mit anderen Kommunen“ zur 
Umsetzung von mittel- und langfristigen Kosteneinsparungen verstärkt 
in den Fokus der Verantwortlichen rücken. Rösrath hat dies für den 
Aufgabenbereich Rechnungsprüfung zwar bereits in der Kooperati-
onsvereinbarung mit der Stadt Overath verwirklicht. Und mögliche 
weitere Kooperationen oder gemeinschaftliche Nutzungen von Anla-
gen und Einrichtungen sind kontinuierlich zum Gegenstand von Ge-
sprächen z.B. mit der Stadt Overath, der Stadt Bergisch Gladbach, 
der Stadt Lohmar und dem Rhein-Bergischen Kreis gemacht worden. 
 
Zu diesem Thema, dass auch kreisübergreifend in Angriff genommen 
wird, ist allerdings generell festzustellen, dass hier das Bewusstsein 
zur Notwendigkeit von Kooperationen noch als sehr zurückhaltend 
einzuschätzen ist.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

B) Personalaufwendungen 
 
Die Entwicklung der Personalkosten bzw. genauer deren Senkung 
ist seit vielen Jahren ständiges und wesentliches Thema bei der 
Haushaltskonsolidierung und daher auch als Daueraufgabe ver-
standen.  
Die bereits im Rahmen der Konsolidierungsmaßnahmen zum HSK 
2010 in den einzelnen Produkten angesprochenen Personaleinspa-
rungen sind auch dementsprechend in der Vergangenheit umge-
setzt worden bzw. werden in den Folgejahren noch umgesetzt. Die 
insbesondere im Haushalt 2010 erstmals dargestellten Konsolidie-
rungsmaßnahmen betrafen auch verschiedene erst in den Folge-
jahren eingeplante Personalmaßnahmen, die auch dann erst ihre 
finanziellen Auswirkungen zeigen. 
 
Verschiedene Organisationsänderungen wurden bereits umgesetzt, 
wie zum Beispiel die Auflösung eines Fachbereiches. Allerdings hat 
sich daraus ergeben, dass es weiterer Veränderungen zur Errei-
chung von Synergien und der in den folgenden Jahren eingeplan-
ten Personalkostenreduzierungen bedarf. Deshalb sind insbeson-
dere im laufenden Jahr Überlegungen aufgegriffen worden, den 
Verwaltungsaufbau grundlegend neu zu strukturieren. Natürlich 
vornehmlich mit dem Ziel der kontinuierlichen Verbesserung der 
Dienstleistungen für die Bürgerinnen und Bürger. In Anbetracht des 
Kostendrucks aber auch unter Prüfung der Notwendigkeit und/oder 
Neuzuordnung von Aufgaben. Ohne diese Überlegungen sind die 
im Personalentwicklungskonzept ausgewiesenen Reduzierungen 
des Personalbestandes nicht realisierbar. Grundsätzlich muss je-
doch die Grundlage jedes Verwaltungshandelns sein, immer in 
quantitativer und qualitativer Hinsicht auch dauerhaft leistungsfähig 
zu bleiben. 
 
Bei der Betrachtung der Personalaufwendungen in Verbindung mit 
der 1%igen Steigerungsrate der Orientierungsdaten fällt zunächst 
die 2,26%ige Steigerung von 2011 nach 2012 auf.  
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Dies ist zum Teil darin begründet, dass für das durch die Auflösung 
des Musikschulzweckverbandes aufzunehmende Personal in 2012 
der gesamte Jahresbetrag einzurechnen ist.  
 
Zum anderen wird es nicht möglich sein, die für 2012 erwartete Tarif-
erhöhung, die auch im Mittel deutlich über 1% liegen wird, in vollem 
Umfang durch Kosten einsparende Personalmaßnahmen/-situationen 
aufzufangen. In den Folgejahren werden die Steigerungen der Orien-
tierungsdaten aufgrund der Maßnahmen der Personalentwicklungs-
planung stets unterschritten. 
 
Die in der Leitlinie im Einzelnen angesprochenen Fragestellungen und 
Vorgaben sind, wie sich auch aus den vorstehenden Ausführungen 
zur Änderung der Organisationsstruktur ergibt, bei Personalmaßnah-
men schon bisher stets Gegenstand der Prüfungen und Umsetzungen 
gewesen. Insbesondere werden z.B. bei Stellenbesetzungen die sich 
aus der Rangfolge „Intern vor Extern“ ergebenden Folgewirkungen 
eingehend und vordringlich mit dem Ziel einer Einsparung gegenüber 
dem bisherigen Stellenbedarf geprüft. Bei dieser Überprüfung wird die 
Aufgabenstellung analysiert und untersucht, ob auf die Aufgabenerfül-
lung ganz oder teilweise verzichtet werden kann bzw. Standardabsen-
kungen möglich sind und ob eine Stellenbesetzung mit einer niedrige-
ren Besoldungs- oder Entgeltgruppe in Betracht kommt. 
 
 

C) Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 
 

Auch bei diesem Aufwendungsbereich trifft die grundsätzliche Aussa-
ge unter A) wieder zu. Zwar wird die OD-Steigerungsrate aufgrund der 
dringend notwendigen Instandsetzungsarbeiten zur dauerhaften Min-
derung der Unterhaltungsaufwendungen im Haushaltsjahr 2012 deut-
lich überschritten. In der Gesamtfortschreibung bis zum Ende des 
Planungszeitraumes wird allerdings wieder ein um 1,3%-Punkte unter 
dem Orientierungsdatenwert liegende Steigerung vorgegeben.  
 

 
Insbesondere im Hinblick auf die sich in Folge der energetischen 
Sanierungsmaßnahmen des Konjunkturpaketes II ergebenden Ein-
sparungen bei den Energie- und Heizkosten wird die Erreichung 
dieser Vorgabe als realistisch eingeschätzt. Hinzu kommen auch 
die nachhaltigen, in den vergangenen Haushaltssicherungskonzep-
ten dargestellten einzelnen Konsolidierungsmaßnahmen wie die 
Reduzierung der Aufwendungen im Bereich der Reinigungsleistun-
gen um jährlich rd. 100.000 €. 
 
 

D) Bilanzielle Abschreibungen 
 

Die im Doppelhaushalt 2012 / 2013 neu berechneten Abschrei-
bungswerte beruhen auf Werten des vorgelegten Entwurfes der Er-
öffnungsbilanz zum Stichtag 01.01.2008 sowie der durch die Fest-
stellung der Gemeindeprüfungsanstalt notwendigen Neuberech-
nung der Sonderposten für Zuwendungen und Erschließungsbei-
träge. Aus dieser erweiterten Sonderpostenermittlung wird eine 
Verminderung des Eigenkapitals von etwa 25 Mio. € erwarte. Aller-
dings ergibt sich damit aus der Auflösung dieser Sonderposten ge-
genüber den bisher geschätzten Ansätzen auch eine jährliche 
Haushaltsentlastung, die vorsichtig zunächst mit rd. 750.000 € be-
rücksichtigt ist. 
Die einschränkende Aussage „zunächst“ beruht darauf, dass die 
Nacherfassung von Berechnungsgrundlagen bzw. die Neubewer-
tung der Sonderposten noch nicht abgeschlossen ist. Die sich 
durch die Anpassung einzelner Bilanzposten wird sich künftig vor-
nehmlich auf die Ertragsseite auswirken – wie vorstehend bereits 
dargestellt. Eine Beeinflussung der Abschreibungsbelastungen ist 
nicht zu erwarten. 
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E) Transferaufwendungen 
 

Nicht nur bei den freiwilligen, sondern auch bei den pflichtigen Trans-
feraufwendungen gilt es, dauerhaft alle Möglichkeiten einer Reduzie-
rung auszuschöpfen. Zu berücksichtigen ist allerdings, dass hierzu 
auch Aufwandsarten gehören, die durch den engagierten Einsatz der 
Sachbearbeiter/innen in der täglichen Aufgabenerledigung nicht be-
einflusst werden können.  
Z. B. die Kreisumlage, die schon alleine fast 50% der Transferauf-
wendungen ausmacht. Zur Entwicklung der Kreisumlage wird im HSK-
Planungszeitraum davon ausgegangen, dass die sich durch höhere 
Steuerkraftzahlen sowie die notwendige und erwartete Verbesserung 
der kommunalen Finanzausstattung im Finanzausgleich ergebenden 
„Mitnahmeeffekte“ durch entsprechende Minderungen des Kreisumla-
gesatzes ausgeglichen werden. Trotz dieser in den Berechnungen der 
Planzahlen berücksichtigten Annahme liegt die für die Kreisumlage 
berücksichtigte Steigerung noch über der als Mittelwert berechneten 
Steigerungsrate nach dem Ministerialerlass zur Änderung des § 76 
GO NRW.  
 
Dennoch bleibt hier natürlich die zuvor getroffene Aussage zutreffend, 
dass diese Ausgabeposition seitens der Stadt Rösrath nicht wirklich 
beeinflusst werden kann. 
Bezieht man hier auch noch die Betriebskostenzuschüsse für Kinder-
tagesstätten (22%-Anteil) ein, ergeben sich schon rd. 70% dieser 
Aufwendungsart, die von der Stadt überhaupt nicht beeinflussbar sind. 
 
Und auch die übrigen Transferaufwendungen sind nur sehr bedingt 
durch Maßnahmen und Aktivitäten der Stadt beeinflussbar. Wie bei-
spielsweise die Leistungen im Bereich des Jugendamtes. Hier ist es 
Natur gemäß ungleich schwieriger, den Schwerpunkt bei Einzelfall-
entscheidungen auf die Minimierung der finanziellen Folgewirkungen 
für die Stadt zu legen. Dennoch gilt auch hier der Grundsatz, dass bei 
mehreren Alternativen möglichst der kostengünstigsten der Vorzug 
gegeben wird.  
 

 
 
So zeigt die Auswertung des differenzierten Controllings, dass sich 
das Verhältnis der Vollzeitpflege zur Heimerziehung gegenüber 
früheren Zahlen zu Gunsten der Betreuung in familiennahen Hilfen 
verändert hat. Aus dem Blickwinkel der Kostenseite betrachtet, eine 
Entlastung der im Haushalt ausgewiesenen Aufwendungen. 
 
Im Ergebnis wird vor diesem Hintergrund auch für den gesamten 
Planungszeitraum erwartet, dass die durch die Orientierungsdaten 
vorgegebene Steigerung bei den Sozialtransferaufwendungen von 
3,0% bzw. 2,0% wie in den vergangenen Jahren stets unterschrit-
ten wird. Die Sicherung dieser Erwartung wird nicht zuletzt auch in 
der quantitativen, aber vor allem qualitativen Verbesserung der Be-
treuungsaktivitäten gesehen. 
Einbezogen ist natürlich nicht nur die Leistungsentscheidung, son-
dern auch die Geltendmachung von Ersatz- und Erstattungsan-
sprüchen. 
 
Bei den sonstigen Transferleistungen betreffen die meisten vertrag-
lichen Vereinbarungen die Gewährung von Zuschüsse zu laufen-
den Zwecken sozialer Einrichtungen und Maßnahmen. Also die 
Förderung und Unterstützung ehrenamtlicher Tätigkeiten, auf wel-
che die Stadt auch zur Reduzierung von Haushaltsbelastungen zu-
künftig noch stärker angewiesen sein wird. Dennoch sind auch die-
se Leistungsvereinbarungen bei der Konsolidierungsaufgabe der 
Aufwandsreduzierung nicht ausgenommen. 
 
Die Reduzierung der (anderen) Umlagen war dagegen schon in 
den vergangenen Jahren ein erklärtes Ziel der städtischen Ein-
flussnahme auf die Aktivitäten und die Haushaltswirtschaft der 
Zweckverbände.  
 



Doppischer Budgetplan 2012/2013 

- 110 - 
 

Schon bedingt durch die in den mittelfristigen Planungen der Zweck-
verbände zu erkennenden Kostensteigerungen bleibt dies auch aktuell 
und in den Folgejahren ein wichtiges Thema. Durch die im Vorjahr er-
folgte Auflösung des Musikschulzweckverbandes ist ab dem Haus-
haltsjahr 2012 diese Verbandsumlage nicht mehr veranschlagt.  
 
Wenn auch aufgrund der Auflösungsfolgewirkung nun Personalkosten 
anfallen, werden diese durch den vorgegebenen Einsatz dieser Be-
schäftigten zum großen Teil durch entsprechende Entgelte kompen-
siert, so dass sich im Ergebnis dauerhaft eine merkliche Haushaltsent-
lastung ergibt. 
 
Eigenbetriebe und eigenbetriebsähnliche Einrichtungen werden in 
Rösrath nicht mehr geführt. Dementsprechend sind auch keine Ver-
luste innerhalb des Haushaltes auszugleichen.  
 
Insbesondere die so genannten kostenrechnenden Einrichtungen, 
welche früher als Regiebetrieb oder als Eigenbetrieb geführt wurden, 
sind heute im Kommunalunternehmen StadtWerke Rösrath AöR ge-
bündelt. Sowohl bei der damaligen Unternehmensgründung, als auch 
bei der späteren Aufgabenerweiterung haben die Maßstäbe des § 109 
Abs. 2 GO NRW Pate gestanden. Hier ist bis heute unverändert fest-
zuhalten, dass durch die innerhalb des Kommunalunternehmens er-
folgenden Verlustabdeckungen der defizitären Aufgabenbereiche ein 
bedeutender Beitrag zur Entlastung des städtischen Haushaltes ge-
leistet wird. Diese Entlastung ist auch deutlich höher als sie sich aus 
der Gegenüberstellung von marktüblicher Verzinsung des Eigenkapi-
tals und haushaltsmäßiger Übernahme der vorgenannten Verluste er-
geben würde. 
 
Soweit die Stadt im Zeitraum des Haushaltssicherungskonzeptes 
Aufwendungen für Beteiligungen erbringt, erfolgt dies in aller Regel 
durch Sachleistungen und/oder Personaleinsatz. Wie z. B. im Fall der 
Schloss Eulenbroich GmbH.  
 
 

Wobei die wesentliche Finanzierung des Sach- und Personalein-
satzes regelmäßig über die Beteiligung Dritter durch Spenden er-
folgt, also die geringste mögliche Belastung des Haushaltes bereits 
erreicht ist und oberstes Gebot bleibt. 
 
 

F) Sonstige ordentliche Aufwendungen 
 

Insgesamt gehen die Annahmen des Haushaltssicherungskonzep-
tes bei den sonstigen ordentlichen Aufwendungen davon aus, dass 
eine leichte Absenkung realisiert werden kann. 
 
Im Bereich der sonstigen Personal- und Versorgungsaufwendun-
gen gibt der Leitfaden zur Haushaltssicherung vor, dass diese auf 
die gegebenen gesetzlichen Leistungsverpflichtungen zu begren-
zen sind. Dies wird beachtet.  
 
Insbesondere für die Geschäftsausgaben behält die eingangs unter 
„Aufwendungen allgemein“ angesprochene Deckelung der Aufwen-
dungen eine unverändert betonte Bedeutung. Dieser Aufwandsart 
sind diejenigen Positionen zugeordnet, bei denen die Fachbereiche 
bei den Bemühungen um Reduzierung ihrer Budgetbelastung zu-
erst und unmittelbar konkrete Entscheidungen treffen können. Wie 
sich dies auch in den Beschreibungen der insbesondere zu den 
Haushaltssicherungskonzepten 2010 und 2011 eingebrachten 
Konsolidierungsvorschlägen widerspiegelt. 
 
Verfügungsmittel sind bereits auf einem Mindestwert eingefroren, 
Fraktionszuwendungen auf Grundlage der Konsolidierungsmaß-
nahmen 2011 reduziert. Gleiches gilt auch für viele der übrigen 
sonstigen Aufwendungen, wie z. B. für Aus- und Fortbildung. Hier 
durch den eingeführten Festbetrag pro Mitarbeiter eine Reduzie-
rung des Gesamtaufwandes erreicht.  
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Allerdings darf die Reduzierung in diesem Bereich die dauerhaft not-
wendige Fortbildung und Qualifizierung der Mitarbeiter/innen nicht 
unmöglich machen oder zu einer für die Mitarbeiter/innen lästigen An-
gelegenheit herabstufen. Unqualifiziertes und nicht mit der aktuellen 
Rechtslage vertrautes Personal führt schnell eher zu Mehrkosten im 
laufenden Betrieb, denn zu einer wirtschaftlichen und sparsamen Auf-
gabenerledigung. 
 
 

G) Zinsen und sonstige Finanzaufwendungen 
 

Mit den jährlichen Defiziten des strukturell nicht ausgeglichenen 
Haushaltes wächst auch stetig die im Haushalt auszuweisende Zins-
last. Beim Gesamtschuldenstand, belegt die Stadt Rösrath zwar kei-
nen „Spitzenplatz“, erkennt aber die Vermeidung einer (Netto)-
Neuverschuldung für den Investitionsbereich als zwingend notwendige 
Vorgabe an. Die hierzu in den beiden vorigen HSK-Fortschreibungen 
mit den „Null - €- Kreditaufnehmen“ gesetzten Zeichen können aller-
dings im vorliegenden HSK nicht fortgesetzt werden. Dennoch bleiben 
die in den Jahren 2014 und 2015 ausgewiesenen Kreditaufnahmen 
deutlich unter der Vorgabe des Leitfadens: „Nettoneuverschuldung = 
Null minus ein Drittel“. 
 
Auch bei den Liquiditätskrediten wird stets darauf geachtet, dass die-
se kontinuierlich auf das notwendigste Maß beschränkt bleiben, d. h. 
Guthaben auch zur Rückzahlung dieser Kredite genutzt werden. 
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H) Erträge allgemein 
 

Die geplanten ordentlichen Erträge berücksichtigen einerseits die Ori-
entierungsdaten des Innenministeriums für den Finanzplanungszeit-
raum bis 2015 und andererseits die Erfahrungswerte aus den örtlichen 
Haushaltsergebnissen der letzten Jahre unter Berücksichtigung der 
nach dem Erlass zu § 76 Abs. 2 GO NRW als Mittelwerte berechneten 
Steigerungsraten. Wobei die Orientierungsdaten sich lediglich auf die 
Steuern und ähnliche Abgaben sowie die Zuweisungen des Landes 
beziehen. Für die übrigen Erträge gilt ausschließlich eine eigene Ein-
schätzung. 
 
Vor allem bei denjenigen Ertragspositionen, auf deren Entwicklung der 
Stadt noch die Möglichkeit einer unmittelbaren Einwirkung zufällt, ist 
die örtliche Situation die entsprechende Grundlage für die Bildung der 
Planansätze. Für die Schätzung bzw. Berechnung der örtlichen Steu-
ern gilt dies auch für den über die mittelfristige Ergebnisplanung hin-
ausgehenden Zeitraum. 
 
Für die Berechnung der Steigerungsraten in dem auf 10 Jahre erwei-
terten Planungszeitraum gelten auch die bereits unter A) zu den Auf-
wendungen benannten Vorgaben. 
 
Ebenso sind die Wechselwirkungen zwischen Steuerkraft, Gemeinde-
finanzausgleich und Umlagegrundlagen für jedes einzelne Jahr des 
Planungszeitraumes differenziert berechnet.  
 
Entsprechend der Situation einer „Nothaushaltskommune“ ist hier 
auch berücksichtigt, dass in besonderer Weise darauf zu achten ist, 
alle denkbaren Ertragssteigerungen zu verwirklichen. 
 
Einen Wert für die Entwicklung der Gesamterträge weisen die Orien-
tierungsdaten nicht aus, so dass eine vergleichende Gesamtbetrach-
tung der konkreten Fortschreibung mit der Berechnung nach den Wer-
ten der Orientierungsdaten nicht möglich ist. 
 

I) Steuern und ähnliche Abgaben 
 

Die im Leitfaden für Nothaushaltskommunen vorgegebenen Min-
desthöhen der Realsteuerhebesätze wurden bei Grundsteuer B 
und Gewerbesteuer bereits seit Jahren überschritten. Bei der 
Grundsteuer A mit der zum 01.01.2010 erfolgten Anhebung der 
Steuersätze. Deshalb ist auch für das Haushaltsjahr 2012 noch 
keine weitere Steueranhebung vorgeschlagen worden. Auch nicht 
für die Grundsteuer A, wofür der Mittelwert der Kommunen gleicher 
Größenklasse in NRW inzwischen wieder um 4%-Punkte über dem 
Steuersatz der Stadt Rösrath liegt. Bei dem geringen Aufkommen 
dieser Steuer (ca. 15.000 €) wird dies jedoch als tolerierbar ange-
sehen  
 
Für die Grundsteuer B ist ab dem Haushaltsjahr 2013 eine deutli-
che Anhebung des Hebesatzes (+ 60%-Punkte) und eine daraus 
resultierende Ertragssteigerung von jährlich rd. 600.000 € berück-
sichtigt.  
 
Hintergrund ist hier im Wesentlichen der Vorschlag, die Straßenrei-
nigungsleistung in die Steuer einzubeziehen und damit auf die Ge-
bührenerhebung nach dem Straßenreinigungsgesetz zu verzichten. 
Dies wird bereits in Nachbarkommunen praktiziert. Die genannte 
Hebesatzanhebung entfällt mit einem Anteil von ca. 50%-Punkten 
auf die Abdeckung des Leistungsaufwandes für den Kehr- und Win-
terdienst und mit einem Anteil von 10%-Punkten auf eine reine 
Steuererhöhung zur Haushaltskonsolidierung.  
 
Wesentlicher und für die Wiedererreichung des Haushaltsausglei-
ches von entscheidender Bedeutung sind die in den späteren Jah-
ren vorgesehenen Steuererhöhungen. Wobei evtl. Anhebungen des 
Hebesatzes zur Grundsteuer A wegen des bereits weiter vorne an-
gesprochenen geringen Aufkommens rechnerisch nicht berücksich-
tigt sind. 
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Um den Haushaltsausgleich wieder erreichen und die Erfüllung der 
notwendigen Leistungen in dem erforderlichen Umfange auch künftig 
leisten zu können ist nicht nur eine generelle Verbesserung der Fi-
nanzausstattung der Kommunen – insbesondere im Hinblick auf den 
Umfang und die Anforderungen der übertragenen Pflichtaufgaben – 
erforderlich. Notwendig und unumgänglich ist allerdings auch eine 
deutliche Stärkung des eigenen Finanzierungsbeitrages. 
Beide Anforderungen bzw. zwingenden Voraussetzunge sind bei den 
Ertragsberechnungen im HSK-Planungszeitraum berücksichtigt. 
 
Bei der Haushaltsstruktur der Stadt Rösrath muss die Stärkung des 
eigenen Finanzierungsbeitrages im Schwerpunkt durch die Steigerung 
des Steuerertrages erbracht werden. Vornehmlich durch die Grund-
steuer B. Deshalb werden nach der bereits dargestellten Steuererhö-
hung des Planungsjahres 2013 in den Folgejahren des Haushaltssi-
cherungskonzeptes zur Haushaltskonsolidierung zwei weitere Hebe-
satzanhebungen ausgewiesen. Die erste Anhebung ist am dem Pla-
nungsjahr 2015 berücksichtigt und sieht einen Steuerhebesatz von 
580 v. H. vor, woraus sich eine jährliche Haushaltsverbesserung von 
rd. 1,02 Mio. € ergibt. Um den Haushaltsausgleich im Planungsjahr 
2022 wieder zu erreichen, ist schon für das Planungsjahr 2018 eine 
weitere, noch stärkere Hebesatzanhebung auf den Wert von 700% mit 
einem jährlichen Mehrertrag von rd. 1,25 Mio. € erforderlich. 
 
Aber auch die Gewerbesteuer muss neben der aus Gewerbeansied-
lungen und Unternehmensentwicklungen erwarteten Ertragsentwick-
lung mit einem durch Hebesatzanhebung gesteigerten Aufkommen 
zur Erreichung des Haushaltsausgleiches beitragen. Dementspre-
chend ist schon ab dem Jahre 2015 eine Erhöhung des Hebesatzes 
von 445 v. H. auf 480 v. H. vorgesehen und mit einer Ertragssteige-
rung von jährlich rd. 410.000 € berücksichtigt. 
 
Für die Vergnügungssteuer wird trotz der zum 01.01.2012 vorgesehe-
nen Umstellung des Maßstabes bei der Besteuerung von Geldspielge-
räten der bisherige Planansatz unverändert fortgeschrieben. Über die 
Höhe der dann für die Besteuerung maßgeblichen Einspielergebnisse 

liegen keine ausreichenden Erkenntnisse für eine annähernd siche-
re Neuberechnung des Steuerertrages vor. 
 
Eine Anhebung der Steuersätze für die Hundesteuer ist im Pla-
nungszeitraum nicht eingerechnet. 
 
Einkommen- und Umsatzsteueranteile sind anhand der Abrech-
nungen für das erste Quartal und den vorläufigen Einschätzungen 
des Städte- und Gemeindebundes zur Regionalisierung des Er-
gebnisses der Maisteuerschätzung 2012 berechnet. Und danach 
entsprechend den oben dargelegten Steigerungswerten fortge-
schrieben. 
 
 

J) Leistungsentgelte, Kostenerstattungen  
und Kostenumlagen 

 
Diese Ertragsposition macht von den ordentlichen Erträgen einen 
Anteil rd. 8,8% aus. Der hieraus zu erwirtschaftende Beitrag zur 
Haushaltskonsolidierung kann folglich auch nur gering sein.  
Und davon entfallen rd. 40% (bisher rd. 53%) auf die Elternbeiträge 
für Kindertagesstätten und OGATA. Die mögliche Steigerung dieser 
Erträge ist bereits nach dem Haushaltssicherungskonzept 2010 im 
Haushaltsjahr 2011 realisiert worden. 
 
Entgelte und Kostenerstattungen für die Nutzung städtischer Unter-
künfte sind hier eher als Information zu dieser Ertragsart gehörend 
denn als möglicher Lieferant eines Konsolidierungsbeitrages zu 
nennen. 
 
Daneben verbleiben im Grunde nur noch knapp 30 % der Entgelte 
aus öffentlich-rechtlichen Leistungen, die im Rahmen des Vertret-
baren für eine weitere Ertragssteigerung herangezogen werden 
können. Also die Benutzungsgebühren.  
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Trotz dieser hier zu beachtenden Einschränkungen und gegebenen 
Einengungen sind hier in den Konsolidierungsmaßnahmen auch Ge-
bührenanhebungen ausgewiesen. 
 
 
Als letzte Position dieser Ertragsarten sind die Konzessionsabgaben 
für Strom, Gas und Wasser zu nennen. Seit dem 01.01.2011 (Kon-
zessionsvertrag Wasser mit der StadtWerke Rösrath AöR) sind für al-
le drei Versorgungsbereiche die jeweils höchstzulässigen Konzessi-
onsabgaben vereinbart. Weitere Konsolidierungsbeiträge können bei 
diesen Abgaben nicht mehr von der Stadt selbst gestaltet werden. Er-
tragssteigerungen können sich lediglich noch aus Steigerungen der 
den Konzessionsabgaben zu Grunde liegenden Verbrauchszahlen er-
geben.  
Insbesondere bei der Wasserversorgung birgt die Einführung der 
Konzessionsabgabe allerdings auch die Gefahr, dass der „Schuss 
nach hinten losgeht“. Denn die damit verbundene starke Gebührener-
höhung hat im ersten Abrechnungsjahr 2011 zu einem deutlich redu-
zierten Wasserverkauf geführt. Womit der für die Zahlung der höchst-
möglichen Konzessionsabgabe zu erwirtschaftende Mindestgewinn 
nicht mehr erreicht war. Folge für den städtischen Haushalt: Ein unter 
dem Planwert liegender Ertrag aus dieser Konzessionsabgabe. Bleibt 
für die Zukunft abzuwarten, ob der reduzierte Wasserverkauf 2011 
tatsächlich ausschließlich der Preiserhöhung geschuldet oder eher auf 
die Witterungsverhältnisse zurückzuführen war. Da die für das Jah-
resergebnis der Stadtwerke negativere Ursache nicht ohne weiteres 
ausgeschlossen werden kann, geht die HSK-Planung vorsichtig von 
einer unterhalb der höchstmöglichen Konzessionsabgabe liegenden 
Ertrag aus. 
 
 

K) Finanzerträge 
 

Soweit bei den Erträgen aus Beteiligungen das Kommunalunterneh-
men StadtWerke Rösrath AöR angesprochen ist, wird auf die bereits 
unter ‚Transferaufwendungen’ getroffene Aussage verwiesen. 

Auch die weiteren Beteiligungen – wesentlich die Zweckverbände – 
sind bei der Erwirtschaftung von Erträgen unbeachtlich. Hier liegt 
die Zielrichtung eher bei der Aufwandsreduzierung; siehe auch 
hierzu unter ‚Transferaufwendungen’. 
Bei den die Planausweisung ausmachenden Erträgen handelt es 
sich fast ausschließlich um Zinsen für gewährte Arbeitgeber- und 
Wohnungsbaudarlehen. 
 
 

L) Pflichtaufgaben (Pflichtige Leistungen) 
 

Weitere konkretisierte Einzelmaßnahmen zur Kostenreduzierung 
auch bei den Pflichtaufgaben enthält diese Fortschreibung des 
Haushaltssicherungskonzeptes nicht. Daraus kann abgeleitet wer-
den, dass die gesetzlichen Ansprüche auf kostengünstige Weise 
erfüllt werden. Dennoch ist hier – auch im Rückblick auf den letzten 
Prüfungsbericht der Gemeindeprüfungsanstalt – weiterhin kontinu-
ierlich zu prüfen, ob hier z.B. durch Organisationsentwicklungspro-
zesse oder Geschäftsablaufoptimierungen oder auch Leistungsre-
duzierungen eine noch kostengünstigere, den gesetzlichen Anfor-
derungen genügende Erfüllung dieser Pflichtaufgaben möglich ist. 
 
In dieses Themenfeld gehört auch die interkommunale Zusammen-
arbeit mit dem Ziel, Kosten durch Zentralisierung und Bündelung 
von Aufgaben einzusparen. Umgesetzt ist seit langem die gemein-
same Rechnungsprüfung mit der Stadt Overath.  
Mit der Stadt Overath wird hier derzeit über die Möglichkeiten der 
gemeinsamen Erledigung von Aufgaben und Arbeiten im Bereich 
der Feuerwehren diskutiert. Die grundsätzlich positiven und auch 
optimistischen Positionierungen sind dazu sowohl von den Vertre-
tern der beiden Städte, als auch von den Verantwortlichen der 
Feuerwehren erklärt worden. 
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M) Freiwillige Aufgaben (Freiwillige Leistungen) 
 

Hierzu wird sowohl auf die Vorbemerkungen, als auch auf die Kurzer-
läuterungen zu den einzelnen Aufgaben in der „Übersicht der freiwilli-
gen Leistungen“ (Seiten 79 ff). des Haushaltsbuches 2012 / 2013 Be-
zug genommen. 
 
 

N) Ermächtigungsübertragungen 
 

Die im Leitfaden Haushaltssicherung enthaltene Vorgabe zu Ermäch-
tigungsübertragungen wird seid Aufstellung der Haushaltssicherungs-
konzepte unverändert strikt eingehalten. Im Ergebnisplan werden 
grundsätzlich keine Ermächtigungen in das Folgejahr übertragen. Die 
Ausnahme erfolgte hier lediglich bei alten, im kameralen Sinne als In-
vestitionsmaßnahmen ausgewiesenen Planansätzen, die begonnen 
waren und im doppischen Haushalt im Ergebnisplan dargestellt wur-
den. Die weitere, im Vortrag von 2010 nach 2011 bei Maßnahmen des 
Konjunkturpaketes praktizierte Ausnahme, wird sich im Abschluss des 
Jahres 2011 nicht wiederholen.  
 
 

O) Kostenrechnende Einrichtungen 
 

So genannte „Kostenrechnende Einrichtungen“ werden im Haushalt 
der Stadt nicht mehr geführt, da die hier angesprochenen Aufgaben-
felder seit dem 01.01.2005 von dem Kommunalunternehmen Stadt-
Werke Rösrath AöR wahrgenommen werden. 
 
 

P) Beteiligungen und Nachweis von Konsolidierungseffekten 
bei Ausgliederungen 

 
Hierzu wird auf die bereits unter der Position F) Transferaufwendun-
gen gemachten Ausführungen verwiesen.  
 

 
 
Die weitere und differenziertere Darstellung der angesprochenen 
Effekte wird sich ggf. an dieser Stelle künftig auch aus den zu er-
stellenden Gesamtabschlüssen ergeben. 
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2. Finanzplan 
 
 
Die größten Investitionsmaßnahmen, das KLU-Projekt Haus Eulen-
boich und die Neugestaltung Bahnhof Rösrath sind mit umfassenden 
Fördermitteln finanziert. Eine Finanzierung mit Krediten erfolgte, wie 
bereits unter G) Zinsen und sonstige Finanzaufwendungen angespro-
chen wurde, nur in geringem Umfang und in jedem Falle ohne Netto-
Neuverschuldung. Da im Haushaltsjahr 2011 sowie in der zugehöri-
gen mittelfristigen Finanzplanung 2012-2014 mit jeweils 0,00 € aus-
gewiesene Kreditaufnahme kann nicht in vollem Umfange fortge-
schrieben werden.  
 
Den notwendigen neuen Investitionsmaßnahmen im Bereich der Feu-
erwehr ist es geschuldet, dass in den Planungsjahren 2014 und 2015 
Kreditfinanzierungen in einer Gesamthöhe von 722.000 € veran-
schlagt sind. Bei einem nach der HSK-Vorgabe „Nettoneuverschul-
dung = Null minus ein Drittel“ ggf. zulässigen Kreditrahmen von 1,1 
Mio. €. Da die Prüfungen der insgesamt erforderlichen Baumaßnah-
men im Bereich Feuerschutz frühestens Ende 2012 abgeschlossen 
sein werden, sind in der vorliegenden Finanzplanung möglicherweise 
noch zu geringe Investitionskosten berücksichtigt. In diesem Falle wird 
die nächste Fortschreibung unter Umständen die Ausweisung weiterer 
Kreditaufnahmen erfordern. Eine künftige Steigerung der bisher ermit-
telten eigenen Finanzierungsmöglichkeiten wird sich voraussichtlich 
nicht ergeben. 
 
Die wenigen in der Finanzplanung ausgewiesenen Erlöse aus der 
Veräußerung von Vermögensgegenständen (auszusondernde Feuer-
wehrfahrzeuge und einige Grundstücksverkäufe) sind bindend der Fi-
nanzierung dieser Feuerschutz-Investitionen zugeordnet. Wie sich be-
reits aus den Ausführungen zur (Nicht-)Ausschöpfung des zulässigen 
Kreditdeckels ergibt, werden diese Einzahlungen nicht „on Top“ zur 
Finanzierung weiterer Maßnahmen, sondern zur Minderung des Kre-
ditbedarfs und damit zur Vermeidung von sich aus den Zinsaufwen-
dungen ergebenden Folgelasten eingesetzt. 

3.  Bilanz 
 
 
Grundsätzlich sind die sich in Ergebnis- und Finanzrechnung wie-
derfindenden Ergebnisse mit ihren entsprechenden Auswirkungen 
auf die Bilanz in den vorstehend erläuterten Positionen des Leitfa-
dens bereits angesprochen. Zwar wird bei den unverändert ausge-
wiesenen hohen Defiziten keine Rückführung der Liquiditätskredite 
erricht, aber im Ergebnis führt jede einzelne Konsolidierungsmaß-
nahme zumindest zur Minderung dieses Kreditbedarfes.  
 
Die Reduzierung der längerfristigen Verbindlichkeiten aus den In-
vestitionskrediten wird durch den Verzicht auf die Veranschlagung 
neuer Kredite bereits in mehreren Jahren in voller Höhe der Til-
gungsleistungen erreicht. 
 
Die Untersuchung und Prüfung der Möglichkeiten zur Veräußerung 
von Vermögen, das nicht oder nicht mehr für öffentliche Zwecke 
benötigt wird, ist ein ständiger Prozess in den zuständigen Fachbe-
reichen.  
 
 
4. Maßnahmen zur Umsetzung des HSK 
 
Alle in den beiden letzten Fortschreibungen des Haushaltssiche-
rungskonzeptes in den Jahren 2010 und 2011 ausgewiesenen 
Konsolidierungsmaßnahmen sind nachfolgend unter Angabe der 
dazu erwarteten Ergebnisverbesserungen dargestellt.  
 
Weitere Maßnahmen sind im Haushaltsplan bei den jeweils be-
troffenen Produkten ausgewiesen und beschrieben. Dazu gehören 
auch die Fortschreibungen von bereits in Vorjahren benannten 
Konsolidierungsmaßnahmen. 
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Wie die vorliegende Finanzplanung mit den weiterhin notwendigen Ausweisungen hoher Fehlbeträge belegt, reichen alle bisher genannten 

Maßnahmen natürlich nicht aus, die Defizite abzubauen und den Haushaltsausgleich wieder herzustellen.  

Woraus für die Zukunft folgt, dass es auch bei einer - auf Landes- und Bundesebene eingeforderten und erforderlichen - deutlichen Verbesse-

rung der kommunalen Finanzierungsstrukturen erforderlich bleiben wird, auch selbst vor Ort, und auch auf der Ausgabenseite noch viel deut-

lichere, harte und schmerzhafte Konsolidierungsmaßnahmen zu entscheiden und umzusetzen. Und dies gilt nicht nur für die Stadt Rösrath 

 

Sonst ist die immer noch so gefühlte große Entfernung bis „Griechenland“ tatsächlich doch viel kleiner. 
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Seiten 129 bis 200 unbesetzt 
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